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Beschlussempfehlung

Ausschuss
für Wissenschaft und Kultur

Hannover, den 31.10.2006

a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Hochschulgesetzes und
anderer Gesetze

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 15/2670

b) Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Hochschulautonomie

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD - Drs. 15/2715

Berichterstatterin: Abg. Alice Graschtat (SPD)
(Es ist ein mündlicher Bericht vorgesehen.)

Der Ausschuss für Wissenschaft und Kultur empfiehlt dem Landtag,

1. den Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 15/2670 - mit den aus der Anlage ersichtlichen
Änderungen anzunehmen,

2. den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD - Drs. 15/2715 - abzulehnen und

3. die in die Beratung einbezogenen Eingaben 00899, 02727, 02728, 02829 und 03080 für erle-
digt zu erklären.

Christina Bührmann

Vorsitzende
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Gesetz Gesetz
zur Änderung

des Niedersächsischen Hochschulgesetzes
und anderer Gesetze

zur Änderung
des Niedersächsischen Hochschulgesetzes

und anderer Gesetze

Artikel 1 Artikel 1
Änderung des Niedersächsischen Hochschulgesetzes Änderung des Niedersächsischen Hochschulgesetzes

Das Niedersächsische Hochschulgesetz vom
24. Juni 2002 (Nds. GVBl. S. 286), zuletzt geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 15. Dezember 2005
(Nds. GVBl. S. 426), wird wie folgt geändert:

Das Niedersächsische Hochschulgesetz vom
24. Juni 2002 (Nds. GVBl. S. 286), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juni 2006 (Nds.
GVBl. S. 239), wird wie folgt geändert:

  1. § 1 wird wie folgt geändert:   1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: aa) unverändert

„1Das für die Hochschulen zuständige
Ministerium (Fachministerium) trifft mit
jeder Hochschule aufgrund der Landes-
hochschulplanung und der Entwick-
lungsplanung der jeweiligen Hochschule
Zielvereinbarungen, die sich in der Re-
gel auf mehrere Jahre beziehen.“

bb) Satz 4 erhält folgende Fassung: bb) Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4Gegenstände der Zielvereinbarungen
sind insbesondere

„4Gegenstände der Zielvereinbarungen
sind insbesondere

1. die Zahl der Studienplätze sowie
die Einrichtung, wesentliche Ände-
rung oder Schließung von Studien-
gängen,

1. unverändert

2. die Erfüllung der Aufgaben nach
§ 3,

2. die Art und Weise der Erfüllung
der Aufgaben nach § 3,

3. die Sicherung und Verbesserung
der Qualität von Lehre, Forschung
und Nachwuchsförderung,

3. die Sicherung und Verbesserung
der Qualität von Lehre, Forschung,
Förderung des wissenschaftli-
chen und künstlerischen Nach-
wuchses sowie die Weiterbildung
einschließlich Evaluation,

4. die Schwerpunkt- und Profilbildung
sowie die Internationalisierung in
allen Aufgabenbereichen,

4. unverändert

5. die Erhebung von Gebühren und
Entgelten und

5. unverändert
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6. die Höhe der laufenden Zuführun-
gen des Landes an die Hochschu-
len.“

6. unverändert

cc) Es wird der folgende Satz 5 angefügt: cc) Es wird der folgende Satz 5 angefügt:

„5Die Hochschulen berichten dem Fach-
ministerium auf dessen Aufforderung,
mindestens aber in Abständen von zwei
Jahren, über den Stand der Verwirkli-
chung der vereinbarten Ziele.“

„5Die Hochschulen berichten dem Fach-
ministerium auf dessen Aufforderung
__________ über den Stand der Ver-
wirklichung der vereinbarten Ziele.“

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) 1Die Leistungsverpflichtungen des
Landes stehen unter dem Vorbehalt

„(4) 1____ Leistungsverpflichtungen des
Landes aus einer Zielvereinbarung stehen
unter dem Vorbehalt

1. der Festsetzungen des Haushaltsplans
des Landes sowie eventueller Nach-
tragshaushalte und

____der Festsetzungen des Haushaltsplans
des Landes und des Bundes sowie
eventueller Nachtragshaushalte ____.

2. der Festsetzungen des Haushaltsplans
des Bundes sowie eventueller Nach-
tragshaushalte.

2. wird hier gestrichen

2Verpflichtet sich das Land in einer Zielver-
einbarung zu Leistungen, in die Leistungen
Dritter, die unter Vorbehalt stehen, einge-
rechnet sind, so ist dies bei der Beschreibung
und finanziellen Bewertung von Projekten in
die Zielvereinbarung aufzunehmen. 3Tritt ein
Vorbehaltsfall ein, so ist die Zielvereinbarung
anzupassen. 4Wenn und soweit eine Zielver-
einbarung nicht zustande kommt, kann das
Fachministerium nach Anhörung der Hoch-
schule und, im Fall des Absatzes 3 Satz 3
auch der Stiftung, eine Zielvorgabe erlassen,
wenn dies zur Sicherung der Hochschu-
lentwicklung der jeweiligen Hochschule
oder der Hochschulen in staatlicher Ver-
antwortung geboten ist.“

2Verpflichtet sich das Land __________ zu
Leistungen, in die Leistungen Dritter, die unter
Vorbehalt stehen, eingerechnet sind, so ist
dies bei der Beschreibung und finanziellen
Bewertung von Projekten in die Zielvereinba-
rung aufzunehmen. 3Tritt ein Vorbehaltsfall
ein, so ist die Zielvereinbarung anzupassen.
4__________.“

b/1) Es wird der folgende Absatz 5 angefügt:

„(5) Wenn und soweit eine Zielvereinba-
rung nicht zustande kommt, kann das
Fachministerium nach Anhörung der Hoch-
schule und, im Fall des Absatzes 3 Satz 3
auch der Stiftung, eine Zielvorgabe erlassen,
wenn dies zur Sicherung der Hochschu-
lentwicklung der jeweiligen Hochschule
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oder der Hochschulen in staatlicher Ver-
antwortung geboten ist.“

  2. § 2 wird wie folgt geändert:   2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: b) unverändert

„2Die Grundordnung kann eine Ergänzung
des Namens der Hochschule, insbesondere
um einen profilkennzeichnenden Zusatz be-
stimmen.“

  3. § 3 erhält folgende Fassung:   3. § 3 erhält folgende Fassung:

„§ 3
Aufgaben der Hochschulen

„§ 3
Aufgaben der Hochschulen

(1) 1Aufgaben der Hochschulen sind (1) 1Aufgaben der Hochschulen sind

  1. die Pflege und Entwicklung der Wissen-
schaften und Künste durch Forschung, Lehre,
Studium und Weiterbildung in einem freiheitli-
chen, demokratischen und sozialen Rechts-
staat,

  1. unverändert

  2. die Vorbereitung auf berufliche Tätigkeiten,
die die Anwendung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse und Methoden oder die Fähigkeit
zu künstlerischer Gestaltung voraussetzen,

  2. unverändert

  3. die Förderung des wissenschaftlichen und
künstlerischen Nachwuchses,

  3. unverändert

  4. die Förderung des Wissens- und Technolo-
gietransfers,

  4. unverändert

  5. die Förderung der internationalen Zusam-
menarbeit im Hochschulbereich und des
Austauschs zwischen deutschen und auslän-
dischen Hochschulen unter besonderer Be-
rücksichtigung der Belange ausländischer
Studierender,

  5. unverändert

  6. die Weiterbildung ihres Personals,   6. unverändert

  7. die Mitwirkung an der sozialen Förderung der
Studierenden unter Berücksichtigung der be-
sonderen Bedürfnisse von Studierenden mit
Kindern und behinderter Studierender,

  7. die Mitwirkung an der sozialen Förderung der
Studierenden unter Berücksichtigung der be-
sonderen Bedürfnisse von Studierenden mit
Kindern und behinderter Studierender, wobei
die Hochschulen dafür Sorge tragen, dass
behinderte Studierende in ihrem Studium
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nicht benachteiligt werden und die Ange-
bote der Hochschule möglichst ohne
fremde Hilfe in Anspruch nehmen können,

  8. die Vergabe von Stipendien an Studierende
aufgrund besonderer Leistungen oder her-
ausgehobener Befähigungen sowie zur För-
derung der unter Nummer 5 genannten Ziele,
die unbeschadet von § 11 Abs. 1 Satz 3 auch
aus Einnahmen aus Studienbeiträgen finan-
ziert werden können,

  8. die Vergabe von Stipendien an Studierende
aufgrund besonderer Leistungen oder her-
ausgehobener Befähigungen sowie zur För-
derung der unter Nummer 5 genannten Ziele,
__________,

  9. die Förderung des Sports und   9. die Förderung der kulturellen und musi-
schen Belange sowie des Sports an den
Hochschulen und

10. die Unterrichtung der Öffentlichkeit über die
Erfüllung ihrer Aufgaben.

10. unverändert

2Sie wirken dabei untereinander und mit anderen
staatlichen und staatlich geförderten Forschungs-
und Bildungseinrichtungen zusammen. 3Sie kön-
nen andere Aufgaben übernehmen, soweit diese
mit ihren gesetzlichen Aufgaben zusammenhängen
und deren Erfüllung durch die Wahrnehmung der
neuen Aufgaben nicht beeinträchtigt wird.

2Sie wirken dabei untereinander und mit anderen
staatlichen und staatlich geförderten Forschungs-
und Bildungseinrichtungen zusammen. 3Sie kön-
nen andere Aufgaben übernehmen, soweit diese
mit ihren gesetzlichen Aufgaben zusammenhängen
und deren Erfüllung durch die Wahrnehmung der
neuen Aufgaben nicht beeinträchtigt wird.

(2) 1Die Hochschulen entwickeln und betrei-
ben, auch hochschulübergreifend, koordinierte In-
formationsinfrastrukturen im Verbund von Hoch-
schulbibliotheken, Hochschulrechenzentren und
anderen Einrichtungen. 2Sie ermöglichen der Öf-
fentlichkeit den Zugang zu wissenschaftlicher In-
formation.

(2) 1Die Hochschulen entwickeln und betrei-
ben ____ hochschulübergreifend_ koordinierte In-
formationsinfrastrukturen im Verbund von Hoch-
schulbibliotheken, Hochschulrechenzentren und
anderen Einrichtungen. 2Sie ermöglichen der Öf-
fentlichkeit den Zugang zu wissenschaftlicher In-
formation.

(3) 1Die Hochschulen fördern bei der Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben die tatsächliche Durch-
setzung der Chancengleichheit von Frauen und
Männern und wirken auf die Beseitigung bestehen-
der Nachteile hin (Gleichstellungsauftrag). 2Sie tra-
gen zur Förderung der Frauen- und Geschlechter-
forschung bei.

(3) unverändert

(4) 1Den Universitäten und den Hochschulen
nach § 2 Nrn. 1, 7, 8, 9 und 19 (Universitäten und
gleichgestellte Hochschulen) obliegt die Ausbildung
des wissenschaftlichen und künstlerischen Nach-
wuchses. 2Die Fachhochschulen dienen den an-
gewandten Wissenschaften oder der Kunst durch
Lehre, Studium, Weiterbildung sowie praxisnahe
Forschung und Entwicklung.

(4) unverändert
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(5) 1Die Medizinische Hochschule Hannover
und die Universitätsmedizin Göttingen (humanme-
dizinische Einrichtungen) sowie die Tierärztliche
Hochschule Hannover nehmen zusätzlich Aufga-
ben der Krankenversorgung oder der tiermedizini-
schen Versorgung wahr und erbringen Dienstlei-
stungen im Rahmen des öffentlichen Gesundheits-
wesens. 2Die humanmedizinischen Einrichtungen
und die Tierärztliche Hochschule Hannover beteili-
gen sich an der Ausbildung von Angehörigen ande-
rer als ärztlicher Heilberufe.

(5) 1Die Medizinische Hochschule Hannover
und die Universitätsmedizin Göttingen (humanme-
dizinische Einrichtungen) sowie die Tierärztliche
Hochschule Hannover __________ erbringen zu-
sätzlich Dienstleistungen im Rahmen des öffentli-
chen Gesundheitswesens. 1/1Die humanmedizini-
schen Einrichtungen nehmen auch Aufgaben der
Krankenversorgung, die Tierärztliche Hochschule
Hannover nimmt solche der tiermedizinischen Ver-
sorgung wahr. 2Die humanmedizinischen Einrich-
tungen und die Tierärztliche Hochschule Hannover
beteiligen sich an der Ausbildung von Angehörigen
anderer als ärztlicher Heilberufe.

(6) 1Der Fachhochschule Oldenburg/Ost-
friesland/Wilhelmshaven obliegt die seemännische
Fachschulausbildung als staatliche Aufgabe. 2Die
Organisation der Ausbildung kann abweichend vom
Zweiten Teil des Niedersächsischen Schulgesetzes
erfolgen.

(6) unverändert

(7) Die Hochschulen können im Zusammen-
wirken mit den Schulen besonders befähigte
Schülerinnen und Schüler ausbilden.

(7) unverändert

(8) 1Das Fachministerium wird ermächtigt,
nach § 40 Abs. 2 Satz 1 des Bundesausbildungs-
förderungsgesetzes (BAföG) durch Verordnung
Ämter für Ausbildungsförderung bei den Hoch-
schulen oder bei Studentenwerken einzurichten
und ihnen auch die Zuständigkeit für andere Aus-
zubildende zu übertragen, die Ausbildungsförde-
rung wie Studierende an Hochschulen erhalten. 2In
der Verordnung kann auch bestimmt werden, dass
die Ämter für Ausbildungsförderung die Studen-
tenwerke zur Durchführung ihrer Aufgaben heran-
ziehen und dass ein an einer Hochschule errichte-
tes Amt für Ausbildungsförderung auch zuständig
ist für Auszubildende, die an anderen Hochschulen
eingeschrieben sind. 3Soweit Ämter für Ausbil-
dungsförderung bei Studentenwerken errichtet
sind, ist deren örtliche Zuständigkeit durch Verord-
nung des Fachministeriums zu bestimmen.

(8) unverändert

(9) Das Studienkolleg an der Universität Han-
nover und das Institut für ausländische Fachhoch-
schulbewerberinnen und -bewerber an der Fach-
hochschule Hannover (Studienkollegs) vermitteln
Personen, deren Vorbildungsnachweise einer
deutschen Hochschulzugangsberechtigung nicht
entsprechen, die Kenntnisse und Fertigkeiten, die
für ein erfolgreiches Studium vorauszusetzen sind.“

(9) 0/1Das Fachministerium kann an Hoch-
schulen Studienkollegs errichten. 1Das Studien-
kolleg __________ bereitet die Kollegiatinnen
und Kollegiaten, deren ausländische ____Bil-
dungsnachweise einer deutschen Hochschulzu-
gangsberechtigung nicht entsprechen, auf die
nach § 18 Abs. 10 Satz 1 abzulegende Prüfung
vor. 2Es vermittelt ihnen insbesondere den für
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ein erfolgreiches Studium notwendigen Bildungs-
stand __________.“

  4. § 4 wird wie folgt geändert:   4. unverändert

a) In Satz 1 werden die Worte „des Bereichs
Humanmedizin der Universität Göttingen“
durch die Worte „der Universitätsmedizin Göt-
tingen“ ersetzt.

b) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Die Landeshochschulkonferenz kann in
ihre Beratungen die Personalvertretungen
der Hochschulen in geeigneter Weise ein-
beziehen.“

  5. § 5 erhält folgende Fassung:   5. § 5 erhält folgende Fassung:

„§ 5
Evaluation von Forschung und Lehre

„§ 5
Evaluation von Forschung und Lehre

(1) 1Die Hochschule bewertet in regelmäßigen
Abständen die Erfüllung ihrer Aufgaben in For-
schung und Lehre (interne Evaluation). 2Die Studie-
renden sind bei der Bewertung der Lehre zu betei-
ligen. 3Das Verfahren der internen Evaluation regelt
die Hochschule. 4Zur Qualitätssicherung und -ver-
besserung führen unabhängige, wissenschaftsnahe
Einrichtungen in angemessenen Abständen eine
externe Evaluation durch. 5Die Evaluationsergeb-
nisse sollen veröffentlicht werden.

(1) unverändert

(2) 1Den Studierenden ist es zu ermöglichen,
die Qualität der Lehrveranstaltungen regelmäßig,
mindestens aber alle zwei Jahre zu bewerten. 2Die
Ergebnisse sind im Rahmen der Evaluation der
Lehre zu berücksichtigen. 3Das Nähere, insbeson-
dere das Verarbeiten der erforderlichen personen-
bezogenen Daten des wissenschaftlichen und
künstlerischen Personals, regeln die Hochschulen
in einer Ordnung. 4§ 17 Abs. 1 und 2 gilt entspre-
chend.“

(2) 1Den Studierenden ist es zu ermöglichen,
die Qualität der Lehrveranstaltungen ____ minde-
stens __________ jährlich zu bewerten. 2Die Er-
gebnisse sind im Rahmen der Evaluation der Lehre
zu berücksichtigen. 3Das Nähere __________ re-
geln die Hochschulen in einer Ordnung.
4__________.“

  6. § 6 wird wie folgt geändert:   6. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden ein Semikolon und
das Wort „Studienberatung“ angefügt.

a) unverändert
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die Hochschule richtet Studiengänge
ein oder ändert oder schließt sie; die
Maßnahmen werden wirksam mit der
Aufnahme in die Zielvereinbarung.“

„1Nach Maßgabe der in den Zielver-
einbarungen (§ 1 Abs. 3) getroffenen
Festlegungen richtet die Hochschule
Studiengänge ein, nimmt wesentliche
Änderungen von Studiengängen vor
oder schließt sie __________.“

bb) In Satz 2 wird nach dem Wort „unab-
hängige“ das Wort „und“ durch ein
Komma ersetzt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort
„Studiengang“ die Worte „oder die“
durch die Worte „und jede“ und nach
dem Wort „unabhängige“ das Wort „und“
durch ein Komma ersetzt.

cc) In Satz 4 werden die Worte „ist zu
schließen“ durch die Worte „wird durch
Verfügung des Fachministeriums ge-
schlossen“ ersetzt.

cc) Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4Abweichend von Satz 1 wird ein
Studiengang durch Verfügung des
Fachministeriums geschlossen, wenn er
entgegen der Zielvereinbarung ange-
boten wird.“

c) Die Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fas-
sung:

c) unverändert

„(3) 1Für jeden Studiengang ist eine Re-
gelstudienzeit festzulegen, die maßgebend ist
für die Gestaltung der Studiengänge und des
Lehrangebots sowie die Ermittlung und Fest-
stellung der Ausbildungskapazitäten. 2Die
Regelstudienzeit beträgt bei Studiengängen
mit dem Abschluss

1. Bachelor mindestens drei und höchstens
vier Jahre,

2. Master mindestens ein Jahr und höch-
stens zwei Jahre,

3. Diplom an Fachhochschulen höchstens
vier und an Universitäten und gleichge-
stellten Hochschulen höchstens vierein-
halb Jahre und

4. Magister höchstens viereinhalb Jahre.

3Bei konsekutiven Studiengängen, die zu ei-
nem Bachelorgrad und einem darauf aufbau-
enden Mastergrad führen, beträgt die Ge-
samtregelstudienzeit höchstens fünf Jahre.
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4Andere Regelstudienzeiten dürfen in beson-
ders begründeten Fällen festgesetzt werden;
dies gilt auch für Studiengänge, die in beson-
deren Studienformen wie Kompakt- oder Teil-
zeitstudiengängen für Studierende angeboten
werden.

(4) 1Die Hochschulen unterstützen die
Studierenden beim Erwerb einer internatio-
nalen Qualifikation insbesondere durch Inte-
gration und Vermittlung von Studienzeiten im
Ausland. 2Im Ausland erbrachte Studien- und
Prüfungsleistungen werden als Studien- und
Prüfungsleistungen nach Maßgabe eines von
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union
allgemein anerkannten Bewertungssystems in
inhaltlich vergleichbaren Studiengängen an-
erkannt. 3Für Absolventinnen und Absolven-
ten eines Hochschulstudiums sind zur Ver-
mittlung weiterer wissenschaftlicher oder be-
ruflicher Qualifikationen oder zur Vertiefung
eines Studiums postgraduale Studiengänge
anzubieten; postgraduale Studiengänge an
Universitäten und gleichgestellten Hochschu-
len können auch der Heranbildung des wis-
senschaftlichen und künstlerischen Nach-
wuchses dienen. 4Postgraduale Studiengän-
ge, die zu einem Mastergrad führen, sollen
höchstens zwei Jahre dauern.“

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert: d) unverändert

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Die Hochschulen nehmen die Studien-
beratung als eigene Aufgabe wahr.“

  7. § 7 wird wie folgt geändert:   7. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „oder
verwandten“ durch die Worte „oder einem
verwandten“ ersetzt.

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „oder
verwandten“ durch die Worte „oder einem
verwandten“ ersetzt.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Studien- und Prüfungsleistungen
sollen auf der Grundlage eines Leistungs-
punktsystems bewertet werden. 2Fachlich ein-
schlägige Leistungspunkte werden auf gleiche
oder verwandte Studiengänge derselben oder
anderer Hochschulen ohne besondere Gleich-

„(2) 1Studien- und Prüfungsleistungen
sollen auf der Grundlage eines Leistungs-
punktsystems bewertet werden. 2__________
Leistungspunkte werden auf gleiche oder ver-
wandte Studiengänge derselben oder anderer
Hochschulen ohne besondere Gleichwertig-
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wertigkeitsprüfung nach Maßgabe der Prü-
fungsordnung angerechnet.“

keitsprüfung nach Maßgabe der Prüfungsord-
nung angerechnet.“

c) Absatz 3 Satz 3 erhält folgende Fassung: c) Absatz 3 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Das Fachministerium erlässt zur Wahrung
der Einheitlichkeit und Gleichwertigkeit von
Hochschulprüfungen eine Verordnung über
die allgemeinen Bestimmungen für die Ord-
nungen, die die Prüfungsverfahren regeln.“

„3Das Fachministerium erlässt zur Wahrung
der Einheitlichkeit und Gleichwertigkeit von
Hochschulprüfungen eine Verordnung über
die allgemeinen Bestimmungen für Prü-
fungsordnungen __________.“

d) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt: d) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt:

„(4) Die Prüfungsordnungen können be-
stimmen, dass eine Prüfung als endgültig
nicht bestanden gilt, wenn eine bestimmte
Anzahl von Prüfungsleistungen oder Lei-
stungspunkten innerhalb eines vorgegebenen
Zeitraums oder einer bestimmten Zahl von
Studiensemestern oder -trimestern nicht er-
reicht ist.

„(4) Die Prüfungsordnungen können be-
stimmen, dass eine Prüfung als endgültig
nicht bestanden gilt, wenn geforderte
__________ Prüfungsleistungen nicht
__________ innerhalb eines vorgegebenen
Zeitraums __________ erbracht werden und
die oder der Studierende dies zu vertreten
hat.

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. e) unverändert

  8. Dem § 8 werden die folgenden Absätze 4 und 5
angefügt:

  8. wird gestrichen

„(4) Werden Grade nach einer Ausbildung an
einer Einrichtung außerhalb des Hochschulbe-
reichs aufgrund einer Vereinbarung mit einer inlän-
dischen Hochschule vergeben (Franchising-Verfah-
ren), so ist neben der Hochschule auch die Ein-
richtung anzugeben, an der die Ausbildung durch-
geführt worden ist.

(5) § 6 a Abs. 5 des Niedersächsischen Be-
rufakademiegesetzes (Nds. BAkadG) gilt entspre-
chend für Abschlüsse von Bachelor-Ausbildungs-
gängen, die an der Berufsakademie eines anderen
Bundeslandes erworben worden sind, wenn die
Voraussetzungen des § 6 a Abs. 2 und 3 Nds. BA-
kadG erfüllt sind.“

(jetzt Artikel 4/1)

  9. § 9 wird wie folgt geändert:   9. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Die Universitäten und gleichge-
stellten Hochschulen haben das Recht zur
Promotion in von ihnen vertretenen Fächern,
soweit sie universitäre Master-, Diplom-, oder
Magisterstudiengänge oder entsprechende
Studiengänge, die mit einem Staatsexamen

„(1) 1Die Universitäten und gleichge-
stellten Hochschulen haben das Recht zur
Promotion in den von ihnen vertretenen Fä-
chern, soweit sie in diesen universitäre Ma-
ster-, Diplom-, oder Magisterstudiengänge
oder diesen entsprechende Studiengänge,
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abschließen, anbieten. 2Die Promotion ist der
Nachweis der Befähigung zu selbständiger
vertiefter wissenschaftlicher Arbeit; er wird
durch eine Dissertation und eine mündliche
Prüfung erbracht. 3Die Promotion berechtigt
zum Führen des Doktorgrades mit einem das
Fachgebiet kennzeichnenden Zusatz. 4Pro-
motionsverfahren sollen auch mit anderen
Hochschulen und Forschungseinrichtungen
außerhalb der Hochschulen durchgeführt
werden.“

die mit einem Staatsexamen abschließen,
anbieten. 2Die Promotion ist der Nachweis der
Befähigung zu selbständiger vertiefter wis-
senschaftlicher Arbeit; er wird durch eine Dis-
sertation und eine mündliche Prüfung er-
bracht. 3Die Promotion berechtigt zum Führen
des Doktorgrades mit einem das Fachgebiet
kennzeichnenden Zusatz. 4Promotionsverfah-
ren sollen auch mit anderen Hochschulen und
mit Forschungseinrichtungen außerhalb der
Hochschulen durchgeführt werden.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Zur Promotion kann als Doktorandin
oder Doktorand zugelassen werden, wer
einen Master-, Diplom- oder Magister-
Studiengang oder einen entsprechenden
Studiengang, der zu einem Staatsex-
amen führt, abgeschlossen hat.“

„1Zur Promotion kann als Doktorandin
oder Doktorand zugelassen werden, wer
einen Master-, Diplom- oder Magister-
Studiengang oder einen diesen ent-
sprechenden Studiengang, der zu einem
Staatsexamen führt, abgeschlossen
hat.“

bb) Es wird der folgende Satz 3 angefügt: bb) Es wird der folgende Satz 3 angefügt:

„3Doktorandinnen und Doktoranden ha-
ben sich in Promotionsstudiengängen
oder, sofern ein geeigneter Promotions-
studiengang nicht eingerichtet ist, in dem
Promotionsfach zu immatrikulieren.“

„3Doktorandinnen und Doktoranden ha-
ben sich __________ als Promotions-
studierende einzuschreiben.“

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: c) unverändert

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Promotionsverfahren werden auf der
Grundlage von Promotionsordnungen
durchgeführt, die von dem für das Fach
zuständigen Fakultätsrat zu beschließen
sind.“

bb) Satz 3 wird gestrichen.

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: d) unverändert

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Eine Ordnung kann vorsehen, dass der
Abschluss einer mindestens zwei-
semestrigen Meisterklasse oder eines
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Konzertexamens zum Führen einer hier-
auf hinweisenden Bezeichnung berech-
tigt.

10. Nach § 9 wird der folgende § 9 a eingefügt: 10. Nach § 9 wird der folgende § 9 a eingefügt:

„§ 9 a
Habilitation

„§ 9 a
Habilitation

(1) 1Die Habilitation dient dem Nachweis her-
ausgehobener Befähigung zu selbständiger wis-
senschaftlicher Forschung und zu qualifizierter
selbständiger Lehre. 2Die Zulassung zur Habilitati-
on setzt eine Promotion oder den Nachweis einer
gleichwertigen Befähigung voraus.

(1) 0/1Die Universitäten und die gleichge-
stellten Hochschulen haben das Habilitations-
recht in dem Umfang, in dem ihnen das Promo-
tionsrecht zusteht. 1Die Habilitation dient dem
Nachweis herausgehobener Befähigung zu selb-
ständiger wissenschaftlicher Forschung und zu
qualifizierter selbständiger Lehre. 2Die Zulassung
zur Habilitation setzt eine Promotion oder den
Nachweis einer gleichwertigen Befähigung voraus.

(2) 1Die Habilitation berechtigt, den Titel ‚Pri-
vatdozentin’ oder ‚Privatdozent’ zu führen; der
Doktorgrad kann um einen auf die Habilitation hin-
weisenden Zusatz ergänzt werden. 2Privatdozen-
tinnen und -dozenten haben aufgrund dieses
Rechtsverhältnisses das akademische Recht zur
selbständigen Lehre an der Hochschule. 3Rechte
und Pflichten aus einem eventuell bestehenden
Dienstverhältnis zur Hochschule werden hierdurch
nicht berührt. 4Die Privatdozentur begründet keinen
Anspruch auf einen Arbeitsplatz.

(2) 0/1Mit der Habilitation wird der oder dem
Habilitierten die Befugnis zur selbständigen Leh-
re an der Hochschule für ein bestimmtes wissen-
schaftliches Fach oder Fachgebiet erteilt (Lehr-
befugnis). 1Die Erteilung der Lehrbefugnis be-
rechtigt zur Führung des Titels ‚Privatdozentin’
oder ‚Privatdozent’ ____; der Doktorgrad kann um
einen auf die Habilitation hinweisenden Zusatz er-
gänzt werden. 2__________. 3Rechte und Pflichten
aus einem eventuell bestehenden Dienstverhältnis
zur Hochschule werden durch die Lehrbefugnis
nicht berührt. 4Sie begründet kein Beamten- oder
Arbeitsverhältnis und keinen Anspruch auf einen
Arbeitsplatz.

(3) Das Nähere regelt die Habilitationsord-
nung.“

(3) unverändert

11. § 10 wird wie folgt geändert: 11. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird der folgende Satz 5 an-
gefügt:

a) wird gestrichen

„5Die Sätze 1 bis 4 gelten auch für nach § 8
Abs. 4 durch eine Hochschule im Ausland
verliehene Grade.“

b) Dem Absatz 2 wird der folgende Satz 3 an-
gefügt:

b) In Absatz 2 wird der folgende neue Satz 2
eingefügt:

„3Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.“ „2Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.“

b/1) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.
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c) In Absatz 4 werden nach dem Wort „Äquiva-
lenzvereinbarungen“ ein Komma und die Wor-
te „Vereinbarungen der Länder“ eingefügt.

c) unverändert

12. § 11 wird wie folgt geändert: 12. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa/0) Es werden die folgenden neuen Sät-
ze 3 und 4 eingefügt:

„3Für je zwei Semester oder Trimester
eines Teilzeitstudiums im Sinne des
§ 19 Abs. 2 Satz 1 oder eines Studi-
ums in einem Teilzeitstudiengang ver-
längert sich der Zeitraum nach Satz 2
um ein Semester oder Trimester. 4Von
Studierenden in Teilzeitstudiengän-
gen und von Studierenden, die nach
§ 19 Abs. 2 zugelassen sind, sind ab-
weichend von Satz 2 Studienbeiträge
je Semester in Höhe von 250 Euro
und je Trimester in Höhe von 167 Eu-
ro zu erheben.“

aa) Es werden die folgenden neuen Sätze 5
und 6 eingefügt:

aa) wird (hier) gestrichen (jetzt Absatz 2)

„5Die Einnahmen nach den Sätzen 1
und 2 dürfen durch die Hochschule bei
einer Bank oder Sparkasse in einem
Mitgliedstaat der Europäischen Union
Zins bringend angelegt werden. 6Bei
einer Anlage in Wertpapieren sind die
Grundsätze des § 54 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes in Verbindung
mit der Anlageverordnung zu beach-
ten.“

aa/1) Die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden
Sätze 5 bis 7.

aa/2) Der neue Satz 5 erhält folgende Fas-
sung:

„5Die Einnahmen hat die Hochschule
einzusetzen, um insbesondere das Be-
treuungsverhältnis zwischen Studieren-
den und Lehrenden zu verbessern, zu-
sätzliche Tutorien anzubieten und die
Ausstattung der Bibliotheken sowie der
Lehr- und Laborräume zu verbessern;
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sie kann sie auch für die Aufgaben
nach § 3 Abs. 1 Nr. 8 einsetzen.“

bb) Der bisherige Satz 5 wird Satz 7. bb) wird gestrichen

a/1) Es wird der folgende neue Absatz 2 einge-
fügt:

„(2) 1Die Einnahmen nach ____ Ab-
satz 1 Sätze_ 1 und 2 dürfen bis zu einer
zweckentsprechenden Verwendung
durch die Hochschule bei einer Bank oder
Sparkasse in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union Zins bringend angelegt
werden. 2Bei einer Anlage in Wertpapieren
sind die Grundsätze des § 54 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes in Verbindung mit
der Anlageverordnung zu beachten. 3Die
Hochschule hat die Erträge aus einer
Anlage nach Satz 1 den Einnahmen aus
Studienbeiträgen zuzuführen.“

a/2) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden
Absätze 3 und 4.

b) In Absatz 2 Satz 1 Nrn. 5 und 6 wird jeweils
das Wort „Studienordnung“ durch die Worte
„Studien- oder Prüfungsordnung“ ersetzt.

b) Im neuen Absatz 3 Satz 1 Nrn. 5 und 6 wird
jeweils das Wort „Studienordnung“ durch die
Worte „Studien- oder Prüfungsordnung“ er-
setzt.

c) In Absatz 3 wird das Wort „Festsetzung“
durch das Wort „Erhebung“ ersetzt.

c) Im neuen Absatz 4 Satz 1 wird das Wort
„Festsetzung“ durch das Wort „Erhebung“ er-
setzt.

d) Es wird der folgende Absatz 5 angefügt:

„(5) 1Sofern Studierende in hoch-
schulübergreifenden Studiengängen an
mehreren Hochschulen eingeschrieben
sind, können die Hochschulen nach Maß-
gabe einer Vereinbarung von der Erhe-
bung des Studienbeitrags, des Verwal-
tungskostenbeitrags und der Langzeitstu-
diengebühren ganz oder teilweise abse-
hen. 2Dabei ist sicherzustellen, dass die
einzelnen Beiträge und Gebühren insge-
samt mindestens in der Höhe festgesetzt
werden, wie sie von den Studierenden der
jeweiligen Hochschule im Regelfall zu ent-
richten sind. 3Verfügt die oder der Studie-
rende an einer Hochschule eines anderen
Bundeslandes über ein Studienguthaben,
so kann dies abweichend von Satz 2 bei
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der Festsetzung des Studienbeitrags oder
der Langzeitstudiengebühren nach Satz 1
entsprechend berücksichtigt werden.“

13. § 11 a wird wie folgt geändert: 13. wird gestrichen

a) In Absatz 1 werden die Worte „öffentlich-
rechtlichen Kreditinstitut“ durch die Worte
„Kreditinstitut, das öffentlich-rechtliche Aufga-
ben wahrnimmt,“ ersetzt.

b) Es wird der folgende Absatz 6 angefügt:

„(6) 1Das Kreditinstitut verwaltet den
nach Absatz 5 Satz 2 eingerichteten Fonds im
Auftrag der Hochschulen in staatlicher Ver-
antwortung treuhänderisch auf der Grundlage
einer mit dem Fachministerium zu schließen-
den Vereinbarung. 2Bei der Einrichtung des
Fonds und bei Geschäften zugunsten oder
zulasten des Fonds handelt das Fachministe-
rium auch im Namen und in Vertretung der
Stiftungen des öffentlichen Rechts nach § 55.“

14. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 14. § 13 ____ wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

„2Die Erhebung von Langzeitstudiengebühren
nach Satz 1 ist für je zwei Semester oder Tri-
mester, in denen ein Teilzeitstudium im Sinne
von § 19 Abs. 2 Satz 1 absolviert wurde, um
ein Semester oder Trimester hinauszuschie-
ben; der Zeitraum nach § 11 Abs. 1 verlängert
sich in diesen Fällen entsprechend.“

aa) In Satz 1 werden nach der Verwei-
sung „§ 11 Abs. 1 Satz 2“ die Worte
„und Satz 3“ eingefügt.

(Satz 2 jetzt in § 11 Abs. 1 Satz 3)

bb) Es wird der folgende neue Satz 5 ein-
gefügt:

„5Abweichend von Satz 1 zahlen Stu-
dierende im Sinne des § 11 Abs. 1
Satz 4 die Hälfte der in Satz 1 genann-
ten Beträge.“

cc) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6.

b) Die bisherigen Sätze 2 bis 5 werden Sätze 3
bis 6.

b) wird gestrichen

c) Es wird der folgende Absatz 9 angefügt:

„(9) 1Zur Bestimmung der Höhe der
Gebühren und Entgelte nach den Absät-
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zen 5 und 6 erlässt das Präsidium eine
Ordnung. 2Vor Erlass der Ordnung ist die
Fakultät zu hören.“

15. § 16 wird wie folgt geändert: 15. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird der folgende neue Satz 2 ein-
gefügt:

aa) unverändert

„2Wer einem Gremium kraft Amtes als
beratendes Mitglied angehört, kann die-
sem nicht zugleich als gewähltes Mit-
glied angehören.“

bb) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden
Sätze 3 bis 5.

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden
Sätze 3 und 4.

cc) Im neuen Satz 3 wird die Angabe „ge-
mäß § 37 HRG“ gestrichen.

cc) unverändert

dd) Im neuen Satz 4 erhält die Nummer 2
folgenden Wortlaut:

dd) unverändert

„2. die wissenschaftlichen und künstle-
rischen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter sowie die Lehrkräfte für be-
sondere Aufgaben (Mitarbeiter-
gruppe),“.

ee) Es wird der folgende Satz 6 angefügt: ee) Nach dem neuen Satz 4 werden die
folgenden Sätze 5 und 6 eingefügt:

„6Doktorandinnen und Doktoranden, die
mit mindestens der Hälfte der tariflichen
Arbeitszeit an der Hochschule beschäf-
tigt sind, gehören zur Mitarbeitergruppe,
die übrigen Doktorandinnen und Dokto-
randen zur Gruppe der Studierenden.“

„5Wissenschaftliche und künstleri-
sche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
sowie Lehrkräfte für besondere Auf-
gaben, die als Privatdozentinnen und
Privatdozenten nach § 9 a oder außer-
planmäßige Professorinnen oder Pro-
fessoren nach § 35 a mit der selbstän-
digen Vertretung ihres Faches betraut
sind, gehören der Hochschullehrer-
gruppe an. 6Doktorandinnen und Dokto-
randen, die __________ an der Hoch-
schule hauptberuflich (Absatz 1
Satz 2) beschäftigt sind, gehören zur
Mitarbeitergruppe, die übrigen Doktoran-
dinnen und Doktoranden zur Gruppe der
Studierenden.“

ff) Der bisherige Satz 4 wird Satz 7 und
wie folgt geändert:
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Das Wort „Gruppen“ wird durch das
Wort „Mitgliedergruppen“ ersetzt.

b) Es wird der folgende Absatz 3 eingefügt: b) Es wird der folgende neue Absatz 3 einge-
fügt:

„(3) 1In nach Gruppen zusammenge-
setzten Gremien und Organen muss die
Hochschullehrergruppe über die Mehrheit der
Stimmen verfügen. 2In Angelegenheiten, die
den Bereich Forschung oder ein Berufungs-
verfahren unmittelbar betreffen, bedürfen Be-
schlüsse neben der Mehrheit des Gremiums
oder Organs auch der Mehrheit der dem
Gremium oder Organ angehörenden Mitglie-
der der Hochschullehrergruppe. 3Kommt in
den Fällen des Satzes 2 auch im zweiten Ab-
stimmungsgang ein übereinstimmender Be-
schluss nicht zu Stande, so entscheiden die
dem Gremium oder Organ angehörenden
Mitglieder der Hochschullehrergruppe ab-
schließend.“

„(3) 1In nach Mitgliedergruppen zusam-
mengesetzten Gremien und Organen muss
die Hochschullehrergruppe über die Mehrheit
der Stimmen verfügen. 2In Angelegenheiten,
die den Bereich der Forschung oder ein Be-
rufungsverfahren unmittelbar betreffen, bedür-
fen Beschlüsse neben der Mehrheit des Gre-
miums oder Organs auch der Mehrheit der
dem Gremium oder Organ angehörenden Mit-
glieder der Hochschullehrergruppe. 3Kommt
in den Fällen des Satzes 2 ein ____ Be-
schluss auch im zweiten Abstimmungsgang
nicht zustande, so entscheiden die dem Gre-
mium oder Organ angehörenden Mitglieder
der Hochschullehrergruppe abschließend.“

c) Die bisherigen Absätze 3 bis 6 werden Absät-
ze 4 bis 7.

c) unverändert

16. § 17 wird wie folgt geändert: 16. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 3 wird gestrichen. a) unverändert

b) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt: b) unverändert

„(3) Die Hochschulen dürfen die Daten
nach den Absätzen 1 und 2 auch zur Erfül-
lung ihrer übrigen Aufgaben nach § 3 sowie
zur Evaluation nach § 5 und zur Akkreditie-
rung nach § 6 Abs. 2 verarbeiten.“

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und er-
hält folgende Fassung:

„(4) 1Die Hochschulen können die für
die Bewilligung und Abwicklung eines
Studiendarlehens nach § 11 a notwendi-
gen personenbezogenen Daten an die an
der Durchführung dieser Förderaufgabe
beteiligten Kreditinstitute zur Verarbeitung
weiterleiten.2Zu diesem Zweck kann durch
Vereinbarung zwischen dem Land und den
an der Durchführung der Förderaufgabe
beteiligten Kreditinstituten auch ein auto-
matisiertes Abrufverfahren eingerichtet
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werden.“

17. § 18 erhält folgende Fassung: 17. § 18 erhält folgende Fassung:

„§ 18
Hochschulzugang

„§ 18
Hochschulzugang

(1) 1Zum Studium in einem grundständigen
Studiengang ist berechtigt, wer über die entspre-
chende deutsche Hochschulzugangsberechtigung
verfügt. 2Eine Hochschulzugangsberechtigung hat,
wer

(1) 1Zum Studium in einem grundständigen
Studiengang ist berechtigt, wer über die entspre-
chende deutsche Hochschulzugangsberechtigung
verfügt. 2Eine Hochschulzugangsberechtigung hat,
wer

1. a) die allgemeine Hochschulreife, 1. unverändert

b) die fachgebundene Hochschulreife,

c) die Fachhochschulreife oder

d) eine von dem für die Schulen zuständi-
gen Ministerium allgemein oder für be-
stimmte Studiengänge als gleichwertig
anerkannte schulische Vorbildung

besitzt,

2. nach beruflicher Vorbildung eine fachbezoge-
ne Hochschulzugangsberechtigung durch
Prüfung erworben hat oder

2. unverändert

3. a) eine Meisterprüfung abgelegt hat, 3. a) unverändert

b) einen Bildungsgang zur staatlich ge-
prüften Technikerin oder zum staatlich
geprüften Techniker oder zur staatlich
geprüften Betriebswirtin oder zum staat-
lich geprüften Betriebswirt abgeschlos-
sen hat oder

b) unverändert

c) eine andere von der Hochschule für be-
stimmte Studiengänge als gleichwertig
festgestellte abgeschlossene Vorbildung
nachweist; das Nähere regelt eine Ver-
ordnung des für die Schulen zuständi-
gen Ministeriums.

c) eine andere von der Hochschule für be-
stimmte Studiengänge als gleichwertig
festgestellte abgeschlossene Vorbildung
nachweist; das für die Schulen zuständi-
ge Ministerium wird ermächtigt, durch
Verordnung die Kriterien für diese
Gleichwertigkeitsfeststellung festzu-
legen sowie die Gleichwertigkeit be-
stimmter Vorbildungen festzustellen.

(2) 1Die berufliche Qualifikation nach Absatz 1
Satz 2 Nr. 3 Buchst. a und b berechtigt zum Studi-
um in jeder Fachrichtung an jeder Hochschule, die
Vorbildung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 Buchst. c

(2) 1Die fachgebundene Hochschulreife (Ab-
satz 1 Satz 2 Nr. 1 Buchst. b) berechtigt zum Stu-
dium in der entsprechenden Fachrichtung; zur Auf-
nahme eines Studiums in einer anderen Fachrich-
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zum Studium in der entsprechenden Fachrichtung
an jeder Hochschule. 2Die fachgebundene Hoch-
schulreife berechtigt zum Studium in der entspre-
chenden Fachrichtung; zur Aufnahme eines Studi-
ums in einer anderen Fachrichtung ist berechtigt,
wer die hierfür erforderlichen Vorkenntnisse durch
eine Prüfung der Hochschule nachweist.

tung ist berechtigt, wer die hierfür erforderlichen
Vorkenntnisse in einer Prüfung durch die Hoch-
schule nachweist. 1/1Das Nähere regelt eine Ord-
nung. 2Die berufliche Qualifikation nach Absatz 1
Satz 2 Nr. 3 Buchst. a und b berechtigt zum Studi-
um in jeder Fachrichtung an jeder Hochschule, die
Vorbildung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 Buchst. c
zum Studium in der entsprechenden Fachrichtung
an jeder Hochschule.

(3) 1Die Universität oder gleichgestellte Hoch-
schule kann auf der Grundlage der Akkreditierung
der Studiengänge durch Ordnung bestimmen, dass
die Zugangsberechtigung zu Bachelorstudiengän-
gen durch die Fachhochschulreife oder die Fach-
hochschulreife mit gleichzeitigem Nachweis zusätz-
licher studiengangsbezogener Kenntnisse und Fer-
tigkeiten erworben wird. 2Studierende, die eine Zu-
gangsberechtigung nach Satz 1 haben, sind nach
einem Studium von zwei Semestern, in dem sie die
erforderlichen Leistungsnachweise erbracht haben,
berechtigt, das Studium in einem Studiengang der
gleichen Fachrichtung an einer anderen Universität
oder gleichgestellten Hochschule fortzusetzen.

(3) 1Die Universität oder gleichgestellte Hoch-
schule kann auf der Grundlage der Akkreditierung
der Studiengänge durch Ordnung bestimmen, dass
die Zugangsberechtigung zu Bachelorstudiengän-
gen durch die Fachhochschulreife oder die Fach-
hochschulreife mit gleichzeitigem Nachweis zu-
sätzlicher studiengangsbezogener Kenntnisse und
Fertigkeiten erworben wird. 2Studierende mit einer
Zugangsberechtigung nach Satz 1 ____ sind nach
einem Studium von zwei Semestern, in dem sie die
geforderten Leistungsnachweise erbracht haben,
berechtigt, das Studium in einem Studiengang der
gleichen Fachrichtung an einer anderen Universität
oder gleichgestellten Hochschule fortzusetzen.

(4) Wer an einer deutschen Hochschule eine
Vor- oder Zwischenprüfung bestanden hat, ist be-
rechtigt, das Studium in einem Studiengang der
gleichen Fachrichtung mit dem gleichen Abschluss
an einer anderen Hochschule fortzusetzen.

(4) wird (hier) gestrichen (jetzt Absatz 6/1)

(5) 1Zum Studium in einem künstlerischen
oder künstlerisch-wissenschaftlichen Studiengang
ist berechtigt, wer die Voraussetzungen nach Ab-
satz 1 Satz 2 erfüllt und eine besondere künstleri-
sche Befähigung nachweist; das Erfüllen der Vor-
aussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 kann durch
den Nachweis einer überragenden künstlerischen
Befähigung ersetzt werden. 2Das Nähere regelt ei-
ne Ordnung.

(5) unverändert

(6) 1Die Hochschule kann über die Voraus-
setzungen nach Absatz 1 Satz 2 hinaus für be-
stimmte Studiengänge den Nachweis einer prakti-
schen Ausbildung, bestimmter berufsbezogener
Kenntnisse und Fertigkeiten, besonderer fremd-
sprachlicher Kenntnisse oder den Nachweis eines
fachlich einschlägigen Ausbildungsverhältnisses
verlangen; sie kann zulassen, dass einzelne dieser
Zugangsvoraussetzungen während des Studiums
nachgeholt werden. 2Die Hochschule kann Studien-
oder Prüfungsleistungen, die im Rahmen eines an-
deren Studienganges erbracht wurden, anstelle

(6) 1Die Hochschule kann über die Voraus-
setzungen nach Absatz 1 Satz 2 hinaus für be-
stimmte Studiengänge den Nachweis einer prakti-
schen Ausbildung, bestimmter berufsbezogener
Kenntnisse und Fertigkeiten, besonderer fremd-
sprachlicher Kenntnisse oder den Nachweis eines
dem Studiengang fachlich entsprechenden Aus-
bildungsverhältnisses verlangen; sie kann zulas-
sen, dass einzelne dieser Zugangsvoraussetzun-
gen während des Studiums nachgeholt werden.
2Die Hochschule kann Studien- oder Prüfungslei-
stungen, die im Rahmen eines anderen Studien-
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von Voraussetzungen nach Satz 1 berücksichtigen.
3Das Nähere regelt eine Ordnung.

ganges erbracht wurden, anstelle von Vorausset-
zungen nach Satz 1 berücksichtigen. 3Das Nähere
regelt eine Ordnung.

(6/1) Wer an einer deutschen Hochschule ei-
ne Vor- oder Zwischenprüfung bestanden hat, ist
berechtigt, das Studium in einem Studiengang der
gleichen Fachrichtung mit dem gleichen Abschluss
an einer anderen Hochschule fortzusetzen.

(7) 1Die Zugangsberechtigung zu weiterfüh-
renden Studiengängen und Masterstudiengängen
setzt eine besondere Eignung voraus. 2Vertieft der
Masterstudiengang das vorherige Studium fachlich
in derselben Richtung, so wird die besondere Eig-
nung insbesondere auf der Grundlage des Ergeb-
nisses der Bachelorprüfung festgestellt. 3Das Nä-
here regelt eine Ordnung.

(7) 1Die Zugangsberechtigung zu weiterfüh-
renden Studiengängen und Masterstudiengängen
setzt einen Bacherlorabschluss oder gleichwer-
tigen Abschluss und eine besondere Eignung
voraus. 2Vertieft der Masterstudiengang das vorhe-
rige Studium fachlich in derselben Richtung, so
wird die besondere Eignung insbesondere auf der
Grundlage des Ergebnisses der Bachelorprüfung
festgestellt. 3Fehlen noch einzelne Prüfungslei-
stungen des Bachelorabschlusses, so stellt die
Hochschule abweichend von Satz 2 die beson-
dere Eignung insbesondere anhand einer nach
den bislang vorliegenden Prüfungsleistungen
ermittelten Durchschnittsnote fest; die Ein-
schreibung erlischt, wenn das Bachelorzeugnis
nicht zu einer von der Hochschule festgesetz-
ten Frist eingereicht wird und die Bewerberin
oder der Bewerber dies zu vertreten hat. 4Das
Nähere regelt eine Ordnung.

(8) 1Der erfolgreiche Abschluss eines Hoch-
schulstudiums berechtigt zur Aufnahme eines Stu-
diums in allen Fachrichtungen; die besonderen Zu-
gangsvoraussetzungen nach den Absätzen 5 bis 7
bleiben unberührt. 2Ist eine Zulassung zum Studi-
um nach Absatz 5 Satz 1 Halbsatz 2 erfolgt, so ist
die Aufnahme eines Studiums in einer anderen
Fachrichtung nur möglich, wenn die hierfür erfor-
derlichen Vorkenntnisse durch eine Prüfung nach
Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 nachgewiesen werden.

(8) 1Der erfolgreiche Abschluss eines Hoch-
schulstudiums berechtigt zur Aufnahme eines Stu-
diums in allen Fachrichtungen; die besonderen Zu-
gangsvoraussetzungen nach den Absätzen 5 bis 7
bleiben unberührt. 2Ist eine Zulassung zum Studi-
um nach Absatz 5 Satz 1 Halbsatz 2 erfolgt, so ist
die Aufnahme eines Studiums in einer anderen
Fachrichtung nur möglich, wenn die hierfür erfor-
derlichen Vorkenntnisse durch eine Prüfung nach
Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 2 nachgewiesen werden.

(9) 1Zum Studium ist auch berechtigt, wer
Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundge-
setzes, nach Rechtsvorschriften Deutschen gleich-
gestellt oder Staatsangehöriger eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union ist und eine
von der Hochschule festgestellte, der deutschen
Hochschulzugangsberechtigung gleichwertige aus-
ländische Bildung sowie die für das Studium erfor-
derlichen Sprachkenntnisse besitzt. 2Für die übri-
gen Studienbewerberinnen und Studienbewerber
entscheidet die Hochschule bei Vorliegen der Vor-
aussetzungen nach Satz 1 über den Zugang nach

(9) 1Zum Studium ist auch berechtigt, wer
Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundge-
setzes, nach Rechtsvorschriften Deutschen gleich-
gestellt oder Staatsangehöriger eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union ist und eine
von der Hochschule festgestellte, der deutschen
Hochschulzugangsberechtigung gleichwertige aus-
ländische Bildung sowie die für das Studium erfor-
derlichen Sprachkenntnisse besitzt. 2Für die übri-
gen Studienbewerberinnen und Studienbewerber
mit ausländischem Bildungsnachweis entschei-
det die Hochschule bei Vorliegen der Vorausset-
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Maßgabe einer Ordnung; für die Feststellung der
Zugangsvoraussetzungen kann die Erhebung von
Gebühren vorgesehen werden.

zungen nach Satz 1 über den Zugang nach Maß-
gabe einer Ordnung; für die Feststellung der Zu-
gangsvoraussetzungen kann die Erhebung von
Gebühren vorgesehen werden.

(10) 1Studienbewerberinnen und Studienbe-
werber, deren ausländische Bildungsnachweise
nicht als gleichwertig anzusehen sind, erlangen die
Hochschulzugangsberechtigung durch die Prüfung
an einem Studienkolleg (§ 3 Abs. 9), in der nach-
zuweisen ist, dass sie einen Bildungsstand besit-
zen, der einer Voraussetzung nach Absatz 1 Satz 2
Nr. 1 entspricht. 2Die Hochschule, an der das Stu-
dienkolleg eingerichtet ist, regelt durch Ordnung die
Zulassung zum Studienkolleg, die Rechtsstellung
der Kollegiatinnen und Kollegiaten, die Organisati-
on und Benutzung des Studienkollegs sowie die
Erhebung von Gebühren. 3Das für die Schulen zu-
ständige Ministerium regelt durch Verordnung im
Einvernehmen mit dem Fachministerium die Prü-
fungsanforderungen und das -verfahren.

(10) unverändert

(11) 1Das für die Schulen zuständige Ministe-
rium kann die Zuständigkeit für die Anerkennung
nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 Buchst. d auf eine
nachgeordnete Behörde übertragen.

(11) unverändert

(12) 1Das für die Schulen zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, durch Verordnung für die
Prüfungen nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 die Voraus-
setzungen und das Verfahren für die Zulassung,
den Inhalt und das Verfahren, die Zusammenset-
zung der Prüfungsausschüsse sowie die Erhebung
von Gebühren zu regeln. 2In der Verordnung nach
Satz 1 kann die Betreuung einer erziehungs- oder
pflegebedürftigen Person der beruflichen Vorbil-
dung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 gleichgestellt
werden.

(12) 1Das für die Schulen zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, für die Prüfungen nach Ab-
satz 1 Satz 2 Nr. 2 durch Verordnung ____ die
Zulassungsvoraussetzungen und das Zulas-
sungsverfahren, den Prüfungsinhalt und das Prü-
fungsverfahren, die Zusammensetzung der Prü-
fungsausschüsse sowie die Erhebung von Gebüh-
ren zu regeln. 2In der Verordnung nach Satz 1 kann
die Betreuung einer erziehungs- oder pflegebe-
dürftigen Person der beruflichen Vorbildung nach
Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 gleichgestellt werden.

(13) Die Ordnungen nach dieser Vorschrift
bedürfen der Genehmigung.“

(13) unverändert

18. § 19 wird wie folgt geändert: 18. § 19 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „einge-
schrieben“ ein Semikolon und die Worte
„§ 9 bleibt unberührt“ eingefügt.

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „einge-
schrieben“ ein Semikolon und die Worte
„§ 9 Abs. 2 Satz 3 bleibt unberührt“ ein-
gefügt.

bb) In Satz 3 werden die Worte „Im Fall“
durch das Wort „Bei“ ersetzt.

bb) unverändert



Niedersächsischer Landtag – 15. Wahlperiode Drucksache 15/3281

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 15/2670 Empfehlungen des Ausschusses für Wissenschaft und
Kultur

22

b) Es werden die folgenden neuen Absätze 2
und 3 eingefügt:

b) Es werden die folgenden neuen Absätze 2
und 3 eingefügt:

„(2) 1Für geeignete Studiengänge kann
die Hochschule eine Einschreibung oder
Rückmeldung für ein Teilzeitstudium zulas-
sen. 2Im Teilzeitstudium kann nach Maßgabe
der jeweiligen Prüfungsordnung höchstens
die Hälfte der sonst vorgeschriebenen oder
üblichen Anzahl an Leistungspunkten erwor-
ben werden.

„(2) 1Für geeignete Studiengänge kann
die Hochschule eine Einschreibung oder
Rückmeldung für ein Teilzeitstudium zulas-
sen. 2Im Teilzeitstudium kann __________ je
Semester oder Trimester höchstens die
Hälfte der in der ____ Prüfungsordnung vor-
gesehenen __________ Leistungspunkte er-
worben werden.

(3) 1Schülerinnen und Schüler, die von
Schule und Hochschule einvernehmlich als
überdurchschnittlich begabt beurteilt sind,
können als Frühstudierende eingeschrieben
werden. 2Sie erhalten damit das Recht, an
Lehrveranstaltungen und Prüfungen teilzu-
nehmen. 3Erbrachte Leistungsnachweise sind
bei einem späteren Studium anzuerkennen.“

(3) 1Schülerinnen und Schüler, die von
der Schule und der Hochschule einvernehm-
lich als überdurchschnittlich begabt beurteilt
werden, können vor Aufnahme eines Stu-
diums als Frühstudierende eingeschrieben
werden. 1/1Frühstudierende sind von der
Zahlung der Abgaben und Entgelte nach
diesem Gesetz befreit. 2Sie erhalten mit der
Einschreibung das Recht, an Lehrveran-
staltungen und Prüfungen teilzunehmen; sie
werden abweichend von § 16 Abs. 1 Satz 1
nicht Mitglieder der Hochschule. 3Erbrachte
Leistungsnachweise sind bei einem späteren
Studium anzuerkennen.“

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Absät-
ze 4 bis 6.

c) unverändert

d) Im neuen Absatz 4 Satz 1 erhält Nummer 3
folgende Fassung:

d) Im neuen Absatz 4 Satz 1 erhält Nummer 3
folgende Fassung:

„3. durch rechtswidriges Handeln den
Tatbestand einer Straftat gegen das
Leben, die sexuelle Selbstbestim-
mung, die körperliche Unversehrtheit
oder die persönliche Freiheit erfüllt hat
oder einer solchen rechtswidrigen
Handlung dringend verdächtig ist,
wenn nach Art des Straftatbestandes
eine Gefährdung oder Störung des
Studienbetriebes zu besorgen ist.“

„3. __________ wegen einer Straftat gegen
das Leben, die sexuelle Selbstbestim-
mung, die körperliche Unversehrtheit
oder die persönliche Freiheit rechtskräf-
tig verurteilt wurde __________, die
Tat und die Verurteilung einem Ver-
wertungsverbot noch nicht unterfällt
und ____ nach der Art der begangenen
Straftat____ eine Gefährdung oder Stö-
rung des Studienbetriebes zu besorgen
ist.“

e) Der neue Absatz 5 wird wie folgt geändert: e) Der neue Absatz 5 wird wie folgt geändert:

0/aa) In Satz 2 wird am Ende der Num-
mer 1 das Komma durch das Wort
„oder“ und am Ende der Nummer 2
das Wort „oder“ durch einen Punkt
ersetzt sowie die Nummer 3 gestri-
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chen.

aa) Satz 3 erhält folgende Fassung: aa) Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Wer sich nach Mahnung unter Fristset-
zung und Androhung der Exmatrikulation
nicht rückmeldet, ist mit Fristablauf zum
Ende des Semesters exmatrikuliert.“

„3Wer sich nach Mahnung unter Fristset-
zung und Androhung der Exmatrikulati-
on nicht rückmeldet oder fällige Abga-
ben und Entgelte nach diesem Gesetz
nicht zahlt, ist mit Fristablauf zum Ende
des Semesters exmatrikuliert.“

bb) In Satz 4 werden nach dem Wort „vor“
die Worte „oder innerhalb eines Monats
nach“ eingefügt.

bb) unverändert

18/1. § 20 Abs. 4 Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4Das Präsidium erlässt Rahmenvorgaben für
die Finanzordnung und überprüft mindestens
einmal jährlich deren Einhaltung.“

19. § 21 wird wie folgt geändert: 19. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird der folgende neue Satz 3 ein-
gefügt:

aa) Es wird der folgende neue Satz 3 ein-
gefügt:

„3Für eine vorübergehende Tätigkeit vor-
gesehene wissenschaftliche und künst-
lerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
werden im Beamtenverhältnis auf Zeit
oder in einem befristeten Angestellten-
verhältnis beschäftigt.“

„3Wissenschaftliche und künstlerische
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nur
____ zeitlich befristet an einer Hoch-
schule tätig____ sein sollen, werden
im Beamtenverhältnis auf Zeit oder in
einem befristeten Angestelltenverhältnis
beschäftigt.“

bb) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden
Sätze 4 und 5.

bb) unverändert

b) Es werden die folgenden Absätze 4 und 5 an-
gefügt:

b) Es werden die folgenden Absätze 4 und 5 an-
gefügt:

„(4) 1Sollen Personen, die nicht Deut-
sche im Sinne des Artikels 116 des Grundge-
setzes und nicht Staatsangehörige eines an-
deren Mitgliedstaates der Europäischen Uni-
on sind, in ein Beamtenverhältnis für ein Amt
nach § 26, 28 oder 30 berufen werden, so
können Ausnahmen von § 9 Abs. 1 Nr. 1 des
Niedersächsischen Beamtengesetzes (NBG)
zugelassen werden, wenn an der Berufung
ein dienstliches Interesse besteht. 2Die Ent-
scheidung trifft die für die Berufung zuständi-

„(4) unverändert
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ge Stelle.

(5) 1Beamtinnen und Beamte des wis-
senschaftlichen und künstlerischen Personals
treten mit Ablauf des letzten Monats des Se-
mesters oder Trimesters, in dem die Alters-
grenze erreicht wird, in den Ruhestand. 2Eine
beantragte Versetzung in den Ruhestand
oder Entlassung aus dem Beamtenverhältnis
kann bis zum Ablauf des jeweiligen Seme-
sters oder Trimesters hinausgeschoben wer-
den.“

(5) 1Beamtinnen und Beamte, die dem
wissenschaftlichen oder künstlerischen Per-
sonal_ angehören, treten mit Ablauf des
letzten Monats des Semesters oder Trime-
sters, in dem die Altersgrenze erreicht wird, in
den Ruhestand. 2Eine beantragte Versetzung
in den Ruhestand oder eine beantragte Ent-
lassung aus dem Beamtenverhältnis kann bis
zum Ablauf des jeweiligen Semesters oder
Trimesters hinausgeschoben werden.“

20. Nach § 21 wird der folgende § 21 a eingefügt: 20. Nach § 21 wird der folgende § 21 a eingefügt:

„§ 21 a
Verlängerung von

Beamtenverhältnissen auf Zeit

„§ 21 a
Verlängerung von

Beamtenverhältnissen auf Zeit

(1) 1Das Beamtenverhältnis von Beamtinnen
und Beamten auf Zeit nach § 21 Abs. 1 ist, soweit
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, auf An-
trag zu verlängern, wenn die Beamtin oder der Be-
amte während des Beamtenverhältnisses

(1) 1Wird hauptberufliches wissenschaftli-
ches und künstlerisches Personal in einem Be-
amtenverhältnis __________ auf Zeit __________
beschäftigt, ist, soweit dienstliche Gründe nicht
entgegenstehen, das Beamtenverhältnis auf An-
trag zu verlängern, wenn die Beamtin oder der Be-
amte während des Beamtenverhältnisses

1. nach §§ 80 d, 87 a oder 108 b NBG beurlaubt
war,

1. unverändert

2. für eine wissenschaftliche Tätigkeit oder eine
außerhalb des Hochschulbereiches oder im
Ausland durchgeführte wissenschaftliche oder
berufliche Aus-, Fort- oder Weiterbildung be-
urlaubt war,

2. unverändert

3. Grundwehr- oder Zivildienst geleistet hat, 3. unverändert

4. Elternzeit in Anspruch genommen hat oder
wegen eines mutterschutzrechtlichen Be-
schäftigungsverbots nicht tätig war,

4. unverändert

5. teilzeitbeschäftigt war, 5. nach § 87 a oder 108 b NBG teilzeitbeschäf-
tigt war,

6. mit nach § 108 b NBG ermäßigter Arbeitszeit
tätig war oder

6. wird gestrichen (jetzt Nr. 5)

7. zur Wahrnehmung von Aufgaben 7. unverändert

a) in einer Personal- oder Schwerbehin-
dertenvertretung oder
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b) nach § 3 Abs. 3

freigestellt war.

2Die Verlängerung nach Satz 1 Nrn. 5 bis 7 setzt
voraus, dass die Ermäßigung mindestens ein
Fünftel betrug.

2Die Verlängerung nach Satz 1 Nrn. 5 bis 7 setzt
voraus, dass die Ermäßigung mindestens ein
Fünftel der regelmäßigen Arbeitszeit betrug.

(2) 1Eine Verlängerung darf den Umfang der
in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Zeiträume und mit
Ausnahme des Absatzes 1 Satz 1 Nrn. 3 bis 7 die
Dauer von jeweils zwei Jahren nicht überschreiten.
2Insgesamt dürfen mehrere Verlängerungen nach
Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 und 5 bis 7 die Dauer
von drei Jahren nicht überschreiten. 3Verlängerun-
gen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 dürfen, auch wenn
sie mit Verlängerungen aus anderem Grund zu-
sammentreffen, insgesamt vier Jahre nicht über-
schreiten. 4Die Sätze 2 und 3 gelten nicht für wis-
senschaftliche und künstlerische Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter.

(2) 1Eine Verlängerung darf den Umfang einer
Beurlaubung, einer Elternzeit, eines Beschäfti-
gungsverbots, einer Arbeitszeitermäßigung
oder einer Freistellung nach Absatz 1 Satz 1
nicht überschreiten, wobei die zeitliche Höchst-
grenze mit Ausnahme des Absatzes 1 Satz 1
Nrn. 3 bis 7 jeweils zwei Jahre beträgt. 2Insgesamt
dürfen mehrere Verlängerungen nach Absatz 1
Satz 1 Nrn. 1 bis 3 und 5 bis 7 die Dauer von drei
Jahren nicht überschreiten. 3Verlängerungen nach
Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 dürfen, auch wenn sie mit
Verlängerungen aus anderem Grund zusammen-
treffen, insgesamt vier Jahre nicht überschreiten.
4Die Sätze 2 und 3 gelten nicht für wissenschaftli-
che und künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für befristete
Arbeitsverhältnisse entsprechend.“

(3) unverändert

21. Dem § 22 Abs. 1 werden die folgenden Sätze 8
und 9 angefügt:

21. unverändert

„8Die Zins bringende Anlage durch die Hochschule
bei einer Bank oder Sparkasse in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union ist nach Maßgabe
des Satzes 5 zulässig. 9Bei der Anlage in Wertpa-
pieren sind die Grundsätze des § 54 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes in Verbindung mit der An-
lageverordnung zu beachten.“

22. In § 23 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „des Nie-
dersächsischen Beamtengesetzes (NBG)“ durch
die Abkürzung „NBG“ ersetzt.

22. unverändert

23. § 24 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 23. § 24 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Lehre“ ein
Komma und das Wort „Nachwuchsförderung“
eingefügt.

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Lehre“ ein
Komma und die Worte „bei der Förderung
des wissenschaftlichen Nachwuchses“
eingefügt.

b) In Satz 4 werden nach dem Wort „können“ die
Worte „auf Dauer oder befristet“ eingefügt.

b) unverändert



Niedersächsischer Landtag – 15. Wahlperiode Drucksache 15/3281

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 15/2670 Empfehlungen des Ausschusses für Wissenschaft und
Kultur

26

c) Es wird der folgende Satz 5 angefügt: c) Es wird der folgende Satz 5 angefügt:

„5Die Tätigkeit in einer oder für eine überre-
gionale Wissenschaftsorganisation, die über-
wiegend aus staatlichen Mitteln finanziert
wird, kann auf Antrag zur Dienstaufgabe er-
klärt werden.“

„5Die Tätigkeit in einer überregionalen oder
für eine überregionale Wissenschaftsorgani-
sation, die überwiegend aus staatlichen Mit-
teln finanziert wird, kann auf Antrag zur
Dienstaufgabe erklärt werden.“

24. § 25 wird wie folgt geändert: 24. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz
und wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz
und wie folgt geändert:

Nummer 2 erhält folgende Fassung: unverändert

„2. durch praktische Erfahrungen be-
stätigte pädagogisch-didaktische
Eignung,“.

Nummer 4 Buchst. a erhält folgende
Fassung:

Nummer 4 Buchst. a erhält folgende
Fassung:

„a) zusätzliche wissenschaftliche Leis-
tungen, die in der Regel im Rah-
men einer Juniorprofessur oder ei-
ner Habilitation, im Übrigen auch
im Rahmen einer Tätigkeit als wis-
senschaftliche Mitarbeiterin oder
wissenschaftlicher Mitarbeiter an
einer Hochschule oder einer außer-
universitären Forschungseinrich-
tung oder im Rahmen einer wis-
senschaftlichen Tätigkeit in der
Wirtschaft oder in einem anderen
gesellschaftlichen Bereich im In-
oder Ausland erbracht worden
sind,“.

„a) zusätzliche wissenschaftliche Leis-
tungen, die in der Regel im Rah-
men einer Juniorprofessur oder ei-
ner Habilitation, im Übrigen auch
im Rahmen einer Tätigkeit als wis-
senschaftliche Mitarbeiterin oder
wissenschaftlicher Mitarbeiter an
einer Hochschule oder einer außer-
universitären Forschungseinrich-
tung oder im Rahmen einer ande-
ren wissenschaftlichen Tätigkeit
__________ im In- oder Ausland
erbracht worden sind,“.

bb) Satz 2 wird gestrichen bb) unverändert

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort
„Erfahrung“ die Worte „oder entsprechende
Erfahrung in der empirischen Forschung“ ein-
gefügt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort
„Erfahrung“ die Worte „oder eine den Aufga-
ben entsprechende Erfahrung in der empiri-
schen Forschung“ eingefügt.

c) In Absatz 3 wird das Wort „pädagogische“
durch die Worte „pädagogisch-didaktische“
ersetzt.

c) unverändert
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25. § 26 wird wie folgt geändert: 25. § 26 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird der folgende Satz 3 an-
gefügt:

a) unverändert

„3Satz 2 ist entsprechend anwendbar, wenn
das Absehen von einer Ausschreibung erfor-
derlich ist, um eine Professorin oder einen
Professor der Hochschule, die oder der ein
Berufungsangebot von einer anderen Hoch-
schule oder ein anderes Beschäftigungsan-
gebot erhalten hat, durch das Angebot einer
höherwertigen Professorenstelle an der Hoch-
schule zu halten.“

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Der Fakultätsrat ist zuständig für
die Erstellung des Berufungsvorschlags. 2Er
richtet zu dessen Vorbereitung im Einver-
nehmen mit dem Präsidium eine Berufungs-
kommission ein, die nach Gruppen (§ 16
Abs. 2 Satz 3) zusammenzusetzen ist. 3Als
stimmberechtigte Mitglieder der Hochschul-
lehrergruppe sollen auch Auswärtige berück-
sichtigt werden. 4Mitglieder der MTV-Gruppe
haben in der Berufungskommission kein
Stimmrecht. 5Mindestens 40 vom Hundert der
stimmberechtigten Mitglieder sollen Frauen
sein und die Hälfte davon soll der Hochschul-
lehrergruppe angehören; Ausnahmen bedür-
fen der Zustimmung der Gleichstellungsbe-
auftragten. 6Die Berufungskommission gibt
gegenüber dem Fakultätsrat eine Empfehlung
ab. 7Der Fakultätsrat beschließt den Beru-
fungsvorschlag und legt ihn über den Senat,
der dazu Stellung nimmt und ihn einmal zu-
rückverweisen kann, mit einer Stellungnahme
der Gleichstellungsbeauftragten dem Präsidi-
um vor. 8Der Berufungsvorschlag soll vom
Präsidium zurückverwiesen werden, wenn die
Gleichstellungsbeauftragte eine Verletzung
des Gleichstellungsauftrags geltend macht;
§ 42 Abs. 4 Satz 3 gilt entsprechend. 9Das
Präsidium entscheidet über den Berufungs-
vorschlag und legt ihn dem Fachministerium
oder dem Stiftungsrat mit der Stellungnahme
des Senats zur Entscheidung vor.“

„(2) 1Der Fakultätsrat ist zuständig für
die Erstellung des Berufungsvorschlags. 2Er
richtet zu dessen Vorbereitung im Einver-
nehmen mit dem Präsidium eine Berufungs-
kommission ein, die nach Gruppen (§ 16
Abs. 2 Satz 3) zusammenzusetzen ist. 3Die
Mitwirkung externer Hochschullehrerinnen
und Hochschullehrer ist zu gewährleisten.
4Mitglieder der MTV-Gruppe haben in der Be-
rufungskommission kein Stimmrecht. 5Minde-
stens 40 vom Hundert der stimmberechtigten
Mitglieder sollen Frauen sein und die Hälfte
davon soll der Hochschullehrergruppe ange-
hören; Ausnahmen bedürfen der Zustimmung
der Gleichstellungsbeauftragten. 6Die Beru-
fungskommission gibt gegenüber dem Fakul-
tätsrat eine Empfehlung ab. 7Der Fakultätsrat
beschließt den Berufungsvorschlag und legt
ihn über den Senat, der dazu Stellung nimmt
und ihn einmal zurückverweisen kann, mit ei-
ner Stellungnahme der Gleichstellungsbeauf-
tragten dem Präsidium vor. 8Der Berufungs-
vorschlag soll vom Präsidium zurückverwie-
sen werden, wenn die Gleichstellungsbeauf-
tragte eine Verletzung des Gleichstellungs-
auftrags geltend macht; § 42 Abs. 4 Satz 3 gilt
entsprechend. 9Das Präsidium entscheidet
über den Berufungsvorschlag und legt ihn
dem Fachministerium oder dem Stiftungsrat
mit der Stellungnahme des Senats zur Ent-
scheidung vor.“

c) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt: c) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt:

„(3) 1Absatz 2 gilt nicht im Fall einer
grundlegenden Neustrukturierung der Fakultät

„(3) 1Wenn eine Fakultät aus Gründen
der Hochschulentwicklung oder zur Quali-
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oder eines Teils der Fakultät. 2In einem sol-
chen Fall entscheidet das Präsidium nach
Anhörung des Senats und im Einvernehmen
mit dem Fachministerium oder dem Stiftungs-
rat, ob der zu bildenden Berufungskommissi-
on als stimmberechtigte Mitglieder aus-
schließlich externe Professorinnen und Pro-
fessoren sowie gleichermaßen geeignete Per-
sonen angehören. 3Für die Mitarbeiter- und
Studierendengruppe gehört je eine Vertreterin
oder ein Vertreter als nicht stimmberechtigtes
Mitglied der Berufungskommission an. 4Die
Berufungskommission gibt gegenüber dem
Präsidium eine Empfehlung ab, zu der der
Fakultätsrat, der Senat und die Gleichstel-
lungsbeauftragte Stellung nehmen. 5Absatz 2
Sätze 8 und 9 gilt entsprechend.“

tätssicherung insgesamt oder in einem we-
sentlichen Teil grundlegend neu strukturiert
werden soll, so kann das Präsidium nach
Anhörung des Senats und im Einvernehmen
mit dem Fachministerium oder dem Stiftungs-
rat beschließen, dass hierfür die _________
Berufungskommission abweichend von Ab-
satz 2 ausschließlich mit externen Professo-
rinnen und Professoren sowie mit gleicher-
maßen geeigneten Personen besetzt werden
kann. 2__________. 3In einem solchen Fall
gehört der Berufungskommission im Übrigen
je eine Vertreterin oder ein Vertreter der ____
Mitarbeiter- und Studierendengruppe als nicht
stimmberechtigtes Mitglied an. 4Die Beru-
fungskommission gibt gegenüber dem Präsi-
dium eine Empfehlung ab, zu der der Fakul-
tätsrat, der Senat und die Gleichstellungsbe-
auftragte Stellung nehmen. 5Absatz 2 Sätze 8
und 9 gilt entsprechend.“

d) Die bisherigen Absätze 3 bis 6 werden Absät-
ze 4 bis 7.

d) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab-
sätze 4 und 5.

e) Der neue Absatz 4 wird wie folgt geändert: e) Der neue Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „allen“ durch die
Worte „den in die engere Wahl gezoge-
nen“ ersetzt.

aa) unverändert

bb) Es wird der folgende neue Satz 3 ein-
gefügt:

bb) unverändert

„3Auf Gutachten im Sinne des Satzes 2
kann verzichtet werden, wenn der Be-
rufungskommission mindestens drei ex-
terne Mitglieder angehört haben.“

cc) Die Sätze 3 bis 5 werden Sätze 4 bis 6. cc) Die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden
Sätze 4 bis 6

dd) Der neue Satz 6 erhält folgende Fas-
sung:

dd) Der neue Satz 6 erhält folgende Fas-
sung:

„6Bei der Berufung auf eine Professur
können Mitglieder der eigenen Hoch-
schule nur bei besserer Eignung als an-
dere Bewerberinnen und Bewerber und
Vorliegen der Voraussetzungen des
Satzes 5 berücksichtigt werden.“

„6Bei der Berufung auf eine Professur
können sonstige Mitglieder der eigenen
Hochschule nur bei besserer Eignung
als andere Bewerberinnen und Bewer-
ber und bei Vorliegen der Voraussetzun-
gen des Satzes 5 berücksichtigt wer-
den.“
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f) Der neue Absatz 6 erhält folgende Fassung: f) Der bisherige Absatz 5 wird gestrichen.

„(6) Absatz 1 Sätze 2 und 3 gilt für das
Berufungsverfahren entsprechend.“

g) Es wird der folgende Absatz 8 angefügt: g) Es wird der folgende Absatz 7 angefügt:

„(8) Zur Besetzung von Professuren
können gemeinsame Berufungsverfahren mit
Forschungseinrichtungen, die keiner Hoch-
schule zugehören, durchgeführt werden; das
Nähere regelt die Grundordnung unter Be-
achtung der Absätze 2 und 3.“

„(7) Die Hochschulen können zur Be-
setzung von Professuren gemeinsame Beru-
fungsverfahren mit Forschungseinrichtungen,
die keiner Hochschule zugehören, durchfüh-
ren ____; das Nähere regelt die Grundord-
nung unter Beachtung der Absätze 2 und 3.“

26. § 27 wird wie folgt geändert: 26. § 27 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung:

a) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung:

„(2) 1Zur Professorin oder zum Professor
darf im Beamtenverhältnis erstmals nur er-
nannt werden, wer das 50. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat. 2Das Höchstalter nach
Satz 1 erhöht sich um Zeiten, in denen ein
minderjähriges, in der häuslichen Gemein-
schaft lebendes Kind betreut worden ist,
höchstens jedoch um drei Jahre. 3Satz 1 gilt
nicht für Personen, die sich zum Zeitpunkt der
Ernennung oder unmittelbar zuvor in einem
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder als
unmittelbare oder mittelbare niedersächsische
Landesbeamte in einem Beamtenverhältnis
auf Zeit befinden. 4Die Altersgrenze für Pro-
fessorinnen und Professoren wird abwei-
chend von § 51 Abs. 1 Satz 2 NBG auf die
Vollendung des 68. Lebensjahres festgelegt.

„(2) 1Zur Professorin oder zum Professor
im Beamtenverhältnis darf erstmals nur er-
nannt werden, wer das 50. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat. 2Das Höchstalter nach
Satz 1 erhöht sich um Zeiten, in denen ein
minderjähriges, in der häuslichen Gemein-
schaft lebendes Kind betreut worden ist,
höchstens jedoch um drei Jahre. 3Satz 1 gilt
nicht für Personen, die sich zum Zeitpunkt
des Wirksamwerdens der Ernennung
__________ in einem Beamtenverhältnis auf
Lebenszeit oder als unmittelbare oder mittel-
bare niedersächsische Landesbeamte in ei-
nem Beamtenverhältnis auf Zeit befinden.
4Professorinnen und Professoren erreichen
die Altersgrenze __________ abweichend
von § 51 Abs. 1 Satz 2 NBG mit der Vollen-
dung des 68. Lebensjahres ____.

(3) 1Die Abordnung und Versetzung von
Professorinnen und Professoren an eine an-
dere Hochschule ist ohne ihre Zustimmung
möglich, wenn die Hochschule, an der die
betreffende Person tätig ist, aufgelöst oder mit
einer anderen Hochschule zusammenge-
schlossen wird. 2Der Abordnung oder Verset-
zung nach Satz 1 steht es nicht entgegen,
wenn die aufnehmende Hochschule von ei-
nem anderen Dienstherrn im Geltungsbereich
dieses Gesetzes getragen wird. 3Die Sätze 1
und 2 gelten bei der Zusammenlegung von
Organisationseinheiten derselben oder meh-
rerer Hochschulen entsprechend. 4Die Um-

(3) 1____ Professorinnen und Professo-
ren können ohne ihre Zustimmung an eine
andere Hochschule abgeordnet oder versetzt
werden __________, wenn die Hochschule,
an der die betreffende Person tätig ist, auf-
gelöst oder mit einer anderen Hochschule zu-
sammengeschlossen wird. 2Der Abordnung
oder Versetzung nach Satz 1 steht es nicht
entgegen, wenn die aufnehmende Hoch-
schule von einem anderen Dienstherrn im
Geltungsbereich dieses Gesetzes getragen
wird. 3Die Sätze 1 und 2 gelten bei der Zu-
sammenlegung von Organisationseinheiten
derselben oder mehrerer Hochschulen ent-
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setzung von Professorinnen und Professoren
innerhalb der Hochschule ist ohne ihre Zu-
stimmung möglich, wenn ein Studiengang
oder die Organisationseinheit, in der sie tätig
sind, im Rahmen der Entwicklungsplanung
der Hochschule geschlossen, in seiner Kapa-
zität reduziert oder wesentlich geändert wird.
5Die Abordnung von Professorinnen und
Professoren ist ferner zulässig zur Erfüllung
von Lehraufgaben an einer anderen Hoch-
schule aufgrund einer Kooperationsvereinba-
rung, auch wenn diese Hochschule von einem
anderen Dienstherrn getragen wird. 6In Ar-
beitsverträge mit Professorinnen und Profes-
soren im Angestelltenverhältnis sind den Sät-
zen 1 und 2 entsprechende Regelungen auf-
zunehmen.“

sprechend. 4__________ Professorinnen und
Professoren können ohne ihre Zustimmung
innerhalb der Hochschule umgesetzt werden
__________, wenn ein Studiengang oder die
Organisationseinheit, in der sie tätig sind, im
Rahmen der Entwicklungsplanung der Hoch-
schule geschlossen, in seiner Kapazität redu-
ziert oder wesentlich geändert wird. 5Die Ab-
ordnung von Professorinnen und Professoren
ist ohne ihre Zustimmung ferner zulässig
zur Erfüllung von Lehraufgaben an einer an-
deren Hochschule aufgrund einer Kooperati-
onsvereinbarung, auch wenn diese Hoch-
schule von einem anderen Dienstherrn getra-
gen wird. 6In Arbeitsverträge mit Professorin-
nen und Professoren im Angestelltenverhält-
nis sind den Sätzen 1 und 2 entsprechende
Regelungen aufzunehmen.“

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort
„ärztlichen“ ein Komma und die Worte „zahn-
ärztlichen oder tierärztlichen“ eingefügt.

b) unverändert

27. § 28 wird wie folgt geändert: 27. § 28 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 wird das Wort „vorüber-
gehend“ durch die Worte „zeitlich be-
fristet“ ersetzt.

a) In Absatz 1 Nr. 6 werden die Worte „außer-
hochschulischen Forschungseinrichtungen“
durch die Worte „Forschungseinrichtung au-
ßerhalb der Hochschulen“ ersetzt.

bb) In Nummer 6 werden die Worte „außer-
hochschulischen Forschungseinrichtun-
gen“ durch die Worte „Forschungsein-
richtung außerhalb der Hochschulen“
ersetzt.

b) Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen. b) unverändert

28. § 30 wird wie folgt geändert: 28. § 30 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 wird das Wort „päd-
agogische“ durch die Worte „pädagogisch-
didaktische“ ersetzt.

a) unverändert

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa/0) Es wird der folgende neue Satz 3
eingefügt:

„3Auf Gutachten im Sinne des Sat-
zes 2 kann verzichtet werden, wenn
der Auswahlkommission minde-



Niedersächsischer Landtag – 15. Wahlperiode Drucksache 15/3281

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 15/2670 Empfehlungen des Ausschusses für Wissenschaft und
Kultur

31

stens drei externe Mitglieder ange-
hört haben.“

aa) In Satz 3 Halbsatz 1 werden die Worte
„ist zurückzuweisen“ durch die Worte
„soll zurückgewiesen werden“ ersetzt.

aa) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und
wie folgt geändert:

In Halbsatz 1 werden die Worte „ist zu-
rückzuweisen“ durch die Worte „soll zu-
rückgewiesen werden“ ersetzt.

bb) Es werden die folgenden Sätze 4 und 5
angefügt:

bb) Es werden die folgenden Sätze 5 und 6
angefügt:

„4§ 26 Abs. 8 gilt entsprechend. 5§ 12
Satz 1 Nr. 2 NBG findet keine Anwen-
dung.“

„5§ 26 Abs. 8 gilt entsprechend. 6§ 12
Satz 1 Nr. 2 NBG findet keine Anwen-
dung.“

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 4 wird gestrichen. aa) Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4Die Verlängerungen nach den Sät-
zen 2 und 3 bleiben bei der Anwen-
dung des § 21 a Abs. 2 unberücksich-
tigt.“

bb) Der bisherige Satz 5 wird Satz 4. bb) wird gestrichen

c/1) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger
Satz.

bb) Satz 2 wird gestrichen.

d) Absatz 6 erhält folgende Fassung: d) unverändert

„(6) Juniorprofessorinnen und Junior-
professoren führen während der Dauer ihres
Dienstverhältnisses den akademischen Titel
‚Professorin’ oder ‚Professor’.“

29. § 31 wird wie folgt geändert: 29. § 31 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „Soweit
es zur Gewährleistung des Lehrangebots
notwendig ist, kann ihnen“ durch die Worte
„Ihnen kann auch“ ersetzt.

a) unverändert

b) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt: b) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt:

„(3) 1Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter können als Akademische Rä-

„(3) 1Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter können als Akademische Rä-



Niedersächsischer Landtag – 15. Wahlperiode Drucksache 15/3281

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 15/2670 Empfehlungen des Ausschusses für Wissenschaft und
Kultur

32

tinnen und Räte im Beamtenverhältnis auf
Zeit beschäftigt werden, sofern das Beschäf-
tigungsverhältnis auch der Förderung des
wissenschaftlichen Nachwuchses dient.
2Nach Satz 1 kann eingestellt werden, wer ein
geeignetes Studium abgeschlossen hat und
promoviert ist oder der Promotion gleichzu-
setzende wissenschaftliche Leistungen er-
bracht hat. 3Die Amtszeit beträgt drei Jahre;
sie kann einmal um drei Jahre verlängert
werden.“

tinnen und Räte im Beamtenverhältnis auf
Zeit beschäftigt werden, sofern das Beschäfti-
gungsverhältnis auch der Förderung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses dient. 2Nach
Satz 1 kann eingestellt werden, wer ein ge-
eignetes Studium abgeschlossen hat und
promoviert ist oder der Promotion gleichzu-
setzende wissenschaftliche Leistungen er-
bracht hat. 3Die Amtszeit beträgt drei Jahre;
sie kann einmal um drei Jahre verlängert
werden; diese Verlängerung bleibt bei der
Anwendung des § 21 a Abs. 2 unberück-
sichtigt. 4Nach Ablauf ihrer Amtszeit sind
Akademische Rätinnen und Räte entlas-
sen.“

c) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Absät-
ze 4 bis 6.

c) unverändert

d) Im neuen Absatz 4 wird das Wort „Arbeitsver-
hältnis“ durch das Wort „Beschäftigungsver-
hältnis“ ersetzt.

d) unverändert

e) Im neuen Absatz 5 wird die Zahl “3“ durch die
Zahl “4“ ersetzt.

e) unverändert

f) Im neuen Absatz 6 werden die Worte „in For-
schung und Lehre“ durch die Worte „im Sinne
des Absatzes 1 Sätze 1 und 2“ ersetzt.

f) unverändert

30. § 32 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 30. unverändert

„(1) 1Lehrkräfte für besondere Aufgaben an
Universitäten und gleichgestellten Hochschulen
werden ausschließlich oder überwiegend mit Auf-
gaben in der Lehre beschäftigt; sie üben ihre
Lehrtätigkeit weisungsgebunden als nichtselbstän-
dige Lehre aus. 2Zur selbständigen Wahrnehmung
dürfen ihnen Lehraufgaben nur durch Erteilung von
Lehraufträgen als Nebentätigkeit übertragen wer-
den. 3Die Einstellung darf nicht an die Übernahme
eines Lehrauftrags gebunden sein. 4Lehrkräfte für
besondere Aufgaben an Fachhochschulen vermit-
teln überwiegend praktische Fertigkeiten und
Kenntnisse, deren Vermittlung nicht Fähigkeiten
erfordert, die für eine Einstellung als Professorin
oder Professor vorausgesetzt werden.“

31. § 34 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 31. § 34 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) 1Mitglieder der Hochschule nach § 16
Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 und 2 können Lehraufträge an
der eigenen Hochschule nur bei Lehrangeboten

„(3) 1Mitglieder der Hochschule nach § 16
Abs. 2 Satz 4 Nrn. 1 und 2 können Lehraufträge an
der eigenen Hochschule nur bei Lehrangeboten
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des Weiterbildungsstudiums erhalten. 2Die Mög-
lichkeiten, wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern nach § 31 Abs. 2 und Lehrkräften für
besondere Aufgaben nach § 32 Abs. 1 Lehraufträ-
ge zu erteilen, bleiben unberührt. 3Wird die Lehrtä-
tigkeit im Weiterbildungsstudium nebenamtlich oder
nebenberuflich im Rahmen eines Lehrauftrags
wahrgenommen, so kann diese vergütet werden,
soweit die durch das Lehrangebot erzielten Ein-
nahmen die damit verbundenen zusätzlichen Ko-
sten übersteigen.“

des Weiterbildungsstudiums erhalten. 2Die Mög-
lichkeiten, wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern nach § 31 Abs. 2 und Lehrkräften für
besondere Aufgaben nach § 32 Abs. 1 Lehraufträ-
ge zu erteilen, bleiben unberührt. 3Wird die Lehrtä-
tigkeit im Weiterbildungsstudium __________ ne-
benberuflich im Rahmen eines Lehrauftrags wahr-
genommen, so kann diese vergütet werden, soweit
die durch das Lehrangebot erzielten Einnahmen
die damit verbundenen zusätzlichen Kosten über-
steigen.“

32. § 35 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 32. § 35 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „kann“ die
Worte „wissenschaftlich oder durch entspre-
chende Berufspraxis ausgewiesene Persön-
lichkeiten zu“ eingefügt.

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „kann“ die
Worte „wissenschaftlich oder durch ____ Be-
rufspraxis ausgewiesene Persönlichkeiten zu“
eingefügt.

b) In Satz 2 wird nach dem Wort „sollen“ das
Wort „regelmäßig“ eingefügt.

b) unverändert

33. Nach § 35 wird der folgende § 35 a eingefügt: 33. Nach § 35 wird der folgende § 35 a eingefügt:

„§ 35 a
Außerplanmäßige

Professorinnen und Professoren

„§ 35 a
Außerplanmäßige

Professorinnen und Professoren

1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren
mit positiver Zwischenevaluation nach dem ersten
Abschnitt ihres Dienstverhältnisses, die nach Ab-
lauf ihrer Beschäftigung als Juniorprofessorin oder
Juniorprofessor nicht als Professorin oder Profes-
sor weiterbeschäftigt werden, sind berechtigt, den
Titel ‚außerplanmäßige Professorin’ oder ‚außer-
planmäßiger Professor’ zu führen, solange sie Auf-
gaben in der Lehre wahrnehmen. 2Personen, die
durch eine Habilitation oder in anderer Weise
nachgewiesen haben, dass sie die Voraussetzun-
gen für die Berufung als Professorin oder als Pro-
fessor erfüllen, kann der Titel ‚außerplanmäßige
Professorin’ oder ‚außerplanmäßiger Professor’
verliehen werden, wenn sie eine mehrjährige er-
folgreiche Lehrtätigkeit nachgewiesen haben. 3Das
Nähere regelt die Habilitationsordnung.“

1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren,
die die Voraussetzungen des § 30 Abs. 4 Satz 2
Halbsatz 2 erfüllen und die __________ nach
Beendigung ihres Dienst- oder Beschäftigungs-
verhältnisses nicht als Professorin oder Professor
weiterbeschäftigt werden, sind berechtigt, den Titel
‚außerplanmäßige Professorin’ oder ‚außerplan-
mäßiger Professor’ zu führen, solange sie Aufga-
ben in der Lehre wahrnehmen. 2Anderen Perso-
nen, die die Einstellungsvoraussetzungen für
Professorinnen und Professoren erfüllen,
__________ kann der Titel ‚außerplanmäßige
Professorin’ oder ‚außerplanmäßiger Professor’ für
die Dauer der Wahrnehmung von Aufgaben in
der Lehre verliehen werden, wenn sie eine mehr-
jährige erfolgreiche Lehrtätigkeit nachweisen.
3Das Nähere regelt die Habilitationsordnung.“

34. § 36 wird wie folgt geändert: 34. § 36 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Präsidi-
um“ ein Komma und die Worte „der Hoch-
schulrat“ eingefügt.

a) unverändert
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b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort
„Lehre“ ein Komma und das Wort „Nach-
wuchsförderung“ eingefügt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort
„Lehre“ ein Komma und die Worte „bei der
Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses“ eingefügt.

34/1.  Nach § 36 wird der folgende § 36 a eingefügt:

„§ 36 a
Gemeinsame Einrichtungen von Hochschulen

(1) 1Hochschulen in staatlicher Verantwor-
tung können nichtrechtsfähige gemeinsame
wissenschaftliche Einrichtungen, insbesondere
gemeinsame Fakultäten, mit anderen Hoch-
schulen oder Forschungseinrichtungen außer-
halb einer Hochschule bilden. 2Das Nähere ist
durch eine Vereinbarung zu regeln, die der mit
der Mehrheit der Mitglieder beschlossenen Zu-
stimmung des Präsidiums und des Senates
sowie des Hochschulrats oder des Stiftungs-
rats der beteiligten niedersächsischen Hoch-
schule und der Zustimmung des Fachministeri-
ums bedarf. 3Ist eine Forschungseinrichtung
beteiligt, so bedarf es der Zustimmung der zu-
ständigen Organe dieser Einrichtung.

(2) 1In der Vereinbarung nach Absatz 1
Satz 2 sind insbesondere Struktur, Organisati-
on, Leitung und Selbstverwaltung der gemein-
samen Einrichtung festzulegen. 2Im Fall einer
gemeinsamen Fakultät gilt für die Zuständigkeit
des Leitungsorgans § 43 Abs. 1 und 2 und für
die Zuständigkeit des Selbstverwaltungsorgans
§ 44 Abs. 1 entsprechend. 3Dem Leitungsorgan
können Zuständigkeiten des Präsidiums und
des Hochschulrats, dem Selbstverwaltungsor-
gan Zuständigkeiten des Senats übertragen
werden.“

35. § 37 wird wie folgt geändert: 35. § 37 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 3 wird wie folgt geändert: aa) Satz 3 wird wie folgt geändert:

Nummer 4 Buchst. a erhält folgende
Fassung:

Nummer 4 Buchst. a erhält folgende
Fassung:

„a) die Errichtung, Änderung und Auf-
hebung von Fakultäten und ande-
ren Hochschuleinrichtungen,“.

„a) die Errichtung, Änderung und Auf-
hebung von Fakultäten und ande-
ren Organisationseinheiten,“.
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Am Ende der Nummer 5 Buchst. b wird
der Punkt durch ein Komma ersetzt und
die folgende neue Nummer 6 angefügt:

wird gestrichen

„6. die Höhe der Gebühren und Ent-
gelte nach § 13 Abs. 4, 6 und 7.“

bb) Es werden die folgenden neuen Sätze 4
und 5 angefügt:

bb) wird hier gestrichen
(jetzt § 13 Abs. 9)

„4Zur Bestimmung der Höhe der Gebüh-
ren und Entgelte nach § 13 Abs. 4, 6
und 7 erlässt das Präsidium eine Ord-
nung. 5In Bezug auf die Bestimmung der
Entgelte nach § 13 Abs. 7 ist der Senat,
im Übrigen die Fakultät vor Erlass der
Ordnung zu hören.“

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) 1Dem Präsidium gehören neben der
Präsidentin oder dem Präsidenten bis zu zwei
hauptamtliche Vizepräsidentinnen oder Vize-
präsidenten und bis zu vier nebenamtliche
oder nebenberufliche Vizepräsidentinnen und
Vizepräsidenten an; insgesamt können höch-
stens fünf Vizepräsidentinnen und -präsi-
denten bestellt werden. 2Die Vizepräsidentin-
nen und Vizepräsidenten nehmen die Aufga-
ben in ihrem Geschäftsbereich selbständig
wahr. 3Die Personalverwaltung und die Fi-
nanzverwaltung sind im Präsidium hauptamt-
lich wahrzunehmen. 4Das für die Finanzver-
waltung zuständige Mitglied des Präsidiums
ist zugleich eine Beauftragte oder einen Be-
auftragten für den Haushalt nach § 9 LHO.
5Das Nähere regelt die Grundordnung.“

„(4) 1Dem Präsidium gehören neben der
Präsidentin oder dem Präsidenten bis zu zwei
hauptberufliche Vizepräsidentinnen oder Vi-
zepräsidenten und bis zu vier __________
nebenberufliche Vizepräsidentinnen oder Vi-
zepräsidenten an; es dürfen nicht mehr als
fünf Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten
bestellt werden. 2Die Vizepräsidentinnen und
Vizepräsidenten nehmen die Aufgaben in ih-
rem Geschäftsbereich selbständig wahr. 3Die
Personalverwaltung und die Finanzverwaltung
sind im Präsidium hauptberuflich wahrzu-
nehmen. 4Das für die Finanzverwaltung zu-
ständige Mitglied des Präsidiums ist zugleich
____ Beauftragte oder ____ Beauftragter für
den Haushalt nach § 9 LHO. 5Das Nähere re-
gelt die Grundordnung.“

36. § 38 wird wie folgt geändert: 36. § 38 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Die Präsidentin oder der Präsident
wird auf Vorschlag des Senats ernannt oder
bestellt. 2Zur Vorbereitung des Vorschlages
richten der Senat und der Hochschulrat eine
gemeinsame Findungskommission ein. 3Die
Findungskommission besteht aus je drei vom
Hochschulrat und vom Senat aus ihrer Mitte
bestellten stimmberechtigten Mitgliedern so-
wie einem vom Fachministerium bestellten
Mitglied mit beratender Stimme; den Vorsitz
führt eine Vertreterin oder ein Vertreter des

„(2) 1Die Präsidentin oder der Präsident
wird auf Vorschlag des Senats ernannt oder
bestellt. 2Zur Vorbereitung des Vorschlages
richten der Senat und der Hochschulrat oder
der Stiftungsrat eine gemeinsame Findungs-
kommission ein, die eine Empfehlung ab-
gibt. 3Die Findungskommission besteht aus je
drei vom Hochschulrat oder vom Stiftungs-
rat und vom Senat aus ihrer Mitte bestellten
stimmberechtigten Mitgliedern sowie einem
vom Fachministerium bestellten Mitglied mit
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Hochschulrats. 4Sie leitet ihre Empfehlung
dem Senat und dem Hochschulrat zur ge-
meinsamen Erörterung zu. 5Danach entschei-
det der Senat über die Empfehlung. 6Er legt
seinen Entscheidungsvorschlag mit der Stel-
lungnahme des Hochschulrats dem Fachmi-
nisterium zur Entscheidung vor. 7Für Hoch-
schulen in der Trägerschaft einer Stiftung
nach § 55 gelten die Sätze 1 bis 5 entspre-
chend mit der Maßgabe, dass der Stiftungsrat
an die Stelle des Hochschulrats tritt; der Se-
nat legt seinen Entscheidungsvorschlag dem
Stiftungsrat zur Entscheidung vor. 8Im Fall ei-
nes Dissenses mit dem Senat unternimmt der
Stiftungsrat einen Einigungsversuch und ent-
scheidet zuletzt über das weitere Verfahren.“

beratender Stimme; den Vorsitz führt ein_
stimmberechtigtes Mitglied des Hochschul-
rats oder des Stiftungsrats. 4Die Findungs-
kommission leitet ihre Empfehlung dem Se-
nat und dem Hochschulrat oder dem Stif-
tungsrat zur gemeinsamen Erörterung zu.
5Danach entscheidet der Senat über die
Empfehlung. 6Bei Hochschulen in staatlicher
Trägerschaft legt der Senat seinen Entschei-
dungsvorschlag mit einer Stellungnahme des
Hochschulrats dem Fachministerium zur Ent-
scheidung vor. 7Bei Hochschulen in der Trä-
gerschaft einer Stiftung __________ legt der
Senat seinen Entscheidungsvorschlag dem
Stiftungsrat zur Entscheidung vor. 8Will der
Stiftungsrat vom Entscheidungsvorschlag
des Senats abweichen, so unternimmt er
einen Einigungsversuch und entscheidet für
den Fall, dass eine Einigung nicht zustan-
de kommt, über das weitere Verfahren. 9Das
Vorschlagsrecht des Senats bleibt unbe-
rührt.“

b) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt: b) unverändert

„(3) Vorgeschlagen werden kann, wer
nach dem Hochschulabschluss mindestens
fünf Jahre in einer Stellung mit herausgeho-
bener Verantwortung in Wissenschaft, Kultur,
Wirtschaft, Verwaltung oder Rechtspflege tä-
tig war.“

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab-
sätze 4 und 5.

c) unverändert

d) Der neue Absatz 5 erhält folgende Fassung: d) Der neue Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) 1Für die Dauer der Wahrnehmung
der Aufgaben einer Präsidentin oder eines
Präsidenten einer Hochschule in staatlicher
Verantwortung gelten unmittelbare Landes-
beamtinnen und Landesbeamte sowie Beam-
tinnen und Beamte einer Stiftung nach § 55
als beurlaubt. 2§ 36 Abs. 3 Satz 1 NBG findet
keine Anwendung. 3Das Fachministerium
unterstützt die Beamtinnen und Beamten, die
zu seinem Geschäftsbereich gehören, hin-
sichtlich der weiteren Verwendung nach Ab-
lauf einer Beurlaubung nach Satz 1 und kann
gegenüber den Hochschulen Anordnungen
treffen.“

„(5) 1Für die Dauer des Beamtenver-
hältnisses auf Zeit nach Absatz 4
__________ gelten unmittelbare Landesbe-
amtinnen und Landesbeamte sowie Beamtin-
nen und Beamte einer Stiftung nach § 55 als
beurlaubt. 2§ 36 Abs. 3 Satz 1 NBG findet
keine Anwendung. 3Das Fachministerium
kann __________ nach dem Ende des Be-
amtenverhältnisses auf Zeit hinsichtlich der
weiteren Verwendung der Beamtinnen und
Beamten, die zu seinem Geschäftsbereich
gehören, gegenüber den Hochschulen in
staatlicher Verantwortung Anordnungen
treffen.“
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e) Es wird der folgende neue Absatz 6 eingefügt: e) Es wird der folgende neue Absatz 6 eingefügt:

„(6) 1Präsidentinnen und Präsidenten,
die nicht nach Absatz 5 oder anderen landes-
oder bundesrechtlichen Vorschriften für die
Dauer ihrer Tätigkeit beurlaubt sind oder als
beurlaubt gelten, kann für die Zeit nach Be-
endigung ihrer Amtszeit eine Tätigkeit an ihrer
Hochschule in Anlehnung an die zuvor aus-
geübte Tätigkeit angeboten werden. 2Bei ent-
sprechender Eignung kann auch eine Beru-
fung in ein Professorenamt erfolgen; ein Be-
rufungsverfahren findet in diesen Fällen nicht
statt. 3Bei Vorliegen besonderer Gründe kann
dies vor Beginn der Amtszeit vereinbart wer-
den. 4Bei Stiftungshochschulen nach § 55 ist
vom Stiftungsrat dazu das Einvernehmen mit
dem Fachministerium herzustellen.“

„(6) 1Präsidentinnen und Präsidenten,
die neben ihrem Beamtenverhältnis auf
Zeit in keinem weiteren Beamtenverhältnis
stehen, kann __________ nach Beendigung
ihrer Amtszeit eine Tätigkeit an der Hoch-
schule, an der sie als Präsidentin oder Prä-
sident tätig waren, in Anlehnung an die da-
vor ausgeübte Tätigkeit angeboten werden.
2Bei entsprechender Eignung kann auch eine
Berufung in ein Professorenamt erfolgen; ein
Berufungsverfahren findet in diesen Fällen
nicht statt. 3Bei Vorliegen besonderer Gründe
kann dies vor Beginn der Amtszeit vereinbart
werden. 4Bei ____Hochschulen in der Trä-
gerschaft einer Stiftung __________ ist
vom Stiftungsrat dazu das Einvernehmen mit
dem Fachministerium herzustellen.“

f) Die bisherigen Absätze 5 bis 7 werden Absät-
ze 7 bis 9.

f) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 7 und wie
folgt geändert:

aa) Es wird der folgende neue Satz 2 ein-
gefügt:

„2Präsidentinnen und Präsidenten errei-
chen die Altersgrenze __________ ab-
weichend von § 51 Abs. 1 Satz 2 NBG
mit der Vollendung des 68. Lebens-
jahres ____.“

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden
Sätze 3 und 4.

cc) Im neuen Satz 3 Halbsatz 2 werden
nach dem Wort „Beamtenverhältnis“
die Worte „oder eine beantragte Ver-
setzung in den Ruhestand“ eingefügt.

f/1) Der bisherige Absatz 6 wird gestrichen.

f/2) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8.

g) Der neue Absatz 8 erhält folgende Fassung: g) wird gestrichen

„(8) 1Die Altersgrenze für Präsidentinnen
und Präsidenten wird abweichend von § 51
Abs. 1 Satz 2 NBG auf die Vollendung des
68. Lebensjahres festgelegt. 2Die Versetzung
in den Ruhestand oder eine beantragte Ent-
lassung aus dem Beamtenverhältnis kann bis
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zum Ablauf des jeweiligen Semesters oder
Trimesters hinausgeschoben werden.“

37. § 39 erhält folgende Fassung: 37. § 39 erhält folgende Fassung:

„§ 39
Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten

„§ 39
Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten

(1) § 38 Abs. 2 und 4 bis 8 gilt für hauptamtli-
che und hauptberufliche Vizepräsidentinnen und
Vizepräsidenten entsprechend mit der Maßgabe,
dass der Vorschlag der Findungskommission nach
§ 38 Abs. 2 Satz 2 im Einvernehmen mit der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten zu erfolgen hat.

(1) § 38 Abs. 2 und 4 bis 8 gilt mit Ausnahme
von § 38 Abs. 6 Satz 2 für __________ hauptbe-
rufliche Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten
entsprechend mit der Maßgabe, dass die Emp-
fehlung der Findungskommission nach § 38 Abs. 2
Satz 2 im Einvernehmen mit der Präsidentin oder
dem Präsidenten zu erfolgen hat.

(2) 1Die Präsidentin oder der Präsident
schlägt dem Senat Personen, die an der Hoch-
schule hauptamtlich oder hauptberuflich beschäftigt
sind, als nebenamtliche oder nebenberufliche Vi-
zepräsidentinnen oder Vizepräsidenten vor. 2Dem
Hochschulrat ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben. 3Bestätigt der Senat den Vorschlag, so legt
er diesen mit der Stellungnahme des Hochschul-
rats dem Fachministerium zur Entscheidung vor.
4Das Fachministerium kann den Vorschlag an den
Senat zurückverweisen. 5Bei Hochschulen in der
Trägerschaft einer Stiftung nach § 55 entscheidet
der Stiftungsrat in eigener Zuständigkeit über den
Vorschlag. 6Die Amtszeit der nebenamtlichen oder
nebenberuflichen Vizepräsidentinnen und Vizeprä-
sidenten wird in der Grundordnung geregelt; sie
endet in jedem Fall mit der Ernennung oder Be-
stellung einer neuen Präsidentin oder eines neuen
Präsidenten. 7Die nebenamtlichen oder nebenbe-
ruflichen Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten
sind verpflichtet, die Geschäfte im Auftrag der neu-
en Präsidentin oder des neuen Präsidenten fortzu-
führen, bis eine neue Vizepräsidentin oder ein neu-
er Vizepräsident mit deren Wahrnehmung beauf-
tragt wird.“

(2) 1Die Präsidentin oder der Präsident
schlägt dem Senat Personen, die an der Hoch-
schule __________ hauptberuflich beschäftigt sind,
als __________ nebenberufliche Vizepräsidentin-
nen oder Vizepräsidenten vor. 2Dem Hochschulrat
ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
3Bestätigt der Senat den Vorschlag, so legt er die-
sen mit der Stellungnahme des Hochschulrats dem
Fachministerium zur Entscheidung vor. 4Das
Fachministerium kann den Vorschlag an den Senat
zurückverweisen. 5Bei Hochschulen in der Träger-
schaft einer Stiftung __________ entscheidet der
Stiftungsrat in eigener Zuständigkeit über den Vor-
schlag. 6Die Amtszeit der __________ nebenberuf-
lichen Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten
wird in der Grundordnung geregelt; sie endet
__________ mit der Ernennung oder Bestellung
einer neuen Präsidentin oder eines neuen Präsi-
denten. 7Die __________ nebenberuflichen Vize-
präsidentinnen und Vizepräsidenten führen
__________ die Geschäfte __________ fort, bis
eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger
__________ bestellt ist.“

38. § 40 wird gestrichen. 38. § 40 erhält folgende Fassung:

„§ 40
Abwahl von Mitgliedern des Präsidiums

1Der Senat kann mit einer Mehrheit von
drei Vierteln seiner Mitglieder einzelne Mitglie-
der des Präsidiums abwählen und damit deren
Entlassung vorschlagen. 2Der Vorschlag bedarf
der Bestätigung des Hochschulrats.“
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39. § 41 wird wie folgt geändert: 39. § 41 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) unverändert

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Fa-
kultät“ die Worte „oder einem anderen
Organ“ eingefügt.

bb) Es wird der folgende neue Satz 2 ein-
gefügt:

„2Für fakultätsübergreifende Studien-
gänge kann er Prüfungsordnungen be-
schließen.“

cc) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden
Sätze 3 und 4.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Frauenför-
derplan“ durch das Wort „Gleichstellungsplan“
ersetzt.

b) unverändert

c) Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: c) unverändert

„2Ihm ist rechtzeitig vor einem Beschluss über
den Wirtschaftsplan und vor Abschluss einer
Zielvereinbarung Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben.“

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 5 wird gestrichen.

bb) Der bisherige Satz 6 wird Satz 5.

40. § 42 wird wie folgt geändert: 40. § 42 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Worte „Frauen-
und“ gestrichen.

a) unverändert

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: b) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Der Senat wählt auf Vorschlag der
Kommission für Gleichstellung eine Gleich-
stellungsbeauftragte. 2Die Amtszeit der
Gleichstellungsbeauftragten beträgt bis zu
vier Jahre. 3Die Gleichstellungsbeauftragte ist
in der Regel hauptberuflich zu beschäftigen;
Ausnahmen bedürfen der Zustimmung des
Fachministeriums. 4Die Grundordnung regelt
das Nähere zur Errichtung der Kommission
sowie zur Amtszeit und zum Verfahren der
Wahl der Gleichstellungsbeauftragten.“

„(1) 1Der Senat wählt auf Vorschlag der
Kommission für Gleichstellung eine Gleich-
stellungsbeauftragte. 2Die Amtszeit der
Gleichstellungsbeauftragten beträgt bis zu
vier Jahre. 3Die Gleichstellungsbeauftragte ist
in der Regel hauptberuflich zu beschäftigen;
Ausnahmen bedürfen der Zustimmung des
Fachministeriums. 4Die Grundordnung regelt
das Nähere zur Errichtung und zum Verfah-
ren der Kommission sowie zur Amtszeit und
zum Verfahren der Wahl der Gleichstellungs-
beauftragten.“
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c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: c) unverändert

aa) In Satz 1 werden die Worte „nimmt die
Belange der Hochschulfrauen in Hoch-
schule und Gesellschaft wahr und“ ge-
strichen.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Frauenförder-
plans“ durch das Wort „Gleichstellungs-
plans“ ersetzt.

cc) In Satz 3 wird das Wort „Frauenver-
sammlungen“ durch „Versammlungen“
ersetzt.

c/1) In Absatz 4 Satz 1 wird nach dem Klam-
merzusatz ein Komma sowie der Halbsatz
„soweit dieses Gesetz nichts anderes be-
stimmt“ eingefügt.

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert: d) unverändert

aa) In Satz 2 werden die Worte „den Bereich
Humanmedizin der Universität“ durch die
Worte „die Universitätsmedizin“ ersetzt.

bb) Die Sätze 3 und 4 erhalten folgende
Fassung:

„3An anderen in der Grundordnung be-
stimmten Organisationseinheiten können
Gleichstellungsbeauftragte bestellt wer-
den. 4In der Grundordnung sind für die
Gleichstellungsbeauftragten nach den
Sätzen 1 bis 3 das Verfahren der Wahl
oder Bestellung, die Amtszeit, die Auf-
gaben und die Befugnisse zu regeln.“

e) Absatz 6 wird gestrichen. e) unverändert

f) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 6. f) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 6 und er-
hält folgende Fassung:

„(6) § 3 Abs. 4 sowie die §§ 7, 12
und 13 des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes vom 14. August 2006
(BGBl. I S. 1897) gelten entsprechend für
alle Mitglieder und Angehörigen der Hoch-
schule, die keine Beschäftigten der Hoch-
schule sind.“
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41. § 43 wird wie folgt geändert: 41. § 43 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 3 wird der folgende Satz 6 an-
gefügt:

a) unverändert

„6Die Freistellung nach Satz 5 kann auf die
Mitglieder des Dekanats verteilt werden; der
Gesamtumfang der Freistellungen darf den
Umfang der Dienstaufgaben einer Person
nicht übersteigen.“

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Worte „der Dekanin
oder des Dekans“ durch die Worte „der
Mitglieder des Dekanats“ ersetzt.

aa) unverändert

aa/1) Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4Der Fakultätsrat kann mit einer
Mehrheit von drei Vierteln seiner
Mitglieder einzelne Mitglieder des
Dekanats abwählen; Satz 2 gilt ent-
sprechend.“

bb) Die Sätze 4 und 5 werden gestrichen. bb) ____ Satz ____ 5 wird gestrichen.

cc) Der bisherige Satz 6 wird Satz 4 und wie
folgt geändert:

cc) Der bisherige Satz 6 wird Satz 5
__________.

Die Worte „und Abwahl“ werden gestri-
chen.

__________

42. Dem § 44 Abs. 1 wird der folgende Satz 3 ange-
fügt:

42. unverändert

„3Ordnungen der Fakultäten bedürfen der Geneh-
migung des Präsidiums.“

43. § 45 wird wie folgt geändert: 43. § 45 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) unverändert

aa) In Satz 2 werden die Worte „Das für
Lehre zuständige Mitglied des Präsidi-
ums“ durch die Worte „Das Präsidium“
ersetzt.

bb) In Satz 4 werden das Komma und die
Worte „welche Studiendekanin oder wel-
cher Studiendekan den Vorsitz führt“
durch die Worte „über den Vorsitz“ er-
setzt.
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b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

0/aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die Studienkommission schlägt
dem Fakultätsrat ein Mitglied der
Hochschullehrergruppe oder in
Ausnahmefällen ein lehrendes Mit-
glied der Mitarbeitergruppe zur
Wahl als Studiendekanin oder Stu-
diendekan vor.“

aa) In Satz 2 werden die Worte „mit der
Mehrheit“ durch die Worte „mit einer
Mehrheit von zwei Dritteln“ ersetzt.

aa) In Satz 2 werden die Worte „mit der
Mehrheit“ durch die Worte „mit einer
Mehrheit von zwei Dritteln“ und die
Worte „Sätze 4 und 5“ durch die Wor-
te „Satz 4“ ersetzt.

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung: bb) Satz 3 wird gestrichen.

„3Als Studiendekanin oder Studiendekan
sind die Mitglieder der Hochschullehrer-
gruppe wählbar.“

__________

44. § 46 wird gestrichen. 44. unverändert

45. § 47 Satz 2 wird wie folgt geändert: 45. unverändert

a) Es wird die folgende neue Nummer 2 einge-
fügt:

„2. die Erhebung von Beiträgen, Gebühren
und Entgelten,“.

b) Die bisherigen Nummern 2 bis 7 werden
Nummern 3 bis 8.

c) In der neuen Nummer 3 werden nach dem
Wort „Ausbildungskapazitäten“ das Komma
und die Worte „die Festsetzung von Zulas-
sungszahlen“ gestrichen.

d) In der neuen Nummer 5 werden nach dem
Wort „Gesundheitswesens“ die Worte „sowie
die tiermedizinische Versorgung“ eingefügt.

46. § 48 wird wie folgt geändert: 46. unverändert

a) Dem Absatz 2 werden die folgenden Sätze 4
bis 6 angefügt:
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„4Das Fachministerium kann seine Befugnisse
zur Berufung der Professorinnen und Profes-
soren jeweils befristet auf drei Jahre auf die
Hochschule übertragen. 5Im Fall der Übertra-
gung nach Satz 4 entscheidet das Präsidium
im Einvernehmen mit dem Hochschulrat über
die Berufung 6Sie haben dabei länderüber-
greifende Vereinbarungen, durch die das
Land in Angelegenheiten der Berufung von
Professorinnen und Professoren verpflichtet
wird, zu beachten.“

b) Absatz 3 Satz 4 wird gestrichen.

47. § 49 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 47. § 49 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Die Hochschulen werden mit folgenden
Maßgaben als Landesbetriebe gemäß § 26 Abs. 1
LHO geführt:

(1) unverändert

1. Die Wirtschaftsführung und das Rechnungs-
wesen richten sich nach kaufmännischen
Grundsätzen. Der Wirtschaftsplan gliedert
sich nach dem handelsrechtlichen Schema
der Gewinn- und Verlustrechnung und um-
fasst die jeweiligen Ist-, Soll- und Plandaten.
Auf den Jahresabschluss sind die Vorschrif-
ten des Handelsgesetzbuchs über große Ka-
pitalgesellschaften sinngemäß anzuwenden.
Auf die Prüfung des Jahresabschlusses sind
die Prüfungsgrundsätze des § 53 Abs. 1
Nrn. 1 und 2 des Haushaltsgrundsätzegeset-
zes (HGrG) entsprechend anzuwenden.

2. Der bis zum Ende des Geschäftsjahres nicht
verbrauchte Teil der Zuführungen wird als
Rücklage bis zur Dauer von fünf Jahren ver-
wahrt und steht der Hochschule zur Erfüllung
ihrer Aufgaben zusätzlich zur Verfügung.

3. Der Landesbetrieb entscheidet im Rahmen
von finanziellen Obergrenzen über die dauer-
hafte Beschäftigung von Tarifpersonal. Die
Obergrenzen werden bei tarifvertraglichen
Änderungen entsprechend fortgeschrieben.
Abweichend von § 26 Abs. 1 Satz 4 LHO
werden im Haushaltsplan die Stellen des Ta-
rifpersonals nicht erläutert.
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4. Die Buchführung richtet sich nach den Regeln
der kaufmännischen doppelten Buchführung.
Abweichend von § 79 Abs. 3 LHO errichtet
der Landesbetrieb Zahlstellen und Geldan-
nahmestellen in eigener Zuständigkeit. Im
Rahmen der Jahresprüfung nach Nummer 1
hat die Hochschule nachzuweisen, dass die
Zahl- und Geldannahmestellen ordnungsge-
mäß betrieben worden sind.

5. Das Rechnungswesen muss eine Kosten-
und Leistungsrechnung umfassen, die die Bil-
dung von Kennzahlen für hochschulübergrei-
fende Zwecke nach Vorgabe des Fachmini-
steriums ermöglicht.

2Das Nähere zu den Nummern 1 bis 4 bestimmt
das Fachministerium durch Verwaltungsvorschrift
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und
dem Landesrechnungshof.“

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die Höhe der laufenden Zufüh-
rungen an die Hochschulen bemisst sich
nach den Zielvereinbarungen gemäß § 1
Abs. 3 Satz 4.“

48. In § 50 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „im Rah-
men“ durch die Worte „zur Erfüllung“ ersetzt.

48. § 50 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) In __________ Satz 1 werden die Worte „im
Rahmen“ durch die Worte „zur Erfüllung ihrer
körperschaftlichen Aufgaben“ ersetzt.

b) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2§ 65 LHO ist mit der Maßgabe entspre-
chend anzuwenden, dass die Hochschule
im Fall des Satzes 1 die Einwilligung des
Fachministeriums einzuholen hat.“

c) Es werden die folgenden Sätze 4 und 5
angefügt:

„4Die Hochschule hat sicherzustellen,
dass das Unternehmen eine Prüfungsver-
einbarung mit dem Landesrechnungshof
gemäß § 104 Abs. 1 Nr. 3 LHO abschließt,
wenn der Landesrechnungshof dies für er-
forderlich hält. 5Beteiligungen der Hoch-
schule sind im Haushaltsplan darzustel-
len.“
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49. § 52 erhält folgende Fassung: 49. § 52 erhält folgende Fassung:

„§ 52
Hochschulrat

„§ 52
Hochschulrat

(1) 1Der Hochschulrat hat die Aufgabe, (1) 1Der Hochschulrat hat die Aufgabe,

1. das Präsidium und den Senat zu beraten, 1. unverändert

2. Stellung zu nehmen zu 2. unverändert

a) den Entwicklungs- und Wirtschaftsplä-
nen,

b) der Gründung von oder der Beteiligung
an Unternehmen,

c) den Entwürfen von Zielvereinbarungen,

d) den Vorschlägen des Senats zur Ernen-
nung oder Bestellung von Präsidi-
umsmitgliedern,

2/1. den Vorschlag des Senats zur Entlassung
von Präsidiumsmitgliedern zu bestätigen,

3. bei Hochschulen, denen nach § 48 Absatz 2
das Berufungsrecht übertragen wurde, das
Einvernehmen zu Berufungsvorschlägen zu
erklären.

3. unverändert

2Der Hochschulrat ist berechtigt, zu allen die Hoch-
schule betreffenden Fragen Auskünfte vom Präsi-
dium und vom Senat zu verlangen.

2Der Hochschulrat ist berechtigt, zu allen die Hoch-
schule betreffenden Fragen Auskünfte vom Präsi-
dium und vom Senat zu verlangen.

(2) 1Der Hochschulrat besteht aus sieben Mit-
gliedern, von denen mindestens drei Frauen sein
sollen. 2Mitglieder sind

(2) unverändert

1. fünf mit dem Hochschulwesen vertraute Per-
sonen vornehmlich aus Wirtschaft, Wissen-
schaft oder Kultur, die nicht Mitglieder der
Hochschule sein dürfen und im Einvernehmen
mit dem Senat der Hochschule vom Fachmi-
nisterium bestellt werden,

2. ein Mitglied der Hochschule, das vom Senat
der Hochschule gewählt wird, und

3. eine Vertreterin oder ein Vertreter des
Fachministeriums.
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3Der Hochschulrat bestimmt aus den Mitgliedern
nach Satz 2 Nr. 1 ein vorsitzendes Mitglied und ein
stellvertretendes vorsitzendes Mitglied.

(3) 1Die Mitglieder des Hochschulrats nach
Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 sind Angehörige der Hoch-
schulen. 2Sie sind ehrenamtlich tätig und an Auf-
träge und Weisungen nicht gebunden. 3Den Mit-
gliedern nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 kann die
Hochschule eine angemessene Aufwandsentschä-
digung nach Maßgabe einer Ordnung zahlen. 4Die
Amtszeit der Mitglieder des Hochschulrats beträgt
nach Maßgabe der Grundordnung bis zu fünf Jah-
re. 5Das Fachministerium kann ein Mitglied des
Hochschulrats aus wichtigem Grund abberufen.
6Das Präsidium nimmt an den Sitzungen des
Hochschulrats mit beratender Stimme teil; die
Gleichstellungsbeauftragte und die Mitglieder des
Personalrats können beratend hinzu gezogen wer-
den.“

(3) 1Die Mitglieder des Hochschulrats nach
Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 sind Angehörige der Hoch-
schulen. 2Sie sind ehrenamtlich tätig und an Auf-
träge und Weisungen nicht gebunden. 3Den Mit-
gliedern nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 kann die
Hochschule eine angemessene Aufwandsentschä-
digung nach Maßgabe einer Ordnung zahlen. 4Die
Amtszeit der Mitglieder des Hochschulrats beträgt
nach Maßgabe der Grundordnung bis zu fünf Jah-
re. 5Das Fachministerium kann ein Mitglied des
Hochschulrats nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 aus
wichtigem Grund abberufen. 6Das Präsidium nimmt
an den Sitzungen des Hochschulrats mit beraten-
der Stimme teil; die Gleichstellungsbeauftragte und
die Mitglieder des Personalrats können beratend
hinzu gezogen werden.“

50. § 53 wird wie folgt geändert: 50. § 53 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: a) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) 1§ 38 Abs. 2, § 39 Abs. 1 und § 52
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 d finden bei der Ernen-
nung oder Bestellung der hauptamtlichen
oder hauptberuflichen Mitglieder des Präsidi-
ums der Niedersächsischen Fachhochschule
für Verwaltung und Rechtspflege keine An-
wendung; § 38 Abs. 4 bis 9 gilt für hauptamtli-
che und hauptberufliche Vizepräsidentinnen
und Vizepräsidenten entsprechend. 2Die Er-
nennung oder Bestellung erfolgt im Beneh-
men mit dem Senat. 3Dieser gibt dem Hoch-
schulrat Gelegenheit zur Stellungnahme und
kann mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner
Mitglieder den Ernennungs- oder Bestel-
lungsvorschlag des Ministeriums einmal zu-
rückweisen.“

„(3) 1§ 38 Abs. 2, § 39 Abs. 1 und § 52
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d finden bei der
Ernennung oder Bestellung der hauptamtli-
chen oder hauptberuflichen Mitglieder des
Präsidiums der Niedersächsischen Fach-
hochschule für Verwaltung und Rechtspflege
keine Anwendung; § 38 Abs. 4 bis 9 gilt für
__________ hauptberufliche Vizepräsidentin-
nen und Vizepräsidenten entsprechend. 2Die
Ernennung oder Bestellung erfolgt im Be-
nehmen mit dem Senat. 3Dieser gibt dem
Hochschulrat Gelegenheit zur Stellungnahme
und kann mit der Mehrheit von zwei Dritteln
seiner Mitglieder den Ernennungs- oder Be-
stellungsvorschlag des Ministeriums einmal
zurückweisen.“

b) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt: b) unverändert

„(4) § 49 ist für die Niedersächsische
Fachhochschule für Verwaltung und Rechts-
pflege nicht anzuwenden, solange diese nicht
als Landesbetrieb nach § 26 LHO geführt
wird.“

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. c) unverändert
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50/1.  § 54 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Der Hochschulrat der Hochschule
Vechta stimmt der Widmung von Professo-
renstellen im Rahmen des Verfahrens
nach § 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a
oder _ c zu.“

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) 1§ 52 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 gilt mit
der Maßgabe, dass von den fünf vom
Fachministerium im Einvernehmen mit
dem Senat zu bestellenden Mitgliedern
zwei auf Vorschlag der Katholischen Kir-
che zu bestellen sind; diese können vom
Fachministerium nur im Einvernehmen mit
der Katholischen Kirche abberufen wer-
den. 2Zu den Mitgliedern des Hochschul-
rats in der Findungskommission nach § 38
Abs. 2 Satz 3 gehört ein auf Vorschlag der
Katholischen Kirche bestelltes Mitglied.“

c) Absatz 4 wird gestrichen.

51. § 55 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 51. unverändert

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Die Vorschriften des § 51 über die Rechts-
aufsicht gelten entsprechend.“

52. Nach § 55 wird der folgende § 55 a eingefügt: 52. Nach § 55 wird der folgende § 55 a eingefügt:

„§ 55 a
Besondere Vorschriften für die Errichtung

von Stiftungen des öffentlichen Rechts

„§ 55 a
Besondere Vorschriften für die Errichtung

von Stiftungen des öffentlichen Rechts

(1) Durch Verordnung der Landesregierung
kann bestimmt werden, dass das Land namens
und im Auftrag der Stiftung insgesamt

(1) Durch Verordnung der Landesregierung
kann bestimmt werden, dass das Land namens
und im Auftrag der Stiftung insgesamt

1. die Versorgungsleistungen nach § 2 des Be-
amtenversorgungsgesetzes einschließlich der
Zahlung der Emeritenbezüge erbringt,

1. die Versorgungsbezüge nach § 2 des Beam-
tenversorgungsgesetzes einschließlich der
Zahlung der Emeritenbezüge erbringt,

2. die Ausgleichszahlungen nach § 107 b des
Beamtenversorgungsgesetzes erbringt,

2. unverändert
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3. die Nachversicherung in der gesetzlichen
Rentenversicherung für ausgeschiedene Be-
amtinnen und Beamte sowie sonstige Be-
schäftigte, denen durch Gewährleistungsent-
scheidung eine Anwartschaft auf Versorgung
bei verminderter Erwerbsfähigkeit und im Al-
ter sowie auf Hinterbliebenenversorgung ge-
währleistet worden ist und die unversorgt aus
der Beschäftigung ausscheiden, vornimmt
und

3. unverändert

4. die Erstattung von Nachversicherungsbeiträ-
gen für die gesetzliche Rentenversicherung,
die andere Dienstherren von der Stiftung für
eine Beschäftigung bei der Stiftung beanspru-
chen können, vornimmt.

4. unverändert

(2) 1Wird das Land durch eine Verordnung
nach Absatz 1 verpflichtet, so ist die Niedersächsi-
sche Landesversorgungsrücklage auch die Versor-
gungsrücklage der Stiftung. 2Die Stiftung führt die
Unterschiedsbeträge nach § 14 a Abs. 2 des Bun-
desbesoldungsgesetzes nach Maßgabe des § 6
des Niedersächsischen Versorgungsrücklagenge-
setzes der Niedersächsischen Landesversorgungs-
rücklage zu.

(2) unverändert

(3) Durch Verordnung der Landesregierung
kann bestimmt werden, dass das Land die Beihil-
feleistungen nach § 87 c des Niedersächsischen
Beamtengesetzes und entsprechenden tarifver-
traglichen Bestimmungen namens und im Auftrag
der Stiftung erbringt.

(3) unverändert

(4) 1Wird das Land durch eine Verordnung
nach Absatz 1 verpflichtet, so entrichtet die Stiftung
an das Land eine jährliche Versorgungspauschale
in Höhe von 30 vom Hundert der ruhegehaltsfähi-
gen Bezüge aller im Dienst der Stiftung stehenden
Beamtinnen und Beamten. 2Die Pauschale wird in
vier gleichen Raten bis zum 15. Februar, 15. Mai,
15. August und 15. November gezahlt.

(4) unverändert

(5) 1Erbringt das Land die Beihilfe nach Ab-
satz 3, so entrichtet die Stiftung an das Land eine
jährliche Pauschale. 2Die Höhe der Pauschale wird
vom Fachministerium festgesetzt und nach densel-
ben Grundsätzen berechnet, die für die Veran-
schlagung der Beihilfe bei den in der Trägerschaft
des Landes stehenden Hochschulen im jeweiligen
Haushaltsplan zugrunde gelegt sind. 3Absatz 4
Satz 2 gilt entsprechend.

(5) unverändert
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(6) 1Die Stiftung entrichtet an das Land je-
weils eine jährliche Fallkostenpauschale zur Er-
stattung der Verwaltungskosten, die sich infolge
der Verpflichtung nach den Absätzen 1 und 3 für
die Berechnung und Zahlbarmachung der Beträge
ergeben. 2Die Höhe der Erstattung sowie das Er-
stattungsverfahren werden in einer Verwaltungs-
vereinbarung zwischen dem Land und der Stiftung
geregelt. 3Kommt eine Verwaltungsvereinbarung
nicht zustande, so setzt das Fachministerium die
Pauschale fest. 4Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.

(6) unverändert

(7) 1Die Landesregierung wird ermächtigt,
durch Verordnung Regelungen zur Übernahme von
Schäden durch das Land zu treffen, für die die
Stiftung Schadensersatz nicht erhält oder Scha-
densersatz zu leisten hat. 2Die Schadensübernah-
me darf den Gesamtwert des unbeweglichen Anla-
gevermögens der Stiftung am 1. Januar des be-
treffenden Jahres nicht überschreiten. 3Bagatell-
schäden bis 10 000 Euro im Einzelfall werden bis
zu einer Gesamthöhe von 50 000 Euro je Ge-
schäftsjahr nicht übernommen.

(7) 1Die Landesregierung wird ermächtigt,
durch Verordnung Regelungen zur Übernahme von
Schäden durch das Land zu treffen, für die die
Stiftung Schadensersatz nicht erhält oder Scha-
densersatz zu leisten hat. 2Die Schadensübernah-
me darf den Gesamtwert des unbeweglichen Anla-
gevermögens der Stiftung am 1. Januar des be-
treffenden Jahres nicht überschreiten. 3Bagatell-
schäden bis 10 000 Euro im Einzelfall werden bis
zu einer Gesamthöhe von 50 000 Euro je Ge-
schäftsjahr nicht übernommen. 4Die Haftungsbe-
grenzungen gelten nicht für Schäden Dritter.

(8) Das nach § 56 Abs. 5 auf die Stiftung
übergehende Vermögen wird durch die genehmigte
Schlussbilanz der Hochschule und ihrer Einrichtun-
gen festgestellt.

(8) wird (hier) gestrichen
(jetzt § 56 Abs. 6)

(9) 1Die Stiftung übernimmt sämtliche bisher
für ihren Bereich vom Staatlichen Baumanagement
Niedersachsen wahrgenommenen Bauaufgaben
und trifft mit dem Land die dazu erforderlichen Ver-
einbarungen. 2Mit der Aufgabenverlagerung sind
die zu diesem Zeitpunkt bestehenden Arbeits- und
Ausbildungsverhältnisse der für Hochschulbauauf-
gaben eingesetzten Beschäftigten einschließlich
der ausgebrachten Stellen sowie der veranschlag-
ten Personal- und Sachmittel anteilig vom Staatli-
chen Baumanagement Niedersachsen auf die Stif-
tung zu überführen. 3Beamtinnen und Beamte sind
zum Zeitpunkt der Aufgabenverlagerung zu verset-
zen. 4Die Stiftung tritt in die Rechte und Pflichten
der zu diesem Zeitpunkt bestehenden Arbeits- und
Ausbildungsverhältnisse ein. 5Die Landesregierung
wird ermächtigt, Einzelheiten des Personalüber-
gangs durch Verordnung zu regeln, soweit eine
Vereinbarung nach Satz 1 nicht zustande kommt.
6Das Land ist durch die Stiftung von sämtlichen
vertraglichen Verpflichtungen freizustellen, die es
für Baumaßnahmen der Hochschulen eingegangen
ist.

(9) unverändert
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(10) Soweit auf Grundstücken und in Gebäu-
den, die durch Verordnung nach § 55 Abs. 1 Sät-
ze 4 und 5 in das Eigentum der Stiftung überge-
gangen sind, Einrichtungen eines Studentenwerks
betrieben werden oder betrieben werden sollen,
kann das für die Hochschulen zuständige Ministeri-
um die Stiftungen verpflichten, dem Studentenwerk
auf dessen Antrag zur Verbesserung der Wirt-
schaftlichkeit des Studentenwerks unentgeltlich das
Eigentum oder ein Erbbaurecht an den Grundstük-
ken zu übertragen oder ein grundbuch-rechtlich
gesichertes Nießbrauchs-, Wege- oder Leitungs-
recht zum Betrieb seiner Einrichtungen einzuräu-
men; § 56 Abs. 2 und 3 Satz 1 Nrn. 4 bis 6 und
Satz 2 Nr. 6 gilt entsprechend.

(10) Soweit auf Grundstücken und in Gebäu-
den, die durch Verordnung nach § 55 Abs. 1 Sät-
ze 4 und 5 in das Eigentum der Stiftung überge-
gangen sind, Einrichtungen eines Studentenwerks
betrieben werden oder betrieben werden sollen,
kann das _________ Fachministerium die Stiftun-
gen verpflichten, dem Studentenwerk auf dessen
Antrag zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit des
Studentenwerks unentgeltlich das Eigentum oder
ein Erbbaurecht an den Grundstücken zu übertra-
gen oder ein grundbuch-rechtlich gesichertes
Nießbrauchs-, Wege- oder Leitungsrecht zum Be-
trieb seiner Einrichtungen einzuräumen; § 56
Abs. 2 und __________ 4 Satz 2 Nr. 6 gilt entspre-
chend.

(11) Die Zustimmung zur Einrichtung und zum
Wegfall von Stellen für Beamtinnen und Beamte
kann einer Stiftung abweichend von § 198 NBG
allgemein durch Verordnung der Landesregierung
erteilt werden.

(11) unverändert

(12) 1Wird eine Stiftung in einem laufenden
Haushaltsjahr errichtet, so bemisst sich abwei-
chend von § 56 Abs. 3 Satz 3 die Finanzhilfe nach
§ 56 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 nach den im Haushalts-
plan im entsprechenden Haushaltsplan-Kapitel der
übergeführten staatlichen Hochschule veranschlag-
ten Zuführungen. 2Das Finanzministerium wird er-
mächtigt, die für die betreffende Hochschule im
Einzelplan 06 sowie in anderen Einzelplänen ver-
anschlagten Mittel im Einvernehmen mit den
Fachministerien in die Zuführungen nach § 56
Abs. 3 zu überführen.“

(12) 1Wird eine Stiftung in einem laufenden
Haushaltsjahr errichtet, so bemisst sich abwei-
chend von § 56 Abs. 4 Sätze 4 bis 6 die Finanz-
hilfe nach § 56 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 nach den im
Haushaltsplan im entsprechenden Haushaltsplan-
Kapitel der übergeführten staatlichen Hochschule
veranschlagten Zuführungen. 2Das Finanzministe-
rium wird ermächtigt, die für die betreffende Hoch-
schule im Einzelplan 06 sowie in anderen Einzel-
plänen veranschlagten Mittel im Einvernehmen mit
den Fachministerien in die Zuführungen nach § 56
Abs. 3 zu überführen.“

53. § 56 wird wie folgt geändert: 53. § 56 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1 bis 3 erhalten folgende Fas-
sung:

a) Die Absätze 1 bis 3 erhalten folgende Fas-
sung:

„(1) 1Das Grundstockvermögen be-
steht aus den in der Verordnung nach § 55
Abs. 1 Satz 4 aufgeführten Grundstücken
und sonstigen, diesem ausdrücklich zuge-
führten Vermögenswerten. 2Es ist von dem
übrigen Stiftungsvermögen getrennt zu
halten und kann durch Zustiftungen des
Landes oder Dritter erhöht werden.

„(1) unverändert

(2) 1Das Grundstockvermögen ist, so-
weit es sich um die in der Verordnung nach
§ 55 Abs. 1 Satz 4 aufgeführten sowie zuge-

(2) 1____ Grundstücke des Grundstock-
vermögens sind __________ in ihrem körper-
lichen Bestand, das sonstige Grundstockver-
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stiftete Grundstücke handelt, in seinem kör-
perlichen Bestand, das sonstige Grundstock-
vermögen in seinem Wert ungeschmälert zu
erhalten. 2Die Veräußerung oder grundpfand-
liche Belastung von Grundstücken des Grund-
stocks ist nach den Regeln ordnungsgemäßer
Wirtschaftsführung mit Zustimmung des Fach-
ministeriums zulässig, wenn sie der dauern-
den und nachhaltigen Verwirklichung des Stif-
tungszwecks oder zur Steigerung der Stif-
tungsleistung dienlich ist. 3Die aus der Veräu-
ßerung erzielten Erlöse sollen zum Erwerb
gleichwertiger Grundstücke oder für eine
dauerhaft bessere Nutzung der vorhandenen
Grundstücke des Grundstocks eingesetzt
werden.

mögen ist in seinem Wert ungeschmälert zu
erhalten. 2Eine Veräußerung von Grundstük-
ken des Grundstockvermögens oder ihre
Belastung mit Grundpfandrechten ist nach
den Regeln ordnungsgemäßer Wirtschafts-
führung nach Erteilung der Zustimmung des
Fachministeriums zulässig, wenn sie der dau-
ernden und nachhaltigen Verwirklichung des
Stiftungszwecks oder der Steigerung der Stif-
tungsleistung dienlich ist. 3Die aus einer Ver-
äußerung erzielten Erlöse sollen zum Erwerb
gleichwertiger Grundstücke oder für eine
dauerhaft bessere Nutzung der vorhandenen
Grundstücke des Grundstockvermögens ein-
gesetzt werden.

(3) 1Die Stiftung finanziert die Erfüllung
ihrer Aufgaben insbesondere aus

(3) 1Die Stiftung finanziert die Erfüllung
ihrer Aufgaben insbesondere aus

1. der jährlichen Finanzhilfe des Landes, 1. unverändert

2. den Erträgen des Stiftungsvermögens
und

2. unverändert

3. Spenden und sonstigen Zuwendungen
Dritter, soweit diese nicht ausdrücklich
dem Vermögen zugeführt werden sol-
len.“

3. den Spenden und sonstigen Zuwendun-
gen Dritter, soweit diese nicht ausdrück-
lich dem Grundstockvermögen zuge-
führt werden sollen.“

b) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt: b) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt:

„(4) 1Die Stiftung erhält zur Erfüllung ih-
rer Aufgaben eine jährliche Finanzhilfe des
Landes nach Maßgabe des Haushalts. 2Die
jährliche Finanzhilfe dient der Stiftung für die
Aufwendungen insbesondere für

„(4) 1Die Stiftung erhält zur Erfüllung ih-
rer Aufgaben eine jährliche Finanzhilfe des
Landes nach Maßgabe des Haushalts. 2Sie
__________ dient der Stiftung insbesondere
zur Deckung ihrer Aufwendungen für

1. das Lehrangebot, 1. unverändert

2. die Grundausstattung für die Forschung, 2. unverändert

3. die Ausstattung für fachliche Schwer-
punkte und Sonderaufgaben,

3. unverändert

4. die Förderung des wissenschaftlichen
Nachwuchses,

4. unverändert

5. die Erfüllung des Gleichstellungsauftrags
und

5. unverändert

6. die Bauunterhaltung. 6. unverändert
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3Zuschüsse für Investitionen dürfen nur für in-
vestive Zwecke verwendet werden. 4Die Fi-
nanzhilfe wird nach Maßgabe des § 1 Abs. 2
sowie nach den durch Zielvereinbarung nach
§ 1 Abs. 3 festgelegten Entwicklungs- und
Leistungszielen und danach bemessen, inwie-
weit diese Ziele erreicht worden sind. 5Die
Stiftung hat im Lagebericht des Jahresab-
schlusses und auf Anforderung des Fachmini-
steriums nachzuweisen, inwieweit die verein-
barten Ziele erreicht worden sind. 6Der Be-
messung der Finanzhilfe ist eine Obergrenze
für Personalkosten zugrunde zu legen, die im
Haushaltsplan festgesetzt wird. 7Diese Ober-
grenze ist nach Maßgabe der Zielvereinba-
rungen und unter Berücksichtigung der tarif-
vertraglichen Änderungen fortzuschreiben.
8Die Stiftung erteilt dem Fachministerium auf
Anforderung die zur Ermittlung der Obergren-
ze sowie der Finanzhilfe erforderlichen Daten
so rechtzeitig, dass das Fachministerium die
Voranschläge nach § 27 Abs. 1 LHO erstellen
kann.“

3Zuschüsse für Investitionen dürfen nur für in-
vestive Zwecke verwendet werden. 4Die jähr-
liche Finanzhilfe wird unter Berücksichti-
gung des § 1 Abs. 2 ____ danach bemessen,
inwieweit die_ nach § 1 Abs. 3 Satz 4
__________ vereinbarten Ziele erreicht wor-
den sind __________. 5Die Stiftung hat im
Lagebericht des Jahresabschlusses sowie
auf Anforderung des Fachministeriums nach-
zuweisen, inwieweit die vereinbarten Ziele er-
reicht worden sind. 6Der Bemessung der Fi-
nanzhilfe ist eine Obergrenze für Personalko-
sten zugrunde zu legen, die im Haushaltsplan
nach Maßgabe der Zielvereinbarungen und
unter Berücksichtigung ____ tarifvertraglicher
Änderungen festgesetzt wird. 7__________.
8Die Stiftung übermittelt dem Fachministeri-
um auf Anforderung die zur Ermittlung der
Obergrenze sowie der Finanzhilfe erforderli-
chen Daten so rechtzeitig, dass das Fachmi-
nisterium die Voranschläge nach § 27 Abs. 1
LHO erstellen kann.“

c) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden Ab-
sätze 5 und 6.

c) unverändert

d) Dem neuen Absatz 5 wird der folgende Satz 2
angefügt:

d) wird gestrichen

„2Spenden, die die Stiftung für die Hochschule
einsetzt, gelten im Sinne des Spendenrechts
als unmittelbar für wissenschaftliche Zwecke
verwendet.“

e) Dem neuen Absatz 6 wird der folgende
Satz 3 angefügt:

„3Das nach den Sätzen 1 und 2 auf die Stif-
tung übergehende Vermögen wird durch die
genehmigte Schlussbilanz der Hochschule
und ihrer Einrichtungen festgestellt.“

54. § 57 wird wie folgt geändert: 54. § 57 wird wie folgt geändert

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: a) Absatz 1 Satz 2 wird durch die folgenden
neuen Sätze 2 und 3 ersetzt:

„2Dem Fachministerium ist ein Entwurf des
Wirtschaftsplans mit den erforderlichen Aus-
künften im Verlauf des Haushaltsaufstel-
lungsverfahrens des Landes vorzulegen.“

„2Dem Fachministerium ist ein Entwurf des
Wirtschaftsplans so rechtzeitig vorzulegen,
dass das Fachministerium die Voranschlä-
ge nach § 27 Abs. 1 LHO erstellen kann.
3Die für die Aufstellung des Haushalts er-
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forderlichen Auskünfte__ sind auf Anforde-
rung des Fachministeriums rechtzeitig im
Verlauf des Haushaltsaufstellungsverfahrens
zu erteilen.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 4 wird gestrichen. aa) unverändert

bb) Der bisherige Satz 5 wird Satz 4 und wie
folgt geändert:

bb) unverändert

Die Worte „die die“ werden durch die
Worte „die auch die „ ersetzt.

cc) Es werden die folgenden Sätze 5 und 6
angefügt:

cc) Es werden die folgenden Sätze 5 und 6
angefügt:

„5Zum Zweck der Vergleichbarkeit der
Hochschulen in staatlicher Verantwor-
tung hat die Stiftung dem Fachministeri-
um die Auskünfte zu geben, die das
Fachministerium zu diesem Zweck auch
von den Hochschulen in staatlicher Trä-
gerschaft verlangt. 6Hinsichtlich Aufbau
und Inhalt des Wirtschaftsplans ein-
schließlich Kontenrahmen, Bilanzierung
sowie der Kosten- und Leistungsrech-
nungen finden die für die Hochschulen in
staatlicher Trägerschaft geltenden Vor-
schriften und die hierzu erlassenen Ver-
waltungsvorschriften entsprechende
Anwendung.“

„5Zum Zweck der Vergleichbarkeit der
Hochschulen in staatlicher Verantwor-
tung hat die Stiftung dem Fachministeri-
um die Auskünfte zu geben, die das
Fachministerium zu diesem Zweck auch
von den Hochschulen in staatlicher Trä-
gerschaft verlangt. 6Hinsichtlich des Auf-
baus und des Inhaltes des Wirtschafts-
plans einschließlich der Kontenrahmen,
der Bilanzierung sowie der Kosten- und
Leistungsrechnungen finden die für die
Hochschulen in staatlicher Trägerschaft
geltenden Vorschriften und die hierzu
erlassenen Verwaltungsvorschriften ent-
sprechende Anwendung.“

c) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt: c) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt:

„(4) 1In der Zielvereinbarung nach § 1
Abs. 3 kann das Fachministerium auch ver-
einbaren, für welche bestimmten Zwecke
Zuwendungen, insbesondere für Förderun-
gen

„(4) 1In ____ Zielvereinbarungen nach
§ 1 Abs. 3 kann das Fachministerium auch
vereinbaren, für welche bestimmten Zwek-
ke Zuwendungen, insbesondere
__________

1. aus zentralen Förderprogrammen und 1. aus zentralen Förderprogrammen oder

2. für sonstige Investitionen im Sinne der
Landeshaushaltsordnung,

2. für sonstige Investitionen im Sinne der
Landeshaushaltsordnung,

an die Stiftung vergeben werden. 2Die Stif-
tung darf eine Zuwendung nur abrufen, so-
weit dies zur Erfüllung des vereinbarten
Zwecks erforderlich ist, und nur für den be-
stimmten Zweck verwenden. 3Mit dem Jah-
resabschluss hat die Stiftung nachzuwei-

an die Stiftung vergeben werden. 2Die Stif-
tung darf eine Zuwendung nur abrufen, so-
weit dies zur Erfüllung des vereinbarten
Zwecks erforderlich ist, und nur für den be-
stimmten Zweck verwenden. 3Mit dem Jah-
resabschluss hat die Stiftung nachzuwei-



Niedersächsischer Landtag – 15. Wahlperiode Drucksache 15/3281

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 15/2670 Empfehlungen des Ausschusses für Wissenschaft und
Kultur

54

sen, dass die Zuwendungen nach den Be-
stimmungen der Zielvereinbarung verwen-
det worden sind. 4Der Nachweis unterliegt
der Prüfung des Jahresabschlusses. 5Zu-
wendungen können durch Verwaltungsakt
nach den Vorschriften des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes zurückgefordert wer-
den. 6Das Fachministerium kann die be-
stimmungsgemäße Verwendung der Zu-
wendungen jederzeit prüfen oder durch Be-
auftragte prüfen lassen. 7Hierzu hat die
Stiftung die Unterlagen, die das Fachmini-
sterium oder der Beauftragte für erforderlich
halten, zu übersenden oder vorzulegen und
die erbetenen Auskünfte zu erteilen. 8Das
Nähere über die Prüfung des Verwen-
dungsnachweises kann das Fachministeri-
um durch Verwaltungsvorschrift im Einver-
nehmen mit dem Landesrechnungshof re-
geln. 9Die Prüfungsrechte des Landesrech-
nungshofs bleiben unberührt. 10Die Sätze 1
bis 7 finden Anwendung auch auf Vorhaben
nach dem Hochschulbauförderungsgesetz
und sonstige Bauvorhaben, wenn zwischen
der Stiftung und dem Fachministerium eine
besondere Verfahrensvereinbarung mit Zu-
stimmung des Finanzministeriums und dem
Landesrechnungshof getroffen worden ist.
11Im Fall der Sätze 1 und 10 findet § 44
LHO keine Anwendung.“

sen, dass die Zuwendungen für den ver-
einbarten Zweck __________ verwendet
worden sind. 4Die Prüfung des Jahresab-
schlusses erstreckt sich auf den Nach-
weis. 5Das Fachministerium kann eine
durch Zielvereinbarung gewährte Zuwen-
dung____ in entsprechender Anwendung
der §§ 48 bis 49 a des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes durch Verwaltungsakt
________ zurückfordern ____, wenn die
Voraussetzungen vorliegen, unter denen
eine durch Verwaltungsakt gewährte Zu-
wendung zurückgenommen oder widerru-
fen werden darf. 6Das Fachministerium
kann die bestimmungsgemäße Verwen-
dung der Zuwendungen jederzeit prüfen
oder durch Beauftragte prüfen lassen.
7Hierzu hat die Stiftung die Unterlagen, die
das Fachministerium oder der Beauftragte
für erforderlich halten, zu übersenden oder
vorzulegen und die erbetenen Auskünfte zu
erteilen. 8Das Nähere über die Prüfung des
____Nachweises kann das Fachministeri-
um durch Verwaltungsvorschrift im Einver-
nehmen mit dem Landesrechnungshof re-
geln.9Die Prüfungsrechte des Landesrech-
nungshofs bleiben unberührt. 10Die Sätze 1
bis 7 finden auch auf die Mittel für Vorha-
ben nach Artikel 91 b des Grundgesetzes
und für sonstige Bauvorhaben Anwendung,
wenn eine ____ Verfahrensvereinbarung
zwischen der Stiftung und dem Fachmini-
sterium, die der Zustimmung des Finanz-
ministeriums und des Landesrechnungs-
hofs bedarf, dies vorsieht. 11Im Fall der
Sätze 1 und 10 findet § 44 LHO keine An-
wendung.“

d) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden Ab-
sätze 5 und 6.

d) Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden Ab-
sätze 5 bis 7.

55. § 57 a wird wie folgt geändert: 55. § 57 a wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Worte „‚Georg-
August-Universität Göttingen Stiftung öffentli-
chen Rechts’“ durch die Worte „Stiftung Uni-
versität Göttingen“ ersetzt.

a) unverändert

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Für die Stiftung Universität Göttingen „1Für die Stiftung Universität Göttingen
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ohne die Universitätsmedizin Göttingen
und für die Universitätsmedizin Göttin-
gen besteht jeweils ein gesondertes
Stiftungsvermögen (Teilvermögen).“

ohne die Universitätsmedizin ____ und
für die Universitätsmedizin ____ besteht
jeweils ein gesondertes Stiftungsvermö-
gen (Teilvermögen).“

bb) In den Sätzen 4 und 6 werden jeweils
die Worte „den Bereich Humanmedizin“
durch die Worte „die Universitätsmedizin
Göttingen“ ersetzt.

bb) In ____ Satz 4 ____ werden _____ die
Worte „den Bereich Humanmedizin“
durch die Worte „die Universitätsmedizin
____“ ersetzt.

cc) Satz 6 erhält folgende Fassung:

„6Sind Maßnahmen sowohl der Uni-
versität ohne die Universitätsmedizin
als auch der Universitätsmedizin zu-
zurechnen, so ist eine interne Kosten-
teilung vorzunehmen.“

c) In Absatz 3 Satz 1 werden jeweils die Worte
„den Bereich Humanmedizin“ durch die Worte
„die Universitätsmedizin Göttingen“ ersetzt.

c) In Absatz 3 Satz 1 werden jeweils die Worte
„den Bereich Humanmedizin“ durch die Worte
„die Universitätsmedizin ____“ ersetzt.

56. Dem § 58 Abs. 2 wird der folgende Satz 5 ange-
fügt:

56. unverändert

„5Die Hochschule hat in diesen Fällen länderüber-
greifende Vereinbarungen, durch die das Land in
Angelegenheiten der Berufung von Professorinnen
und Professoren verpflichtet wird, zu beachten.“

57. § 59 wird wie folgt geändert: 57. unverändert

a) Absatz 2 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und er-
hält folgende Fassung:

„(2) Organe der Stiftung Universität Göt-
tingen sind der Stiftungsrat, der Stiftungsaus-
schuss Universität, der Stiftungsausschuss
Universitätsmedizin, das Präsidium der Uni-
versität und der Vorstand der Universitätsme-
dizin.“

58. § 60 wird wie folgt geändert: 58. § 60 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 erhält folgende Fas-
sung:

a) unverändert

„2. ein Mitglied der Hochschule, das vom
Senat der Hochschule gewählt wird, so-
wie“.
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b) Dem Absatz 2 wird der folgende Satz 3 an-
gefügt:

b) Dem Absatz 2 wird der folgende Satz 3 an-
gefügt:

„3Er kann zu den Entwürfen von Zielvereinba-
rungen Stellung nehmen, die mit dem
Fachministerium abgeschlossen werden sol-
len.“

„3Er kann zu den Entwürfen von Zielvereinba-
rungen Stellung nehmen, die mit dem
Fachministerium getroffen werden sollen.“

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: c) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) 1Die Mitglieder des Präsidiums
nehmen an den Sitzungen des Stiftungsrats
mit beratender Stimme teil. 2Der Stiftungsrat
kann die Gleichstellungsbeauftragte und die
Mitglieder des Personalrates beratend hinzu-
ziehen.“

„(4) 1Die Mitglieder des Präsidiums
nehmen an den Sitzungen des Stiftungsrats
mit beratender Stimme teil. 2Der Stiftungsrat
kann die Gleichstellungsbeauftragte und die
Mitglieder der Personalvertretung beratend
hinzuziehen.“

59. § 60 a erhält folgende Fassung: 59. § 60 a erhält folgende Fassung:

„§ 60 a
Stiftungsausschuss Universität;

Stiftungsausschuss Universitätsmedizin
der Stiftung Universität Göttingen

„§ 60 a
Stiftungsausschuss Universität;

Stiftungsausschuss Universitätsmedizin
der Stiftung Universität Göttingen

(1) 1An der Stiftung Universität Göttingen
nimmt der Stiftungsausschuss Universität in Ange-
legenheiten der Stiftung, die nicht die Universitäts-
medizin betreffen, die Aufgaben des Stiftungsrats
wahr. 2§ 60 gilt entsprechend.

(1) unverändert

(2) 1Der Stiftungsausschuss Universitätsme-
dizin tritt in Angelegenheiten der Stiftung, die aus-
schließlich die Universitätsmedizin betreffen, an die
Stelle des Stiftungsausschusses Universität. 2Er ist
Dienstvorgesetzter der Vorstandsmitglieder.

(2) unverändert

(3) Der Stiftungsausschuss Universitätsmedi-
zin besteht aus

(3) Der Stiftungsausschuss Universitätsmedi-
zin besteht aus

1. einem vom Stiftungsausschuss Universität
aus seiner Mitte bestimmten Mitglied,

1. unverändert

2. zwei Personen, die das Fachministerium auf
Vorschlag des Fakultätsrats der Medizini-
schen Fakultät bestellt und die weder Mitglie-
der noch Angehörige der Universität Göttin-
gen sind, darunter eine Person mit Fachkom-
petenz für die medizinische oder wirtschaftli-
che Leitung von Krankenhäusern,

2. unverändert
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3. einem vom Senat gewählten Mitglied der Uni-
versität Göttingen und

3. unverändert

4. einer Vertreterin oder einem Vertreter des
Fachministeriums.

4. unverändert

2Die Mitglieder des Vorstands nehmen an den Sit-
zungen des Stiftungsausschusses Universitätsme-
dizin mit beratender Stimme teil. 3Der Stiftungsaus-
schuss Universitätsmedizin kann die Gleichstel-
lungsbeauftragte und die Mitglieder des Personal-
rats beratend hinzuziehen.“

2Die Mitglieder des Vorstands nehmen an den Sit-
zungen des Stiftungsausschusses Universitätsme-
dizin mit beratender Stimme teil. 3Der Stiftungsaus-
schuss Universitätsmedizin kann die Gleichstel-
lungsbeauftragte und die Mitglieder der Personal-
vertretung beratend hinzuziehen.“

60. § 60 b wird wie folgt geändert: 60. § 60 b wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgenden Wortlaut: a) unverändert

„Stiftungsrat der Stiftung Universität Göttingen“.

b) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: b) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Dem Stiftungsrat der Stiftung Universität
Göttingen gehören die Mitglieder des Stif-
tungsausschusses Universität und des Stif-
tungsausschusses Universitätsmedizin nach
§ 60 a Abs. 2 Satz 1 Nrn. 2 bis 4 an.“

„1Dem Stiftungsrat der Stiftung Universität
Göttingen gehören die Mitglieder des Stif-
tungsausschusses Universität und des Stif-
tungsausschusses Universitätsmedizin nach
§ 60 a Abs. 3 Satz 1 Nrn. 2 bis 4 an.“

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „erweiterten“ ge-
strichen.

aa) unverändert

bb) In Satz 2 wird das Wort „erweiterte“ ge-
strichen.

bb) unverändert

cc) Satz 3 erhält folgende Fassung: cc) Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Neben den Mitgliedern des Präsidiums
nehmen die Mitglieder des Vorstands
der Universitätsmedizin Göttingen an
den Sitzungen des Stiftungsrats teil.“

„3Neben den Mitgliedern des Präsidiums
nehmen die Mitglieder des Vorstands
der Universitätsmedizin ____ an den
Sitzungen des Stiftungsrats teil.“

dd) Es wird der folgende Satz 4 angefügt: dd) Es wird der folgende Satz 4 angefügt:

„4Der Stiftungsrat kann die Gleichstel-
lungsbeauftragte und die Mitglieder des
Personalrats beratend hinzuziehen.“

„4Der Stiftungsrat kann die Gleichstel-
lungsbeauftragte und die Mitglieder der
Personalvertretung beratend hinzuzie-
hen.“

d) Absatz 3 erhält folgende Fassung: d) unverändert

„(3) Der Stiftungsrat tritt in den Angele-
genheiten, die außer der Universitätsmedizin
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auch andere Teile der Stiftung Universität
Göttingen betreffen, an die Stelle des Stif-
tungsausschusses Universität und des Stif-
tungsausschusses Universitätsmedizin.“

61. § 61 Abs. 4 wird gestrichen. 61. unverändert

62. Nach § 63 wird das folgende Fünfte Kapitel einge-
fügt:

62. Nach § 63 wird das folgende Fünfte Kapitel einge-
fügt:

„Fünf tes Kapi te l „Fünf tes Kapi te l
Humanmedizinische Einrichtungen Humanmedizinische Einrichtungen

§ 63 a
Gliederung

§ 63 a

unverändert
(1) In den humanmedizinischen Einrichtungen

können medizinische Zentren gebildet werden, die
in Abteilungen gegliedert sein sollen.

(2) Die Universitätsmedizin Göttingen umfasst
alle Organisationseinheiten der medizinischen Fa-
kultät der Universität Göttingen und des Universi-
tätsklinikums.

(3) 1Die humanmedizinischen Einrichtungen
können Krankenhäuser anderer Träger als akade-
mische Lehrkrankenhäuser zulassen. 2Über die
Zulassung wird mit dem jeweiligen Träger eine
Vereinbarung getroffen.

§ 63 b
Vorstand

§ 63 b
Vorstand

1Die Medizinische Hochschule Hannover wird
von einem Vorstand (zugleich Präsidium nach den
§§ 37 bis 39) als zentralem Organ gemäß § 36 ge-
leitet. 2Die Universitätsmedizin Göttingen wird von
einem Vorstand geleitet, der zugleich Organ der
Stiftung Universität Göttingen und der Hochschule
ist; er tritt in Angelegenheiten der Universitätsmedi-
zin Göttingen an die Stelle des Präsidiums. 3Der
Vorstand besteht aus

1Die Medizinische Hochschule Hannover wird
von einem Vorstand, der zugleich Präsidium nach
den §§ 37 bis 39 ist, als zentralem Organ gemäß
§ 36 geleitet. 2Die Universitätsmedizin Göttingen
wird von einem Vorstand geleitet, der zugleich Or-
gan der Stiftung Universität Göttingen und der
Hochschule ist. 2/1Der Vorstand tritt in Angelegen-
heiten der Universitätsmedizin Göttingen an die
Stelle des Präsidiums, soweit nicht in den nach-
folgenden Vorschriften etwas anderes bestimmt
ist. 3Der Vorstand besteht jeweils aus

1. einem Mitglied mit Zuständigkeit für das Res-
sort Forschung und Lehre, das zugleich Spre-
cherin oder Sprecher des Vorstands und bei
der Medizinischen Hochschule Hannover zu-
gleich Präsidentin oder Präsident ist,

1. unverändert
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2. einem Mitglied mit Zuständigkeit für das Res-
sort Krankenversorgung, das bei der Medizi-
nischen Hochschule Hannover zugleich Vize-
präsidentin oder Vizepräsident ist, und

2. unverändert

3. einem Mitglied mit Zuständigkeit für das Res-
sort Wirtschaftsführung und Administration,
das bei der Medizinischen Hochschule Han-
nover zugleich Vizepräsidentin oder Vizeprä-
sident ist.

3. unverändert

4Die Vorstandsmitglieder werden für die Dauer von
bis zu sechs Jahren bestellt. 5Sie werden im Ange-
stelltenverhältnis beschäftigt und sind hauptberuf-
lich tätig. 6Abweichend von § 38 Abs. 1 kann die
Sprecherin oder der Sprecher des Vorstands keine
Richtlinien für den Vorstand festlegen.

4Die Vorstandsmitglieder werden für die Dauer von
bis zu sechs Jahren bestellt. 5Sie werden im Ange-
stelltenverhältnis beschäftigt und sind hauptberuf-
lich tätig. 6__________ Die Sprecherin oder der
Sprecher des Vorstands kann keine Richtlinien für
den Vorstand festlegen.

§ 63 c
Bestellung und Entlassung der Vorstandsmitglieder

der Medizinischen Hochschule Hannover

§ 63 c
Bestellung und Entlassung der Vorstandsmitglieder

der Medizinischen Hochschule Hannover

(1) 1Die Vorstandsmitglieder werden nach ei-
ner Ausschreibung durch das Fachministerium be-
stellt. 2Wird die Bestellung versagt, so ist eine an-
dere Person vorzuschlagen. 3Mit den Vorstands-
mitgliedern ist zu vereinbaren, dass Tätigkeiten, die
geeignet sind, die Aufgaben des Vorstands zu be-
einträchtigen, nicht ausgeübt werden dürfen.

(1) 1Die Vorstandsmitglieder werden
__________ durch das Fachministerium bestellt.
2Wird die Bestellung versagt, so ist eine andere
Person vorzuschlagen. 3Mit den Vorstandsmitglie-
dern ist zu vereinbaren, dass Tätigkeiten, die ge-
eignet sind, die Aufgaben des Vorstands zu beein-
trächtigen, nicht ausgeübt werden dürfen.

(2) 1Zur Vorbereitung des Vorschlags für die
Bestellung eines Vorstandsmitglieds richtet der
Hochschulrat eine Findungskommission ein, deren
Zusammensetzung sich aus der Anlage 1 ergibt;
soweit dort eine Wahl vorgesehen ist, wird das Nä-
here dazu in der Grundordnung bestimmt. 2Das
Fachministerium und der Vorstand können eine
abweichende Zusammensetzung der Findungs-
kommission vereinbaren. 3Das Vorstandsmitglied,
dessen Nachfolge vorbereitet wird, und Personen,
die sich um die Mitgliedschaft im Vorstand bewor-
ben haben, dürfen in der Findungskommission
nicht mitwirken. 4Die Mitglieder der Findungskom-
mission sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.
5Die Findungskommission fasst ihre Beschlüsse
mit einfacher Mehrheit.

(2) 1Zur Vorbereitung des Vorschlags für die
Bestellung eines Vorstandsmitglieds richtet der
Hochschulrat eine Findungskommission ein, deren
Zusammensetzung sich aus der Anlage 1 ergibt;
soweit für die Mitglieder der Findungskommis-
sion eine Wahl vorgesehen ist, wird das Nähere
dazu in der Grundordnung bestimmt. 2__________.
3Das Vorstandsmitglied, dessen Nachfolge vorbe-
reitet wird, und Personen, die sich um die Mitglied-
schaft im Vorstand beworben haben, dürfen in der
Findungskommission nicht mitwirken. 4Die Mitglie-
der der Findungskommission sind zur Verschwie-
genheit verpflichtet. 5Die Findungskommission
fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit.

(3) 1Die Bestellung der Vorstandsmitglieder
erfolgt auf Vorschlag des Hochschulrats. 2Das Vor-
standsmitglied, dessen Nachfolge vorbereitet wird,
und Personen, die sich um die Mitgliedschaft im
Vorstand beworben haben, dürfen an dem Vor-
schlag des Hochschulrats nicht mitwirken. 3Dem

(3) 1Die Bestellung des Vorstandsmitglieds
nach § 63 b Satz 3 Nr. 1 erfolgt auf Vorschlag des
Senats im Einvernehmen mit dem Hochschulrat
und die Bestellung der übrigen Vorstandsmit-
glieder auf Vorschlag des Hochschulrats im
Einvernehmen mit dem Vorstandsmitglied nach
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Senat ist Gelegenheit zu geben, zu dem Vorschlag
des Hochschulrats Stellung zu nehmen.

§ 63 b Satz 3 Nr. 1. 2Das Vorstandsmitglied, des-
sen Nachfolge vorbereitet wird, und Personen, die
sich um die Mitgliedschaft im Vorstand beworben
haben, dürfen an dem Vorschlag nicht mitwirken.
3__________.

(4) 1Auf Vorschlag des Hochschulrats kann
das Fachministerium das Vorstandsmitglied nach
§ 63 b Satz 3 Nr. 1 ohne Ausschreibung für eine
weitere Amtszeit von bis zu sechs Jahren bestel-
len; dem Senat ist Gelegenheit zur Stellungnahme
zu geben. 2Auf Vorschlag des Vorstands, zu dem
der Hochschulrat sein Einvernehmen erklärt hat,
kann das Fachministerium das Vorstandsmitglied
nach § 63 b Satz 3 Nr. 2 oder 3 ohne Ausschrei-
bung für eine weitere Amtszeit von bis zu sechs
Jahren bestellen. 3Absatz 3 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(4) unverändert

(5) 1Das Fachministerium kann das Vor-
standsmitglied nach § 63 b Satz 3 Nr. 1 auf Vor-
schlag des Hochschulrats entlassen. 2Der Vor-
schlag nach Satz 1 bedarf der Mehrheit von zwei
Dritteln der Mitglieder. 3Das Fachministerium kann
ein Vorstandsmitglied nach § 63 b Satz 3 Nr. 2
oder 3 auf Vorschlag des Vorstands entlassen; Ab-
satz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 4Der Vorschlag
nach Satz 3 bedarf des Einvernehmens des Hoch-
schulrats; es müssen mindestens fünf stimmbe-
rechtigte Mitglieder für das Einvernehmen gestimmt
haben.

(5) 1Das Fachministerium kann das Vor-
standsmitglied nach § 63 b Satz 3 Nr. 1 auf Vor-
schlag des Hochschulrats entlassen. 2Der Vor-
schlag nach Satz 1 bedarf der Mehrheit von zwei
Dritteln der Mitglieder des Hochschulrats. 3Das
Fachministerium kann ein Vorstandsmitglied nach
§ 63 b Satz 3 Nr. 2 oder 3 auf Vorschlag des Vor-
stands entlassen; Absatz 3 Satz 2 gilt entspre-
chend. 4Der Vorschlag nach Satz 3 bedarf des Ein-
vernehmens des Hochschulrats; es müssen min-
destens fünf stimmberechtigte Mitglieder für die
Erteilung des Einvernehmens gestimmt haben.

(6) Der Senat kann dem Hochschulrat mit ei-
ner Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder und
der Mehrheit der Mitglieder der Hochschullehrer-
gruppe vorschlagen, dem Fachministerium die
Entlassung eines Vorstandsmitglieds vorzuschla-
gen.

(6) 1Der Senat kann dem Hochschulrat mit ei-
ner Mehrheit von drei Vierteln seiner Mitglieder
und der Mehrheit der Mitglieder der Hochschulleh-
rergruppe die Entlassung des Vorstandsmit-
glieds nach § 63 b Satz 3 Nr. 1 vorschlagen
__________. 2Liegt ein Vorschlag des Senats
nach Satz 1 vor, bedarf der Vorschlag des
Hochschulrats abweichend von Absatz 5 Satz 2
nur der Mehrheit der Mitglieder.

(7) 1Im Fall der Entlassung nach Absatz 5 er-
hält das Vorstandsmitglied die anteilige Jahres-
grundvergütung für die Dauer von sechs Monaten,
beginnend nach Ablauf des Monats der Entlas-
sung, weiter. 2Der Anspruch mindert sich um das in
dieser Zeit von dem ehemaligen Vorstandsmitglied
erzielte steuerpflichtige Einkommen aus einer be-
ruflichen Tätigkeit.

(7) 1Ein nach Absatz 5 entlassenes Vor-
standsmitglied hat ____ nach Ablauf des Monats
der Entlassung einen Anspruch auf Zahlung der
__________ anteiligen Jahresgrundvergütung für
die Dauer von weiteren sechs Monaten. 2Der An-
spruch mindert sich um das in dieser Zeit von dem
ehemaligen Vorstandsmitglied erzielte steuerpflich-
tige Einkommen aus einer beruflichen Tätigkeit.
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§ 63 d
Bestellung und Entlassung der Vorstandsmitglieder

der Universitätsmedizin Göttingen

§ 63 d
Bestellung und Entlassung der Vorstandsmitglieder

der Universitätsmedizin Göttingen

(1) 1Der Stiftungsausschuss Universitätsme-
dizin bestellt jeweils nach einer Ausschreibung

(1) 1Der Stiftungsausschuss Universitätsme-
dizin bestellt jeweils __________

1. das Vorstandsmitglied nach § 63 b Satz 3
Nr. 1 auf Vorschlag des Fakultätsrats nach
Vorbereitung durch eine Findungskommission
und

1. unverändert

2. die Vorstandsmitglieder nach § 63 b Satz 3
Nrn. 2 und 3 jeweils auf Vorschlag einer Aus-
wahlkommission;

2. unverändert

die jeweilige Zusammensetzung der Kommission
ergibt sich aus der Anlage 2; soweit dort eine Wahl
vorgesehen ist, wird das Nähere dazu in der
Grundordnung bestimmt. 2Der Stiftungsausschuss
Universitätsmedizin und der Vorstand können eine
abweichende Zusammensetzung der jeweiligen
Findungs- oder Auswahlkommission vereinbaren.
3Mit den Vorstandsmitgliedern ist zu vereinbaren,
dass Tätigkeiten, die geeignet sind, die Aufgaben
des Vorstands zu beeinträchtigen, nicht ausgeübt
werden dürfen. 4Das Vorstandsmitglied, dessen
Nachfolge vorbereitet wird, und Personen, die sich
um die Mitgliedschaft im Vorstand beworben ha-
ben, dürfen in der Findungs- oder Auswahlkommis-
sion nicht mitwirken. 5Die Mitglieder der Kommis-
sionen sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. 6Die
Kommission fasst ihre Beschlüsse mit einfacher
Mehrheit. 7§ 43 Abs. 4 Satz 2 findet keine Anwen-
dung.

die jeweilige Zusammensetzung der Kommission
ergibt sich aus der Anlage 2; soweit für die Mit-
glieder der Findungs- oder Auswahlkommissi-
on eine Wahl vorgesehen ist, wird das Nähere da-
zu in der Grundordnung bestimmt. 2__________.
3Mit den Vorstandsmitgliedern ist zu vereinbaren,
dass Tätigkeiten, die geeignet sind, die Aufgaben
des Vorstands zu beeinträchtigen, nicht ausgeübt
werden dürfen. 4Das Vorstandsmitglied, dessen
Nachfolge vorbereitet wird, und Personen, die sich
um die Mitgliedschaft im Vorstand beworben ha-
ben, dürfen in der Findungs- oder Auswahlkom-
mission nicht mitwirken. 5Die Mitglieder der Kom-
missionen sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.
6Die Kommission fasst ihre Beschlüsse mit einfa-
cher Mehrheit. 7§ 43 Abs. 4 Satz 2 findet keine An-
wendung.

(2) 1Den Vorschlag der Auswahlkommission
leitet die Präsidentin oder der Präsident dem Stif-
tungsausschuss Universitätsmedizin zu. 2Die Prä-
sidentin oder der Präsident erläutert den Vorschlag
dem Fakultätsrat und der Klinikkonferenz und gibt
ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme. 3Der Stif-
tungsausschuss Universitätsmedizin entscheidet
über den Vorschlag frühestens nach Ablauf von
zwei Wochen ab dem Tag der Beschlussfassung
der Auswahlkommission auch dann, wenn ihm eine
Stellungnahme des Fakultätsrats oder der Klinik-
konferenz nicht vorliegt.

(2) unverändert

(3) 1Der Stiftungsausschuss Universitätsme-
dizin kann das Vorstandsmitglied nach § 63 b
Satz 3 Nr. 1 und ein Vorstandsmitglied nach § 63 b
Satz 3 Nr. 2 oder 3 nach Anhörung der Auswahl-

(3) 1Der Stiftungsausschuss Universitätsme-
dizin kann das Vorstandsmitglied nach § 63 b
Satz 3 Nr. 1 und das Vorstandsmitglied nach
§ 63 b Satz 3 Nr. 2 oder 3 nach Anhörung der
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kommission ohne Ausschreibung für eine weitere
Amtszeit von bis zu sechs Jahren bestellen. 2Dem
Fakultätsrat ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben.

Auswahlkommission ohne Ausschreibung für eine
weitere Amtszeit von bis zu sechs Jahren bestel-
len. 2Dem Fakultätsrat ist Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben.

(4) 1Der Stiftungsausschuss Universitätsme-
dizin kann das Vorstandsmitglied nach § 63 b
Satz 3 Nr. 1 auf Vorschlag des Fakultätsrats und
ein Vorstandsmitglied nach § 63 b Satz 3 Nr. 2
oder 3 im Einvernehmen mit einer Kommission
entlassen, die in ihrer Zusammensetzung der je-
weiligen Auswahlkommission nach der Anlage 2
entspricht. 2Die Beschlüsse des Fakultätsrats und
der Kommission nach Satz 1 bedürfen jeweils einer
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder. 3Vor einer
Entscheidung des Stiftungsausschusses Universi-
tätsmedizin über die Entlassung eines Vorstands-
mitglieds nach § 63 b Satz 3 Nr. 2 oder 3 erhalten
die Präsidentin oder der Präsident, der Fakultätsrat
und die Klinikkonferenz Gelegenheit zur Stellung-
nahme.

(4) 1Der Stiftungsausschuss Universitätsme-
dizin kann das Vorstandsmitglied nach § 63 b
Satz 3 Nr. 1 auf Vorschlag des Fakultätsrats und
das Vorstandsmitglied nach § 63 b Satz 3 Nr. 2
oder 3 im Einvernehmen mit einer Kommission
entlassen, die in ihrer Zusammensetzung der je-
weiligen Auswahlkommission nach der Anlage 2
entspricht. 2Die Beschlüsse des Fakultätsrats nach
Satz 1 bedürfen der Mehrheit von drei Vierteln der
Mitglieder, die Beschlüsse ____ der Kommission
nach Satz 1 ____ von zwei Dritteln der Mitglieder.
3Vor einer Entscheidung des Stiftungsausschusses
Universitätsmedizin über die Entlassung des Vor-
standsmitglieds nach § 63 b Satz 3 Nr. 2 oder 3 er-
halten die Präsidentin oder der Präsident, der Fa-
kultätsrat und die Klinikkonferenz Gelegenheit zur
Stellungnahme.

(5) 1Im Fall der Entlassung nach Absatz 4 er-
hält das Vorstandsmitglied die anteilige Jahres-
grundvergütung für die Dauer von sechs Monaten,
beginnend nach Ablauf des Monats der Entlas-
sung, weiter. 2Der Anspruch mindert sich um das in
dieser Zeit von dem ehemaligen Vorstandsmitglied
erzielte steuerpflichtige Einkommen aus einer be-
ruflichen Tätigkeit.

(5) 1Ein nach Absatz 4 entlassenes Vor-
standsmitglied hat ____ nach Ablauf des Monats
der Entlassung einen Anspruch auf Zahlung der
__________ anteiligen Jahresgrundvergütung für
die Dauer von weiteren sechs Monaten. 2Der An-
spruch mindert sich um das in dieser Zeit von dem
ehemaligen Vorstandsmitglied erzielte steuerpflich-
tige Einkommen aus einer beruflichen Tätigkeit.

§ 63 e
Aufgaben und Befugnisse des Vorstands

und der Vorstandsmitglieder

§ 63 e
Aufgaben und Befugnisse des Vorstands

und der Vorstandsmitglieder

(1) 1Die Vorstände der humanmedizinischen
Einrichtungen sind für alle Angelegenheiten der
humanmedizinischen Einrichtungen einschließlich
der dienstrechtlichen Befugnisse für das Hoch-
schulpersonal zuständig, soweit diese nicht durch
Gesetz dem Träger der Hochschule, einem ande-
ren Organ der Hochschule, einem einzelnen Vor-
standsmitglied oder an der Universität Göttingen
der Präsidentin oder dem Präsidenten der Hoch-
schule zugewiesen sind. 2An der Universität Göt-
tingen vertritt die Sprecherin oder der Sprecher des
Vorstands die Universität in Angelegenheiten der
Universitätsmedizin nach außen. 3Das Vorstands-
mitglied nach § 63 b Satz 3 Nr. 1 der Medizinischen
Hochschule Hannover führt den Vorsitz im Senat
ohne Stimmrecht und nimmt zugleich mit einer
Studiendekanin oder einem Studiendekan gemein-

(1) 1Der Vorstand_ __________ ist für alle
Angelegenheiten der humanmedizinischen Ein-
richtung_ zuständig und hat ____ die dienstrechtli-
chen Befugnisse für das Hochschulpersonal inne.
1/1Satz 1 gilt nicht, soweit __________ durch Ge-
setz etwas anderes bestimmt ist __________. 2An
der Universität Göttingen vertritt die Sprecherin
oder der Sprecher des Vorstands die Universität in
Angelegenheiten der Universitätsmedizin nach au-
ßen. 3Das Vorstandsmitglied nach § 63 b Satz 3
Nr. 1 der Medizinischen Hochschule Hannover
führt den Vorsitz im Senat ohne Stimmrecht und
nimmt zugleich mit einer Studiendekanin oder ei-
nem Studiendekan gemeinsam die Aufgaben eines
Dekanats wahr. 4Das Vorstandsmitglied nach
§ 63 b Satz 3 Nr. 1 der Universität Göttingen ist
zugleich Dekanin oder Dekan der Medizinischen
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sam die Aufgaben eines Dekanats wahr. 4Das Vor-
standsmitglied nach § 63 b Satz 3 Nr. 1 der
Universität Göttingen ist zugleich Dekanin oder De-
kan der Medizinischen Fakultät.

Fakultät.

(2) Zu den Aufgaben des Vorstands gehören
die Vorstandsangelegenheiten, die nicht nach den
Absätzen 4 bis 6 einem Vorstandsmitglied übertra-
gen sind, insbesondere

(2) Vorstandsangelegenheiten sind die
__________ Aufgaben des Vorstands _________,
die nicht nach den Absätzen 4 bis 6 einem einzel-
nen Vorstandsmitglied übertragen sind, insbeson-
dere

  1. die Herstellung des Einvernehmens gemäß
§ 41 Abs. 2 Satz 1 über die Grundzüge der
Entwicklungsplanung und den Gleichstel-
lungsplan nach Beschlussfassung des Senats
bei der Medizinischen Hochschule Hannover
und des Fakultätsrats bei der Universitätsme-
dizin Göttingen,

  1. die Erteilung des Einvernehmens _________
zu dem jeweiligen Beschluss____ des Se-
nats bei der Medizinischen Hochschule Han-
nover oder des Fakultätsrats bei der Univer-
sitätsmedizin Göttingen über die Grundzüge
der Entwicklungsplanung und den Gleichstel-
lungsplan

  2. die Beschlussfassung über die Entwicklungs-
planung,

  2. bis 11. unverändert

  3. die Errichtung, Änderung, Zusammenlegung
und Aufhebung von Organisationseinheiten
sowie die Festlegung ihrer Aufgaben und Or-
ganisationsstrukturen,

  4. der Abschluss einer Zielvereinbarung,

  5. die Beschlussfassung über den Wirtschafts-
plan,

  6. die Beschlussfassung über den Jahresab-
schluss,

  7. das strategische Controlling,

  8. die Raum-, Investitions- und Geräteplanung,

  9. der Abschluss von Pflegesatz- und sonstigen
Vereinbarungen mit den Kostenträgern,

10. die Aufteilung der Sach-, Investitions- und
Personalbudgets auf die Organisationsein-
heiten,

11. die Bereitstellung von Mitteln für einen zen-
tralen Lehr- und einen zentralen For-
schungsfonds,

12. die abschließende Entscheidung über Vor-
schläge der Körperschaft für die Berufung von
Professorinnen und Professoren,

12. die abschließende Entscheidung über Beru-
fungsvorschläge __________ des Fakultäts-
rats,
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13. die Bestellung der Direktorinnen und Direkto-
ren der Abteilungen sowie der Leiterinnen und
Leiter der sonstigen Organisationseinheiten,

13. unverändert

14. die Führung der die Sach-, Investitions- und
Personalausstattung betreffenden Berufungs-
und Bleibeverhandlungen mit Professorinnen
und Professoren einschließlich des Abschlus-
ses von außertariflichen Angestelltenverträ-
gen mit Professorinnen und Professoren, die
ärztliche Aufgaben wahrnehmen, sowie die
sich daraus ergebenden Vertragsangelegen-
heiten,

14. die Führung der Berufungs- und Bleibever-
handlungen mit Professorinnen und Professo-
ren, soweit die Sach-, Investitions- und Per-
sonalausstattung betroffen ist, einschließlich
des Abschlusses von außertariflichen Ange-
stelltenverträgen mit Professorinnen und
Professoren, die ärztliche Aufgaben wahr-
nehmen, sowie die sich daraus ergebenden
Vertragsangelegenheiten,

15. die Genehmigung von Ordnungen, soweit ei-
ne andere Zuständigkeit nicht gegeben ist,
und

15. unverändert

16. sonstige ressortübergreifende Entscheidun-
gen.

16. unverändert

(3) 1Entscheidungen nach Absatz 2 Nr. 3 sind
bei der Medizinischen Hochschule Hannover im
Benehmen mit dem Senat und bei der Universi-
tätsmedizin Göttingen im Benehmen mit dem Fa-
kultätsrat sowie, soweit die Krankenversorgung
betroffen ist, auch im Benehmen mit der jeweiligen
Klinikkonferenz zu treffen. 2Der Vorstand gibt vor
Abschluss einer Zielvereinbarung bei der Medizini-
schen Hochschule Hannover dem Senat und bei
der Universitätsmedizin Göttingen dem Fakultätsrat
Gelegenheit zur Stellungnahme; über den Ab-
schluss einer Zielvereinbarung nach § 1 Abs. 3 in-
formiert er die jeweilige Klinikkonferenz. 3Vor dem
Beschluss über den Wirtschaftsplan sind bei der
Medizinischen Hochschule Hannover der Senat
und bei der Universitätsmedizin Göttingen der Fa-
kultätsrat sowie die jeweilige Klinikkonferenz zu hö-
ren.

(3) 1Entscheidungen nach Absatz 2 Nr. 3 sind
bei der Medizinischen Hochschule Hannover im
Benehmen mit dem Senat und bei der Universi-
tätsmedizin Göttingen im Benehmen mit dem Fa-
kultätsrat sowie, soweit die Krankenversorgung
betroffen ist, auch im Benehmen mit der jeweiligen
Klinikkonferenz zu treffen. 2Der Vorstand gibt vor
Abschluss einer Zielvereinbarung bei der Medizini-
schen Hochschule Hannover dem Senat und bei
der Universitätsmedizin Göttingen dem Fakultätsrat
Gelegenheit zur Stellungnahme; über den Ab-
schluss einer Zielvereinbarung nach § 1 Abs. 3 in-
formiert er die jeweilige Klinikkonferenz. 3Vor der
Beschlussfassung über den Wirtschaftsplan sind
bei der Medizinischen Hochschule Hannover der
Senat und bei der Universitätsmedizin Göttingen
der Fakultätsrat sowie die jeweilige Klinikkonferenz
zu hören.

(4) 1Zu den Aufgaben des Vorstandsmitglieds
nach § 63 b Satz 3 Nr. 1 gehören

(4) unverändert

1. die Organisation und Weiterentwicklung von
Forschung und Lehre,

2. die Aufteilung der für die Forschung be-
stimmten Ressourcen,

3. die Evaluation der Forschung,
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4. die Aufteilung der für die Lehre bestimmten
Ressourcen,

5. die Evaluation der Lehre und

6. die Kooperation mit akademischen Lehrkran-
kenhäusern.

2Entscheidungen nach Satz 1 Nr. 1 von grundsätz-
licher Bedeutung einschließlich der Bildung von
Schwerpunkten sowie Entscheidungen und Maß-
nahmen nach Satz 1 Nrn. 2 bis 5 sind bei der Me-
dizinischen Hochschule Hannover im Benehmen
mit dem Senat und bei der Universitätsmedizin
Göttingen im Benehmen mit dem Fakultätsrat zu
treffen.

(5) 1Zu den Aufgaben des Vorstandsmitglieds
nach § 63 b Satz 3 Nr. 2 gehören

(5) unverändert

1. die Organisation der Krankenversorgung ein-
schließlich der Leistungsplanung, der Ent-
scheidungen über die Bettenstruktur und der
Qualitätssicherung,

2. die Aufteilung der für die Krankenversorgung
vorgesehenen Ressourcen,

3. die Sicherstellung der Aus-, Fort- und Weiter-
bildung des in der Krankenversorgung einge-
setzten Personals und

4. die Organisation der Schulen für Fachberufe
des Gesundheitswesens.

2Entscheidungen nach Satz 1 Nr. 1 werden im Be-
nehmen mit der Pflegedienstleitung und der jewei-
ligen Direktorin oder dem jeweiligen Direktor der
klinischen Abteilung getroffen. 3Entscheidungen
nach Satz 1 Nr. 2 werden im Benehmen mit der
Klinikkonferenz getroffen.

(6) 1Zu den Aufgaben des Vorstandsmitglieds
nach § 63 b Satz 3 Nr. 3 gehören

(6) 1Zu den Aufgaben des Vorstandsmitglieds
nach § 63 b Satz 3 Nr. 3 gehören

1. die Leitung der Verwaltung der humanmedizi-
nischen Einrichtung,

1. unverändert

2. die betriebswirtschaftliche Unternehmenspla-
nung und -führung,

2. die betriebswirtschaftliche Unternehmenspla-
nung und Unternehmensführung,

3. die Geräte-, Bau- und Liegenschaftsangele-
genheiten,

3. unverändert
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4. die Personalverwaltung und Personalent-
wicklung und

4. unverändert

5. die Wahrung der Ordnung und die Ausübung
des Hausrechts sowie das betriebliche Sozi-
alwesen, die Arbeitssicherheit und der Um-
weltschutz.

5. unverändert

2Das Vorstandsmitglied nach § 63 b Satz 3 Nr. 3 an
der Medizinischen Hochschule Hannover ist Be-
auftragte oder Beauftragter für den Haushalt, auch
in Angelegenheiten der anderen Ressorts.

2Das Vorstandsmitglied nach § 63 b Satz 3 Nr. 3 an
der Medizinischen Hochschule Hannover ist Be-
auftragte oder Beauftragter für den Haushalt, auch
in Angelegenheiten der anderen Ressorts.

(7) 1Die Vorstandsmitglieder können an den
Sitzungen der Gremien der Hochschule beratend
teilnehmen, soweit eine Aufgabe der humanmedi-
zinischen Einrichtung betroffen ist. 2Satz 1 gilt nicht
in Bezug auf Prüfungskommissionen.

(7) 1Die Vorstandsmitglieder können an den
Sitzungen der Organe, der Gremien und der
Kommissionen der Hochschule beratend teilneh-
men, soweit eine Aufgabe der humanmedizini-
schen Einrichtung betroffen ist. 2Satz 1 gilt nicht in
Bezug auf Prüfungskommissionen.

§ 63 f
Verfahren im Vorstand

§ 63 f
Verfahren im Vorstand

(1) 1Der Vorstand fasst seine Beschlüsse ein-
stimmig. 2Kommt in einer für mindestens zwei Res-
sorts wesentlichen Angelegenheit eine Einigung
nicht zustande, so hat die Sprecherin oder der
Sprecher eine Beschlussfassung mit einfacher
Mehrheit herbeizuführen. 3Beschlüsse nach § 63 e
Abs. 2 Nr. 12 kommen gegen die Stimme des Vor-
standsmitglieds nach § 63 b Satz 3 Nr. 1 nicht zu-
stande.

(1) 1Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in
Vorstandsangelegenheiten nach § 63 e Abs. 2
einstimmig. 2Kommt ein Beschluss nach Satz 1
__________ nicht zustande, so __________ ge-
nügt bei einer nochmaligen Abstimmung die
einfache Mehrheit. 3Beschlüsse nach § 63 e Abs. 2
Nr. 12 kommen gegen die Stimme des Vorstands-
mitglieds nach § 63 b Satz 3 Nr. 1 nicht zustande.

(2) 1Der Vorstand gibt sich eine Geschäfts-
ordnung. 2Darin ist auch die Vertretung der Vor-
standsmitglieder zu regeln. 3Die Vorstandsmitglie-
der dürfen sich untereinander nicht vertreten.

(2) unverändert

§ 63 g
Klinikkonferenz und

Krankenhausbetriebsleitung

§ 63 g

unverändert

(1) In den humanmedizinischen Einrichtungen
werden jeweils eine Klinikkonferenz und eine Kran-
kenhausbetriebsleitung einschließlich einer Pflege-
dienstleitung eingerichtet.

(2) 1Die Klinikkonferenz berät das Vorstands-
mitglied nach § 63 b Satz 3 Nr. 2 in allen wesentli-
chen das Ressort betreffenden Fragen, insbeson-
dere in Bezug auf
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1. den Wirtschaftsplan, soweit die Krankenver-
sorgung betroffen ist,

2. die Einrichtung und Auflösung von Organisa-
tionseinheiten, die ganz oder zum Teil der
Krankenversorgung dienen,

3. Strukturveränderungen im Bereich der Kran-
kenversorgung sowie

4. die Errichtung von Gesellschaften und die
Beteiligung an Gesellschaften, wenn die
Krankenversorgung betroffen ist.

2Die einzelnen Mitglieder der Klinikkonferenz kön-
nen Auskünfte des Vorstandsmitglieds nach § 63 b
Satz 3 Nr. 2 und die Behandlung ihrer Anträge in
der Klinikkonferenz verlangen.

(3) Folgt in der Universitätsmedizin Göttingen
das Vorstandsmitglied nach § 63 b Satz 3 Nr. 2 ei-
nem Vorschlag der Klinikkonferenz nicht, so hat es

1. in einer Angelegenheit nach Absatz 2 Satz 1
Nr. 1 oder 4 dem Stiftungsausschuss Univer-
sitätsmedizin und

2. in einer Angelegenheit nach Absatz 2 Satz 1
Nr. 2 oder 3 dem Vorstand

die Auffassung der Klinikkonferenz mitzuteilen.

(4) 1Der Klinikkonferenz gehören an

1. vier Abteilungsdirektorinnen oder Abteilungs-
direktoren,

2. die Leiterin oder der Leiter des Pflegedien-
stes,

3. eine Pflegekraft,

4. eine Ärztin oder ein Arzt,

5. die Gleichstellungsbeauftragte,

6. ein Mitglied des Personalrats und

7. ein Mitglied der MTV-Gruppe.

2Die Mitglieder nach Satz 1 Nr. 1 werden von den
Abteilungsdirektorinnen und Abteilungsdirektoren
gewählt; durch sie sollen die operativen, konserva-



Niedersächsischer Landtag – 15. Wahlperiode Drucksache 15/3281

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 15/2670 Empfehlungen des Ausschusses für Wissenschaft und
Kultur

68

tiven und klinisch-theoretischen Gebiete der Medi-
zin vertreten sein. 3Die Mitglieder nach Satz 1
Nrn. 3, 4 und 7 werden aus ihrer Berufs- oder Sta-
tusgruppe in der humanmedizinischen Einrichtung
und das Mitglied nach Satz 1 Nr. 6 vom Personalrat
gewählt. 4Die Amtszeit der Mitglieder der Klinik-
konferenz nach Satz 1 Nrn. 1, 3, 4 und 7 beträgt
zwei Jahre. 5Das Nähere zu den Wahlen nach den
Sätzen 2 bis 4 wird durch eine Ordnung geregelt.

(5) 1Die Krankenhausbetriebsleitung ein-
schließlich der Pflegedienstleitung unterstützt das
Vorstandsmitglied nach § 63 b Satz 3 Nr. 2 im lau-
fenden Betrieb des Krankenhauses. 2Der Kranken-
hausbetriebsleitung gehören das Vorstandsmitglied
nach § 63 b Satz 3 Nr. 2 als vorsitzendes Mitglied,
das Vorstandsmitglied nach § 63 b Satz 3 Nr. 3, die
Leiterin oder der Leiter des Pflegedienstes und
nach Entscheidung des Vorstands weitere von ihm
bestellte Personen an.

(6) Der Vorstand beschließt im Benehmen mit
der Klinikkonferenz eine Geschäftsordnung für die
Krankenhausbetriebsleitung und die Klinikkonfe-
renz.

§ 63 h
Sonderregelungen

für die Universität Göttingen

§ 63 h
Sonderregelungen

für die Universität Göttingen

(1) 1Das Präsidium und der Vorstand infor-
mieren sich regelmäßig über alle wesentlichen An-
gelegenheiten ihrer Geschäftsbereiche. 2In Ange-
legenheiten, die

(1) unverändert

1. den gemeinsamen Einsatz von Personal oder
Sachmitteln,

2. die gemeinsame Infrastruktur oder

3. den jeweils anderen Bereich wesentlich be-
rührende Änderungen des Lehr- oder For-
schungsprofils der Universität oder der Uni-
versitätsmedizin

betreffen, bedürfen Entscheidungen des Einver-
nehmens zwischen dem Präsidium und dem Vor-
stand. 3Kommt eine Einigung nicht zustande, so
entscheidet der Stiftungsrat.

(2) 1In Angelegenheiten der Universitätsmedi-
zin tritt der Fakultätsrat der Medizinischen Fakultät
an die Stelle des Senats. 2Zu Vorschlägen für die

(2) 1In Angelegenheiten der Universitätsmedi-
zin tritt der Fakultätsrat der Medizinischen Fakultät
an die Stelle des Senats. 2Zu __________ Beru-
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Berufung von Professorinnen und Professoren und
zu Selbstverwaltungsangelegenheiten von grund-
sätzlicher Bedeutung nimmt unbeschadet des Sat-
zes 1 der Senat Stellung. 3Der Vorstand legt dem
Senat und dem Fakultätsrat in Bezug auf die Ver-
arbeitung personenbezogener Daten Rechenschaft
ab und informiert sie über den Abschluss einer
Zielvereinbarung.

fungsvorschlägen und zu Selbstverwaltungsange-
legenheiten von grundsätzlicher Bedeutung nimmt
unbeschadet des Satzes 1 der Senat Stellung. 3Der
Vorstand legt dem Senat und dem Fakultätsrat in
Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener
Daten Rechenschaft ab und informiert sie über den
Abschluss einer Zielvereinbarung.

(3) 1Entscheidungen über Vorschläge zur Be-
rufung von Professorinnen und Professoren nach
§ 63 e Abs. 2 Nr. 12 trifft innerhalb der Stiftung der
Vorstand im Einvernehmen mit dem Präsidium.
2Kommt das Einvernehmen zustande, so beruft der
Vorstand die Professorin oder den Professor im
Einvernehmen mit dem Stiftungsausschuss Univer-
sitätsmedizin. 3Kommt das Einvernehmen nicht zu-
stande, so legt die Präsidentin oder der Präsident
den Berufungsvorschlag des Vorstands mit der
Stellungnahme des Präsidiums dem Stiftungsrat
vor. 4Stimmt der Stiftungsrat dem Berufungsvor-
schlag des Vorstands zu, so kann der Vorstand die
Professorin oder den Professor berufen. 5Stimmt
der Stiftungsrat dem Berufungsvorschlag nicht zu,
so legt der Vorstand dem Präsidium einen neuen
Berufungsvorschlag zur Herstellung des Einver-
nehmens nach Satz 1 vor oder bricht das Beru-
fungsverfahren ab.

(3) 1Entscheidungen über Berufungsvorschlä-
ge __________ nach § 63 e Abs. 2 Nr. 12 trifft in-
nerhalb der Stiftung der Vorstand im Einvernehmen
mit dem Präsidium. 2Wird das Einvernehmen er-
teilt, so beruft der Vorstand die Professorin oder
den Professor im Einvernehmen mit dem Stiftungs-
ausschuss Universitätsmedizin. 3Wird das Einver-
nehmen nicht erteilt, so legt die Präsidentin oder
der Präsident den Berufungsvorschlag des Vor-
stands mit der Stellungnahme des Präsidiums dem
Stiftungsrat vor. 4Stimmt der Stiftungsrat dem Be-
rufungsvorschlag des Vorstands zu, so kann der
Vorstand die Professorin oder den Professor be-
rufen. 5Stimmt der Stiftungsrat dem Berufungsvor-
schlag nicht zu, so legt der Vorstand dem Präsidi-
um einen neuen Berufungsvorschlag zur Herstel-
lung des Einvernehmens nach Satz 1 vor oder
bricht das Berufungsverfahren ab.

(4) In wichtigen Angelegenheiten unterrichtet
der Vorstand den Stiftungsausschuss Universi-
tätsmedizin.

(4) unverändert

(5) 1Der Fakultätsrat wählt auf Vorschlag der
Kommission für Gleichstellung eine Gleichstel-
lungsbeauftragte für die Universitätsmedizin. 2Die
Grundordnung regelt das Nähere zur Errichtung
der Kommission sowie zur Amtszeit und zum Ver-
fahren der Wahl der Gleichstellungsbeauftragten.

(5) unverändert

(6) Der Präsidentin oder dem Präsidenten
verbleiben die dienstrechtlichen Befugnisse

(6) unverändert

1. für die Ernennung und Entlassung der beam-
teten Professorinnen und Professoren,

2. für die Ausübung disziplinarrechtlicher Befug-
nisse gegenüber beamteten Professorinnen
und Professoren,

3. für arbeitsrechtliche Abmahnungen und Kün-
digungen gegenüber angestellten Professo-
rinnen und Professoren, einschließlich der
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Chefärztinnen und Chefärzte, mit Ausnahme
der auf Zeit angestellten leitenden Oberärz-
tinnen und leitenden Oberärzte   sowie

4. für die Verleihung des Professorentitels an
angestellte Professorinnen und Professoren,
einschließlich der Chefärztinnen und Chef-
ärzte, mit Ausnahme der auf Zeit angestellten
leitenden Oberärztinnen und leitenden Ober-
ärzte.“

63. § 64 erhält folgende Fassung: 63. § 64 erhält folgende Fassung:

„§ 64
Anerkennung von Hochschulen

„§ 64
Anerkennung von Hochschulen

(1) 1Einrichtungen des Bildungswesens, die
keine Hochschulen in staatlicher Verantwortung
sind, bedürfen der staatlichen Anerkennung als
Hochschule, um eine entsprechende Bezeichnung
führen, Hochschulprüfungen abnehmen und Hoch-
schulgrade oder vergleichbare Bezeichnungen
verleihen zu können. 2Die Anerkennung kann auf
Antrag der Einrichtung vom Fachministerium erteilt
werden, wenn die Einrichtung einschließlich ihres
Studienangebots auf ihren Antrag von einer vom
Fachministerium bestimmten Stelle akkreditiert
worden ist und darüber hinaus aufgrund entspre-
chender Nachweise gewährleistet ist, dass

(1) 1Einrichtungen des Bildungswesens, die
keine Hochschulen in staatlicher Verantwortung
sind, bedürfen der staatlichen Anerkennung als
Hochschule, um eine entsprechende Bezeichnung
führen, Hochschulprüfungen abnehmen und Hoch-
schulgrade oder vergleichbare Bezeichnungen
verleihen zu können. 2Die Anerkennung kann auf
Antrag der Einrichtung vom Fachministerium erteilt
werden, wenn die Einrichtung einschließlich ihres
Studienangebots auf ihren Antrag von einer vom
Fachministerium bestimmten Stelle akkreditiert
worden ist und darüber hinaus aufgrund entspre-
chender Nachweise gewährleistet ist, dass

1. das Studium auf ein berufliches Tätigkeitsfeld
vorbereitet und die dafür erforderlichen fachli-
chen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden
so vermittelt, dass die Studierenden zu wis-
senschaftlicher oder künstlerischer Arbeit und
zu verantwortlichem Handeln in einem frei-
heitlichen, demokratischen und sozialen
Rechtsstaat befähigt werden,

1. unverändert

2. eine Mehrzahl von nebeneinander bestehen-
den oder aufeinander folgenden Studiengän-
gen an der Einrichtung allein oder im Verbund
mit anderen Einrichtungen des Bildungswe-
sens angeboten wird oder im Rahmen einer
Ausbauplanung vorgesehen ist, es sei denn,
dass innerhalb einer Fachrichtung die Ein-
richtung einer Mehrzahl von Studiengängen
durch die wissenschaftliche Entwicklung oder
das entsprechende berufliche Tätigkeitsfeld
nicht nahe gelegt wird,

2. unverändert
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3. die Studierenden die Voraussetzungen für die
Aufnahme in eine entsprechende staatliche
Hochschule erfüllen,

3. die Studienbewerberinnen und Studienbe-
werber die Voraussetzungen für die Aufnah-
me in eine entsprechende staatliche Hoch-
schule erfüllen,

4. die hauptberuflich Lehrenden die Einstel-
lungsvoraussetzungen erfüllen, die für eine
entsprechende Tätigkeit an einer staatlichen
Hochschule gefordert werden,

4. unverändert

5. die Angehörigen der Einrichtung an der Ge-
staltung des Studiums in sinngemäßer An-
wendung der für staatliche Hochschulen gel-
tenden Grundsätze mitwirken,

5. unverändert

6. das Lehrangebot überwiegend von hauptbe-
ruflich im Dienst der Einrichtung Lehrenden
erbracht wird und

6. unverändert

7. der Bestand der Einrichtung für die nächsten
fünf Jahre finanziell gesichert ist.

7. unverändert

3Neue Studiengänge dürfen nur mit vorheriger
staatlicher Anerkennung nach Akkreditierung durch
eine vom Fachministerium bestimmte Stelle einge-
richtet werden. 4Satz 3 gilt für wesentliche Ände-
rungen eingerichteter Studiengänge entsprechend.

3Neue Studiengänge dürfen nur mit Genehmigung
des Fachministeriums nach Akkreditierung durch
eine vom Fachministerium bestimmte Stelle einge-
richtet werden. 4Satz 3 gilt für wesentliche Ände-
rungen eingerichteter Studiengänge entsprechend.

(2) 1Niederlassungen von staatlichen oder
staatlich anerkannten Hochschulen aus Mitglied-
staaten der Europäischen Union gelten als staatlich
anerkannt, soweit sie Hochschulqualifikationen ih-
res Herkunftsstaates vermitteln. 2Die Betriebsauf-
nahme der Niederlassung und die Ausweitung ih-
res Studienangebots sind dem Fachministerium
sechs Monate vorher anzuzeigen. 3Dabei ist der
Nachweis zu führen, dass die Qualität des Studi-
enangebots nach den im Herkunftsstaat geltenden
Regelungen gesichert ist.

(2) 1Niederlassungen von staatlichen oder
staatlich anerkannten Hochschulen aus Mitglied-
staaten der Europäischen Union gelten als staatlich
anerkannt, soweit sie Hochschulqualifikationen ih-
res Herkunftsstaates vermitteln und die Qualität
des Studienangebots nach den im Herkunftsstaat
geltenden Regelungen gesichert ist. 2Die Be-
triebsaufnahme der Niederlassung sowie die Aus-
weitung ihres Studienangebots sind dem Fachmi-
nisterium jeweils sechs Monate im Voraus anzu-
zeigen. 3__________.

(3) 1Hochschulausbildungen dürfen im Rah-
men von Franchiseverträgen mit ausländischen
Hochschulen nur angeboten werden, wenn der
Franchisegeber eine nach dem Recht des Her-
kunftsstaates staatliche oder staatlich anerkannte
Hochschule ist, für das Studienangebot die Vor-
aussetzungen nach Absatz 2 Satz 3 erfüllt sind und
das Studienangebot des Franchisenehmers unter
Mitwirkung einer inländischen Akkreditierungsein-
richtung akkreditiert ist. 2Das Studienangebot ist
dem Fachministerium sechs Monate vor Be-
triebsaufnahme anzuzeigen. 3Dabei ist nachzuwei-
sen, dass die Voraussetzungen nach Satz 1 erfüllt

(3) wird (hier) gestrichen
(jetzt § 64 a)
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sind. 4§ 10 Abs. 1 gilt mit der Maßgabe, dass ne-
ben der verleihenden Hochschule auch der Fran-
chisenehmer anzugeben ist. 5Für die Ausweitung
oder wesentliche Änderung des Studienangebots
nach Betriebsaufnahme gelten die Sätze 2 und 3
entsprechend.“

63/1. Nach § 64 wird der folgende § 64 a eingefügt:

„§ 64 a
Vereinbarungen über die Durchführung

von Hochschulausbildungen

1____ Einrichtungen, die keine Niederlas-
sungen nach § 64 Abs. 2 sind, dürfen aufgrund
einer Vereinbarung mit einer ausländischen
Hochschule_ Hochschulausbildungen nur durch-
führen, wenn

1. die ausländische Hochschule __________
nach dem Recht des Herkunftsstaates staat-
lich_ oder staatlich anerkannt_ ____ ist,

2. die Qualität des Studienangebots nach
den im Herkunftsstaat der ausländischen
Hochschule geltenden Regelungen gesi-
chert ist und

3. das Studienangebot der die Hochschulaus-
bildung durchführenden Einrichtung unter
Mitwirkung einer inländischen Akkreditie-
rungseinrichtung akkreditiert ist.

2Das Studienangebot ist dem Fachministerium
sechs Monate vor Betriebsaufnahme anzuzeigen.
3Dabei ist nachzuweisen, dass die Voraussetzun-
gen nach Satz 1 erfüllt sind. 4§ 10 Abs. 1 gilt mit
der Maßgabe, dass neben der den Grad verlei-
henden ausländischen Hochschule auch die Ein-
richtung anzugeben ist, an der die Hochschul-
ausbildung durchgeführt worden ist. 5Für die
Ausweitung oder wesentliche Änderung des Studi-
enangebots nach Betriebsaufnahme gelten die
Sätze 2 und 3 entsprechend.“

64. § 65 wird wie folgt geändert: 64. § 65 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird im einleitenden Satzteil nach
dem Wort „kann“ das Wort „auch“ eingefügt.

a) unverändert

b) Es wird der folgende Absatz 3 angefügt: b) Es wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) 1Das Fachministerium kann den Be- „(3) 1Das Fachministerium kann den Be-
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trieb einer Hochschule, die keine Hochschule
in staatlicher Verantwortung ist, untersagen,
wenn die Anerkennungsvoraussetzungen
(§ 64 Abs. 1 und 2) nicht oder nicht mehr er-
füllt sind. 2Es kann die Hochschulausbildung
durch einen Franchisenehmer untersagen,
wenn die Voraussetzungen nach § 64 Abs. 3
nicht mehr erfüllt sind.“

trieb von Einrichtungen nach § 64 Abs. 1
untersagen, wenn diese ohne staatliche An-
erkennung betrieben werden und die Aner-
kennungsvoraussetzungen __________ nicht
erfüllt sind. 1/1Das Fachministerium kann
Studiengänge schließen, die ohne die
nach § 64 Abs. 1 Sätze 3 und 4 erforderli-
che Genehmigung angeboten werden.
1/2Es kann den Betrieb einer Niederlassung
nach § 64 Abs. 2 untersagen, wenn diese
nicht als staatlich anerkannt gilt. 2Das
Fachministerium kann die Durchführung
von Hochschulausbildungen durch Einrich-
tungen nach § 64 a untersagen, wenn die
Voraussetzungen nach § 64 a Abs. 1 Satz 1
nicht nachgewiesen sind.“

65. In § 66 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort
„Hochschulen“ die Worte „und Einrichtungen nach
§ 64 Abs. 3“ eingefügt.

65. In § 66 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort
„Hochschulen“ die Worte „und Einrichtungen nach
§ 64 a ____“ eingefügt.

66. § 67 wird wie folgt geändert: 66. § 67 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Das Land gewährt den am (Datum
des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes) beste-
henden kirchlichen Fachhochschulen für den
laufenden Betrieb eine Finanzhilfe nach Maß-
gabe des Haushalts.“

„(2) Das Land gewährt den am 1. Janu-
ar 2007 bestehenden kirchlichen Fachhoch-
schulen für den laufenden Betrieb eine Fi-
nanzhilfe nach Maßgabe des Haushalts.“

b) Die Absätze 3 und 4 werden gestrichen. b) unverändert

67. § 68 wird wie folgt geändert: 67. § 68 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: a) unverändert

„Rechtsstellung,
Aufgaben und Zuständigkeiten“.

b) Dem Absatz 1 werden die folgenden Sätze 3
und 4 angefügt:

„3Das Fachministerium legt nach Anhörung
der betroffenen Hochschulen und Studenten-
werke durch Verordnung die örtliche Zustän-
digkeit der Studentenwerke fest. 4Für den
Hochschulstandort Clausthal kann das
Fachministerium die Aufgaben des Studen-
tenwerks durch Verordnung der Technischen
Universität Clausthal übertragen.“

b) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort
„Zusammenlegung“ ein Komma und die
Worte „Änderung der örtlichen Zuständig-
keit“ eingefügt.
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c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird der folgende neue Satz 4 ein-
gefügt:

aa) unverändert

„4Die Studentenwerke dürfen Schülerin-
nen und Schülern sowie Studierende an
Berufsakademien mit Mensaleistungen
versorgen, soweit der hochschulbezo-
gene Versorgungsauftrag dadurch nicht
beeinträchtigt wird, kostendeckende Ent-
gelte erhoben werden und die Leistun-
gen im Rahmen vorhandener Kapazitä-
ten erbracht werden können.“

bb) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5 und wie
folgt geändert:

bb) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5 und wie
folgt geändert:

„5Der Halbsatz 2 wird gestrichen.“ Am Ende des Halbsatzes 1 wird das
Semikolon durch einen Punkt ersetzt
und Halbsatz 2 wird gestrichen.

c/1. Es wird der folgende neue Absatz 3 einge-
fügt:

„(3) 1Studentenwerke können sich zur
Erfüllung ihrer Aufgaben an Unternehmen
in der Rechtsform einer juristischen Per-
son des privaten Rechts beteiligen oder
solche Unternehmen gründen. 2§ 50 Abs. 4
Sätze 2 bis 5 findet entsprechende An-
wendung.“

c/2. Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden
Absätze 4 und 5.

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: d) Der neue Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird die Verweisung „§ 56
Abs. 2 und 3 Satz 1 Nrn. 4 bis 6 und
Satz 2 Nr. 6“ durch die Verweisung auf
„§ 56 Abs. 2 und Abs. 4 Satz 2 Nr. 6“ er-
setzt.

aa) In Satz 2 wird die Verweisung „§ 56
Abs. 2 und 3 Satz 1 Nrn. 4 bis 6 und
Satz 2 Nr. 6“ durch die Verweisung ___
„§ 56 Abs. 2 und Abs. 4 Satz 2 Nr. 6“ er-
setzt.

bb) Es wird der folgende Satz 3 angefügt: bb) wird gestrichen

„3Die Förderungsfähigkeit nach dem
Hochschulbauförderungsgesetz bleibt
erhalten.“
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68. § 70 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 68. § 70 ____ wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die Finanzhilfe wird nach Maßgabe des
Haushalts gewährt.“

„(3) 1Die Finanzhilfe wird nach Maßgabe
des Haushalts gewährt. 2Die Finanzhilfe
nach Absatz 1 Satz 1 setzt sich zusammen
aus

1. einem Sockelbetrag von 300 000 Euro
für jedes Studentenwerk,

2. dem sich aus der Zahl der Studieren-
den ergebenden Grundbetrag und

3. dem von der Teilnahme am Men-
saessen abhängigen Beköstigungs-
betrag.

3Die nach Abzug der Sockelbeträge ver-
bleibenden Haushaltsmittel verteilen sich
in einem Verhältnis von 1 zu 2 auf den
Grundbetrag und den Beköstigungsbetrag.
4Die Zahl der Studierenden, für die der
Grundbetrag ermittelt wird, ergibt sich aus
der amtlichen Hochschulstatistik. 5Maß-
geblich ist die Zahl der Studierenden für
das letzte vor dem jeweiligen Haushalts-
jahr begonnene Wintersemester. 6Der Be-
köstigungsbetrag ergibt sich aus der Zahl
der vom Studentenwerk in seinen Mensen
und Essensausgabestellen ausgegebenen
Essensportionen. 7Als Essensportion gel-
ten alle an eine Studierende oder einen
Studierenden an einem Tag ausgegebenen
Hauptmahlzeiten. 8Das Fachministerium
kann für einen Zeitraum von bis zu fünf
Jahren nach einer Zusammenlegung von
Studentenwerken die Höhe des Sockelbe-
trages abweichend von Satz 2 Nr. 1 festle-
gen.“

b) Absatz 4 Sätze 2 und 3 erhält folgende
Fassung:

„2Auf den Jahresabschluss sind die Vor-
schriften des Handelsgesetzbuchs über
große Kapitalgesellschaften sinngemäß
anzuwenden. 3Auf die Prüfung des Jahres-
abschlusses sind die Prüfungsgrundsätze
des § 53 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 des Haus-
haltsgrundsätzegesetzes entsprechend
anzuwenden.“
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69. § 71 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 69. § 71 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Am Ende der Nummer 2 Buchst. b wird der
Punkt durch ein Komma ersetzt.

a) unverändert

b) Es werden die folgenden Nummern 3 und 4
angefügt:

b) Es werden die folgenden Nummern 3 und 4
angefügt:

„3. die Niederlassung einer Hochschule be-
treibt oder das Studienangebot der Nie-
derlassung einer Hochschule ausweitet,
ohne dies gemäß § 64 Abs. 2 rechtzeitig
mit dem erforderlichen Nachweis ange-
zeigt zu haben oder

„3. die Niederlassung einer Hochschule be-
treibt oder das Studienangebot der Nie-
derlassung einer Hochschule ausweitet,
ohne dies gemäß § 64 Abs. 2 Satz 2
rechtzeitig __________ angezeigt zu
haben, oder

4. Hochschulausbildung im Rahmen eines
Franchisevertrages anbietet, ohne das
Studienangebot gemäß § 64 Abs. 3 Sät-
ze 2 und 3 auch in Verbindung mit
Satz 4 rechtzeitig mit dem erforderlichen
Nachweis angezeigt zu haben.“

4. eine Hochschulausbildung im Rahmen
einer Vereinbarung nach § 64 a an-
bietet, ohne das Studienangebot gemäß
§ 64 a Sätze 2 und 3 auch in Verbin-
dung mit Satz 5 rechtzeitig mit dem er-
forderlichen Nachweis angezeigt zu ha-
ben.“

69/1. Nach § 71 wird der folgende § 71 a eingefügt:

„§ 71 a
Veröffentlichungen von Ordnungen

1Ordnungen der Hochschulen sind, auch
soweit sie staatliche Angelegenheiten oder ei-
gene Angelegenheiten einer Stiftung nach § 55
regeln, von der jeweiligen Hochschule in geeig-
neter Weise zu veröffentlichen. 2Das Gesetz
über die Verkündung, den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens und die Aufhebung von Verordnungen
vom 1. April 1996 (Nds. GVBl. S. 82, 116), geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. No-
vember 2004 (Nds. GVBl. S. 402), findet inso-
weit keine Anwendung.“

70. § 72 wird wie folgt geändert: 70. § 72 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1, 3, 4 und 5 werden gestrichen. a) unverändert

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 1. b) unverändert

c) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 2 und wie
folgt geändert:

c) unverändert

aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

bb) Satz 2 wird gestrichen.
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d) Die Absätze 7 bis 10 werden gestrichen. d) unverändert

e) Der bisherige Absatz 11 wird Absatz 3 und
wie folgt geändert:

e) unverändert

aa) In Satz 5 wird das Wort „Abwahl“ durch
das Wort „Entlassung“ ersetzt.

bb) In Satz 6 Halbsatz 2 wird die Verwei-
sung „§ 38 Abs. 3 und 5“ durch die Ver-
weisung „§ 38 Abs. 4 und 6“ ersetzt.

f) Die bisherigen Absätze 12 bis 15 werden Ab-
sätze 4 bis 7.

f) unverändert

g) Es werden die folgenden neuen Absätze 8
und 9 eingefügt:

g) Es werden die folgenden neuen Absätze 8
und 9 eingefügt:

„(8) § 27 Abs. 2 Satz 4 ist auf Professo-
rinnen und Professoren, die am (Datum des
In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes) das 60. Le-
bensjahr bereits vollendet haben, nicht anzu-
wenden.

„(8) § 27 Abs. 2 Satz 4 ist auf Professo-
rinnen und Professoren, die am 1. Januar
2007 das 60. Lebensjahr bereits vollendet
haben, nicht anzuwenden.

(9) 1Beamtinnen und Beamte, die nach
dem 1. September 2002, aber vor dem
24. September 2004 als hauptamtliche Mit-
glieder eines Hochschulpräsidiums in ein Be-
amtenverhältnis auf Zeit berufen worden und
damit aus einem Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit als unmittelbare Landesbeamte aus-
geschieden sind, sind auf Antrag erneut in
das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zu
übernehmen; entsprechendes gilt für mittelba-
re Landesbeamte im Geltungsbereich dieses
Gesetzes. 2§ 38 Abs. 6 Satz 2 gilt entspre-
chend.“

(9) 1Beamtinnen und Beamte, die nach
dem 1. September 2002, aber vor dem
24. September 2004 als hauptamtliche Mit-
glieder eines Präsidiums einer Hochschule
in ein Beamtenverhältnis auf Zeit berufen wor-
den und damit aus einem Beamtenverhältnis
auf Lebenszeit als unmittelbare Landesbeam-
te entlassen worden sind, sind auf Antrag er-
neut in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit
zu berufen; entsprechendes gilt für mittelbare
Landesbeamte im Geltungsbereich dieses
Gesetzes. 2§ 38 Abs. 6 Satz 2 gilt für Präsi-
dentinnen und Präsidenten entsprechend.“

71. Nach § 72 werden die folgende Anlagen 1 und 2
angefügt:

71. Nach § 72 werden die folgenden Anlagen 1 und 2
angefügt:

„Anlage 1 „Anlage 1
(zu § 63 c Abs. 2 Satz 1) (zu § 63 c Abs. 2 Satz 1)

Zusammensetzung der Findungskommissionen
für die Vorstandsmitglieder

der Medizinischen Hochschule Hannover

Zusammensetzung der Findungskommissionen
für die Vorstandsmitglieder

der Medizinischen Hochschule Hannover

1. Für das Vorstandsmitglied nach § 63 b Satz 3
Nr. 1:

1. unverändert

a) drei vom Senat aus seiner Mitte ge-
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wählte Mitglieder,

b) drei vom Hochschulrat aus seiner Mitte
gewählte Mitglieder,

c) die Vorstandsmitglieder nach § 63 b
Satz 3 Nrn. 2 und 3,

d) eine Vertreterin oder ein Vertreter des
Fachministeriums (ohne Stimmrecht),

e) ein vom Personalrat aus seiner Mitte
gewähltes Mitglied und

f) die Gleichstellungsbeauftragte.

2. Für das Vorstandsmitglied nach § 63 b Satz 3
Nr. 2:

2. Für das Vorstandsmitglied nach § 63 b Satz 3
Nr. 2:

a) zwei vom Hochschulrat aus seiner Mitte
gewählte Mitglieder,

a) unverändert

b) zwei von der Klinikkonferenz aus ihrer
Mitte benannte Abteilungsleiterinnen
oder Abteilungsleiter,

b) zwei von der Klinikkonferenz aus ihrer
Mitte benannte Abteilungsdirektorinnen
oder Abteilungsdirektoren,

c) die Vertreterin oder der Vertreter des
Personalrats in der Klinikkonferenz,

c) unverändert

d) die Leiterin oder der Leiter des Pflege-
dienstes,

d) unverändert

e) die Vorstandsmitglieder nach § 63 b
Satz 3 Nrn. 1 und 3,

e) unverändert

f) eine Vertreterin oder ein Vertreter des
Fachministeriums (ohne Stimmrecht)
und

f) unverändert

g) die Gleichstellungsbeauftragte. g) unverändert

3. Für das Vorstandsmitglied nach § 63 b Satz 3
Nr. 3:

3. unverändert

a) zwei vom Senat aus seiner Mitte ge-
wählte Mitglieder,

b) zwei von der Klinikkonferenz aus ihrer
Mitte gewählte Mitglieder,

c) zwei vom Hochschulrat aus seiner Mitte
gewählte Mitglieder,
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d) die Vorstandsmitglieder nach § 63 b
Satz 3 Nrn. 1 und 2,

e) eine Vertreterin oder ein Vertreter des
Fachministeriums (ohne Stimmrecht),

f) die Leiterin oder der Leiter des Pflege-
dienstes,

g) ein vom Personalrat aus seiner Mitte
gewähltes Mitglied und

h) die Gleichstellungsbeauftragte.

Anlage 2 Anlage 2
(zu § 63 d Abs. 1 Satz 1) (zu § 63 d Abs. 1 Satz 1)

Zusammensetzung der Findungs- und
Auswahlkommissionen für die Vorstands-

mitglieder der Universitätsmedizin Göttingen

Zusammensetzung der Findungs- und
Auswahlkommissionen für die Vorstands-

mitglieder der Universitätsmedizin Göttingen

1. Findungskommission für das Vorstandsmit-
glied nach § 63 b Satz 3 Nr. 1:

1. Findungskommission für das Vorstandsmit-
glied nach § 63 b Satz 3 Nr. 1:

a) die Präsidentin oder der Präsident als
vorsitzendes Mitglied,

a) unverändert

b) die Vorstandsmitglieder nach § 63 b
Satz 3 Nrn. 2 und 3,

b) unverändert

c) drei vom Fakultätsrat aus seiner Mitte
gewählte Mitglieder,

c) unverändert

d) ein vom Personalrat der Universitätsme-
dizin Göttingen aus seiner Mitte ge-
wähltes Mitglied,

d) ein vom Personalrat der Universitätsme-
dizin ____ aus seiner Mitte gewähltes
Mitglied,

e) die Gleichstellungsbeauftragte für die
Universitätsmedizin Göttingen,

e) die Gleichstellungsbeauftragte für die
Universitätsmedizin ____,

f) ein vom Stiftungsausschuss Universi-
tätsmedizin aus seiner Mitte gewähltes
Mitglied (ohne Stimmrecht) und

f) unverändert

g) die Vertreterin oder der Vertreter des
Fachministeriums im Stiftungsausschuss
Universitätsmedizin (ohne Stimmrecht).

g) unverändert

2. Auswahlkommission für das Vorstandsmit-
glied nach § 63 b Satz 3 Nr. 2:

2. Auswahlkommission für das Vorstandsmit-
glied nach § 63 b Satz 3 Nr. 2:

a) die Präsidentin oder der Präsident als
vorsitzendes Mitglied,

a) unverändert
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b) die Vorstandsmitglieder nach § 63 b
Satz 3 Nrn. 1 und 3,

b) unverändert

c) ein vom Fakultätsrat aus seiner Mitte
gewähltes Mitglied,

c) unverändert

d) zwei von der Klinikkonferenz aus ihrer
Mitte gewählte Abteilungsleiterinnen
oder Abteilungsleiter,

d) zwei von der Klinikkonferenz aus ihrer
Mitte gewählte Abteilungsdirektorinnen
oder Abteilungsdirektoren,

e) ein vom Personalrat der Universitätsme-
dizin Göttingen aus seiner Mitte ge-
wähltes Mitglied,

e) ein vom Personalrat der Universitätsme-
dizin ____ aus seiner Mitte gewähltes
Mitglied,

f) die Gleichstellungsbeauftragte für die
Universitätsmedizin Göttingen,

f) die Gleichstellungsbeauftragte für die
Universitätsmedizin ____,

g) die Leiterin oder der Leiter des Pflege-
dienstes,

g) unverändert

h) ein vom Stiftungsausschuss Universi-
tätsmedizin aus seiner Mitte gewähltes
Mitglied (ohne Stimmrecht) und

h) unverändert

i) die Vertreterin oder der Vertreter des
Fachministeriums im Stiftungsausschuss
Universitätsmedizin (ohne Stimmrecht).

i) unverändert

3. Auswahlkommission für das Vorstandsmit-
glied nach § 63 b Satz 3 Nr. 3:

3. Auswahlkommission für das Vorstandsmit-
glied nach § 63 b Satz 3 Nr. 3:

a) die Präsidentin oder der Präsident als
vorsitzendes Mitglied,

a) unverändert

b) die Vorstandsmitglieder nach § 63 b
Satz 3 Nrn. 1 und 2,

b) unverändert

c) zwei vom Fakultätsrat aus seiner Mitte
gewählte Mitglieder,

c) unverändert

d) zwei von der Klinikkonferenz aus ihrer
Mitte gewählte Mitglieder,

d) unverändert

e) ein vom Personalrat der Universitätsme-
dizin Göttingen aus seiner Mitte ge-
wähltes Mitglied,

e) ein vom Personalrat der Universitätsme-
dizin ____ aus seiner Mitte gewähltes
Mitglied,

f) die Gleichstellungsbeauftragte für die
Universitätsmedizin Göttingen,

f) die Gleichstellungsbeauftragte für die
Universitätsmedizin ____,

g) die Leiterin oder der Leiter des Pflege-
dienstes (ohne Stimmrecht),

g) unverändert



Niedersächsischer Landtag – 15. Wahlperiode Drucksache 15/3281

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 15/2670 Empfehlungen des Ausschusses für Wissenschaft und
Kultur

81

h) ein vom Stiftungsausschuss Universi-
tätsmedizin aus seiner Mitte gewähltes
Mitglied (ohne Stimmrecht) und

h) unverändert

i) die Vertreterin oder der Vertreter des
Fachministeriums im Stiftungsausschuss
Universitätsmedizin (ohne Stimmrecht).“

i) unverändert

Artikel 2 Artikel 2
Änderung des

Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes
Änderung des

Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes

§ 105 des Niedersächsischen Personalvertretungs-
gesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1998
(Nds. GVBl. S. 19, 581), zuletzt geändert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 16. Dezember 2004 (Nds. GVBl.
S. 616), wird wie folgt geändert:

unverändert

1. Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt:

„(3) Abweichend von § 8 Abs. 1 Satz 3 kön-
nen sich das Präsidium der Hochschule und der
Vorstand der Universitätsmedizin Göttingen auch
durch in der Sache zuständige und entscheidungs-
befugte Beschäftigte vertreten lassen, die generell
zu bestimmen sind.“

2. Die bisherigen Absätze 3 bis 7 werden Absätze 4
bis 8.

3. Im neuen Absatz 8 erhält Nr. 4 folgende Fassung:

„4. Die Einigungsstelle wird für die Dauer der re-
gelmäßigen Amtszeit der Personalräte vom
Präsidium und dem Gesamtpersonalrat oder,
wenn ein solcher nicht besteht, dem Perso-
nalrat gebildet. Bei der Universitätsmedizin
Göttingen tritt der Vorstand an die Stelle des
Präsidiums.“

Artikel 3 Artikel 3
Änderung des

Niedersächsischen Hochschulzulassungsgesetzes
Änderung des

Niedersächsischen Hochschulzulassungsgesetzes

§ 7 des Niedersächsischen Hochschulzulassungs-
gesetzes vom 29. Januar 1998 (Nds. GVBl. S. 51), zu-
letzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
15. Dezember 2005 (Nds. GVBl. S. 426), wird wie folgt
geändert:

unverändert
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1. Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

2. Es wird der folgende Absatz 2 angefügt:

„(2) Die Ordnung bedarf der Genehmigung.“

Artikel 4 Artikel 4
Änderung des Niedersächsischen Architektengesetzes Änderung des Niedersächsischen Architektengesetzes

In § 2 Abs. 1 Satz 4 des Niedersächsischen Archi-
tektengesetzes in der Fassung vom 26. März 2003 (Nds.
GVBl. S. 177), geändert durch Artikel 9 des Gesetzes
vom 13. Oktober 2005 (Nds. GVBl. S. 296), werden die
Worte „das für das Hochschulwesen zuständige Ministe-
rium“ durch die Worte „die Architektenkammer“ ersetzt.“

unverändert

Artikel 4/1
Änderung des

Niedersächsischen Berufsakademiegesetzes

Dem § 6 a des Niedersächsischen Berufsaka-
demiegesetzes vom 6. Juni 1994 (Nds. GVBl. S. 233),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
24. Oktober 2002 (Nds. GVBl. S. 414), wird der fol-
gende Absatz 6 angefügt:

„(6) ____ Absatz 5 __________ gilt entsprechend
für Abschlüsse von Bachelor-Ausbildungsgängen, die an
der Berufsakademie eines anderen Bundeslandes er-
worben worden sind, wenn die Voraussetzungen des
Absatzes 2 und 3 ____ erfüllt sind.“

Artikel 5 Artikel 5
Übergangsregelung Übergangsregelung

Die nach § 52 des Niedersächsischen Hochschul-
gesetzes in der bis zum In-Kraft-Treten dieses Gesetzes
geltenden Fassung eingerichteten Hochschulräte neh-
men ihre Aufgaben bis zum Ablauf ihrer Amtszeit weiter-
hin wahr.

1Die nach § 52 des Niedersächsischen Hochschul-
gesetzes (NHG) in der bis zum 31. Dezember 2006
geltenden Fassung eingerichteten Hochschulräte neh-
men ab 1. Januar 2007 die Aufgaben eines Hoch-
schulrats nach ___ § 52 NHG in der ab 1. Januar
2007 geltenden Fassung ________ wahr. 2Die auf der
Grundlage der Verordnung über die Medizinische
Hochschule Hannover und den Bereich Humanmedi-
zin der Georg-August-Universität Göttingen vom
1. Dezember 2004 (Nds. GVBl. S. 562) gebildeten Or-
gane, Gremien und Kommissionen bestehen nach
Maßgabe der §§ 63 a bis 63 h NHG in der ab 1. Janu-
ar 2007 geltenden Fassung fort.
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Artikel 6 Artikel 6
Neubekanntmachung Neubekanntmachung

Das Fachministerium wird ermächtigt, das Nieder-
sächsische Hochschulgesetz in der nunmehr geltenden
Fassung mit neuem Datum bekannt zu machen und da-
bei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen.

unverändert

Artikel 7 Artikel 7
In-Kraft-Treten Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am (Datum einsetzen) in
Kraft.

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2007 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: (2) unverändert

1. Artikel II des Fünften Gesetzes zur Änderung des
Niedersächsischen Hochschulgesetzes vom 8. De-
zember 1993 (Nds. GVBl. S. 618),

2. Artikel 2 des Vorschaltgesetzes zur Änderung des
Niedersächsischen Hochschulgesetzes vom
14. Dezember 2001 (Nds. GVBl. S. 759),

3. das Gesetz betreffend die Errichtung und Finanzie-
rung von Stiftungen als Träger niedersächsischer
Hochschulen vom 11. Dezember 2002 (Nds. GVBl.
S. 768),

4. § 4 des Gesetzes zur Fusion der Universität Lüne-
burg und der Fachhochschule Nordostniedersach-
sen und über die Änderung der Stiftung Universität
Lüneburg vom 16. September 2004 (Nds. GVBl.
S. 352),

5. das Gesetz zur Auflösung des Instituts für Erdöl-
und Erdgasforschung vom 18. Mai 2001 (Nds.
GVBl. S. 300) und

6. die Verordnung über die Medizinische Hochschule
Hannover und den Bereich Humanmedizin der Ge-
org-August-Universität Göttingen vom 1. Dezem-
ber 2004 (Nds. GVBl. S. 562).

(Ausgegeben am 03.11.2006)


